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A
m Ende war die Zustimmung
groß. Der Bundestag gab am
vergangenen Donnerstag
grünes Licht für die von der
Bundesregierung beantragte
Finanzhilfe für Zypern

(17/13060). In namentlich Abstimmung
votierten bei 13 Enthaltungen 487 Abge-
ordnete für und 101 gegen das Hilfspro-
gramm, das unter Auflagen ein Darlehen
von insgesamt zehn Milliarden Euro für Zy-
pern vorsieht (siehe Artikel unten). 
Die Zustimmung des Bundestages war not-
wendig, damit der Gouverneursrat an die-
sem Mittwoch, 25. April, das Hilfspro-
gramm auf den Weg bringen kann. Wenn
das zyprische Parlament dem Programm
mit seinen Bedingungen ebenfalls noch zu-
stimmt, könnte die erste Tranche des Darle-
hens im Mai überwiesen werden. Andern-
falls droht Zypern der Staatsbankrott.

Regierungserklärung Finanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) bezeichnete in
seiner Regierungserklärung die geplante Fi-
nanzhilfe als einen weiteren Schritt auf dem
Weg zur Sicherung der Stabilität der Euro-
zone. Zwar handele es sich bei Zypern um
ein relativ kleines Land mit weniger als ei-
ner Million Einwohner, das zudem eine ge-
ringe Wirtschaftskraft habe. Trotzdem sei ei-
ne „Ansteckungsgefahr“ für andere Länder
möglich. 
Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende
der Union, Michael Meister (CDU), und der
haushaltspolitische Sprecher der FDP-Frak-
tion, Otto Fricke, unterstützten den Weg der
Regierung. „Um weiter das Vertrauen in die
Eurozone zu stärken, muss Zypern gestützt
werden“, sagte Meister. Wichtig sei auch,
dass die Gläubiger der Banken in Haftung
genommen werden. 
Fricke wies darauf hin, dass in der Eurozo-
ne nur Hilfe zur Selbsthilfe gewährt werde.
Es wäre für Zypern leichter gewesen, wenn
die Reformen schon vorher eingeleitet wor-
den wären. Es zeige sich immer mehr, dass
Länder, die rechtzeitig reformieren würden,
später besser dastünden als die anderen
Staaten. 
Auch der Vorsitzende der SPD-Fraktion,
Frank-Walter Steinmeier, hielt das Paket für
richtig. Seine Fraktion habe sich schon im-
mer dafür eingesetzt, dass die „einfachen
Steuerzahler am Ende nicht die Dummen“
sein dürften und sich die Eigner und Gläu-
biger der Banken an der Restrukturierung
beteiligen müssten. Dies habe jetzt endlich
auch die Regierung erkannt. „Eine Europäi-
sche Union, die gegen elementare Begriffe
der Gerechtigkeit verstößt, wird uns um die
Ohren fliegen“, sagte Steinmeier voraus.
Die Zustimmung der SPD für das Hilfspro-
gamm sei allerdings keine Zustimmung für

das Krisenmanagement der europäischen
Finanzminister, bei dem Schäuble eine ent-
scheidende Rolle gespielt habe. Es sei dilet-
tantisch gewesen, auch die Kleinanleger ein-
beziehen zu wollen, wie dies bei der ersten
Entscheidung vorgesehen worden war, be-
tonte er.
Auch die Vorsitzende der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, Renate Künast, hielt es für
richtig, dass das Rettungspaket nach langen
„Irrungen und Wirrungen“ doch noch auf
den Weg gebracht werden könne. Allerdings
habe das „Agieren“ der Finanzminister zu
viel Misstrauen gerade bei den kleinen Spa-
rern geführt. Eine europaweite Vertrauens-
krise könne die Folge sein. Außerdem kriti-
sierte sie, dass Schäuble die Antwort schul-
dig geblieben sei, wie es weitergehen soll in
der EU zum Beispiel bei der Regulierung des
Bankensektors. „Wo sind die Jugendpro-
gramme für die Länder mit hoher Jugendar-
beitslosigkeit?“, fragte sie weiter.

Linke dagegen Eindeutig gegen das Hilfs-
programm sprach sich der Vorsitzende der
Linksfraktion, Gregor Gysi, aus. „Es geht
hier nicht um ein Hilfspaket für die Men-

schen auf Zypern, sondern erneut um die
Rettung von Banken“, betonte er. Insgesamt
seien in Europa schon mehr als 350 Milli-
arden Euro in die Rettung von Banken in-
vestiert worden. Es sei nicht davon auszuge-
hen, dass dieses Geld jemals zurückgezahlt
werden könne. Auch Zypern
werde wohl kaum in der La-
ge sein, das Darlehen zu-
rückzuzahlen, da das Land
zusätzlich noch 13 Milliar-
den Euro aufbringen müss-
te. Deshalb sollten jetzt
auch noch die Unterneh-
men privatisiert werden, die
erfolgreich seien und dem
Staat Geld bringen würden.
Gysi betonte, dass die
Hauptbetroffenen die Anle-
ger bei den beiden zypris-
chen Banken seien. Dazu gehörten die zy-
prischen Pensionsfonds und auch kleinere
Handwerker, die nun ihre Löhne nicht
mehr bezahlen könnten. „Die Reichen ha-
ben sich schon längst aus dem Staub ge-
macht“, sagte er. Der Bundestag lehnte Ent-
schließungsanträge der Linksfraktion

(17/13108) für eine Lösung der zyprischen
Probleme außerhalb des Troika-Regimes
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/13108) für einer Vervollständigung der
Bankenunion ab. Dagegen stimmte er Haf-
tungsanpassungen für Zypern nach dem

Rahmenvertrag zur Europäi-
schen Finanzstabilisie-
rungsfazilität (EFSF) zu. Da-
nach erhöht sich wegen des
Ausfalls Nikosias die deut-
sche Haftung nach dem
EFSF-Rahmenvertrag von
29,07 auf 29,13 Prozent.
Der Bundestag stimmte in
namentlichen Abstimmun-
gen ebenfalls der von der
Bundesregierung beantrag-
ten Verlängerung der durch-
schnittlichen Laufzeiten für

die Darlehen des Euro-Rettungsschirms an
Irland und Portugal um weitere sieben Jah-
re zu. Michael Klein ❚

Viel Papier mit viel Inhalt. Der An-
trag (17/13060) der Bundesre-
gierung für eine Zustimmung des
Bundestages zum Hilfspaket für

Zypern ist 216 Seiten dick. Da der Antrag
erst am vorvergangenen Sonntag zugestellt
wurde, blieben den Abgeordneten nur vier
Tage, um sich mit dem Inhalt vertraut zu
machen. Dennoch stimmte am vergange-
nen Donnerstag eine große Mehrheit zu.
Danach erhält Zypern ein Darlehen über
insgesamt zehn Milliarden Euro. Davon soll
der Beitrag des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) neun Milliarden Euro be-
tragen. Der Internationale Währungsfonds
(IWF) soll eine Milliarde Euro zahlen. Mit
einer Beschlussfassung des IWF wird im Mai
gerechnet. 

Verringerung des Bankensektors Die Fi-
nanzhilfe ist so ausgelegt, dass 7,5 Milliar-
den Euro zur Abdeckung des Finanzbedar-
fes des zyprischen Staatshaushaltes und
rund 2,5 Milliarden Euro für die Rekapita-
lisierung und Umstrukturierung des Ban-
kensektors verwendet werden. Zur Abwick-
lung beziehungsweise Restrukturierung der
Bank of Cyprus und der Laiki Bank werden
jedoch keine Mittel zur Verfügung gestellt.

Bei der Umsetzung des Hilfsprogramms soll
sichergestellt werden, dass der zyprische
Bankensektor weiter verringert wird. Dies
soll durch die weitgehende Reduzierung des
verbleibenden internationalen Geschäfts
zyprischer Banken und die Rückführung des
einheimischen Geschäfts auf den zur Finan-
zierung der zyprischen Realwirtschaft not-
wendigen Umfang geschehen. Weiter muss
sich Zypern verpflichten, den Staatshaus-

halt zu konsolidieren. Dazu soll unter an-
derem die Zinsertragssteuer angehoben
und der Körperschaftssteuersatz von derzeit
zehn auf 12,5 Prozent erhöht werden. Zu-
dem sollen Staatsbetriebe privatisiert und
Goldreserven verkauft werden. 
Weiter muss Zypern Strukturreformen um-
setzen. Dazu gehört unter anderem ein Ab-
schlag für Frühverrentung und die Begren-
zung der monatlichen Renten auf maximal

50 Prozent des höchsten Einkommens. Al-
le Rentenmaßnahmen sollen auch auf Pen-
sionen angewendet werden.
Das Hilfsprogramm sieht auch ein Bündel
von Auflagen zur besseren Bekämpfung der
Geldwäsche vor. Dazu soll Zypern bei der
Geldwäscheprävention besser mit ausländi-
schen Behörden kooperieren und die zypri-
sche Zentralbank soll ihre Überwachung
der Institute verstärken.
Die Schuldentragfähigkeitsanalyse der Troi-
ka (EZB, IWF, Europäische Kommission)
zeigt laut Antrag, dass der Schuldenstand
Zyperns bei Umsetzung des Programms zu-
nächst auf rund 126 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) im Jahr 2015 ansteigen
wird. Danach könnte er bis zum Jahr 2020
auf rund 105 Prozent sinken. Die Troika be-
wertet diese Schuldenentwicklung als trag-
fähig und verweist gleichzeitig auf die Ge-
fahr von Abwärtsrisiken bei der Wirtschaft-
schaftsentwicklung. mik ❚

Reif für die Insel
ZYPERN Der Bundestag billigt mit großer Mehrheit das europäische Finanz-Rettungsprogramm Yiannakis Omirou Alles ist nur dem europäi-

schen Reglement geschuldet und hat nichts mit
dem Streit um Hilfen zu tun: Bis Dienstag ist Zy-

perns Parlamentsprä-
sident Yiannakis
Omirou (61) Gastge-
ber der dreitägigen
Parlamentspräsiden-
tenkonferenz der EU
und des Europaparla-
ments. Auch Bundes-
tagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU)
ist dabei. Das hoch-
rangige Treffen findet

stets im folgenden Frühjahr im Land der vorher-
gehenden EU-Ratspräsidentschaft statt, die Zy-
pern in der zweiten Hälfte 2012 innehatte. Auf
der Konferenz in Nikosia, die über Aspekte des
Fiskalvertrages debattiert,wird sich der streitba-
re Omirou als guter Gastgeber zurücknehmen
müssen: Der Chef der oppositionellen Edek-So-
zialisten hatte zuletzt mit markigen Worten den
Euro-Austritt seines Landes gefordert, das keine
„Kolonie“ der EU werden dürfe. kru ❚

Milliarden Euro beträgt der deutsche Haf-
tungsanteil für die Zypern-Hilfe. Beim perma-
nenten Euro-Rettungsschirm ESM, der Nikosia
mit  neun Milliarden Euro unterstützt, beträgt
Berlins Anteil 2,44 Milliarden Euro. Das ent-
spricht 27,15 Prozent. Hinzu kommt der Anteil
Deutschlands von 61,2 Millionen Euro (6,12
Prozent) für die eine Milliarde Euro große Ga-
rantie des Internationalen Währungsfonds.

KOPF DER WOCHE

Guter Gastgeber
in Nikosia 

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Das war 
eine 
erbärmliche
Vorstellung.«
Frank-Walter Steinmeier, SPD-Fraktions-
chef, im Bundestag über die EU-Finanzminister,
die zunächst die Einbeziehung von Kleinanle-
gern zur Bankenrettung in Zypern beschlossen 

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Der Inselstaat Zypern soll in der Eurozone bleiben. Dazu dient das Milliarden-Rettungspaket der EU und des Internationalen Währungsfonds.

Hilfspaket auf 216 Seiten

Bundeskanzlerin Angela Merkel (Mitte) stimmt im Bundestag über die Zypernhilfe ab.
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»Um weiter das
Vertrauen in

die Eurozone zu
stärken, muss

Zypern gestützt
werden.«

Wolfgang Schäuble (CDU)

Mehr zum Thema der Woche auf
den Seiten 2, 3 und 14

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

BESCHLUSS Antrag der Bundesregierung regelt neben der Euro-Summe auch die Zahlungsbedingungen
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WIRTSCHAFT UND FINANZEN 
Wachstum Enquete-Kommission legt Ab-
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Kroatiens Weg in die EU
Ludwig Steindorff

Ein kurzer Gang durch die Geschichte
Marie-Janine Calic

Kroatien und seine Nachbarn
Ljiljana Radonic

Erinnerungskultur und -politik
Christian Braun

Der schwierige Umgang mit der GeschichteHomophobie im zeitgenössischen Kroatien

Zunächst steht die Abmachung im Konjunktiv.
Denn selbst wenn sich die Euro-Gruppe einig
ist, ein neues Rettungspaket für ein angeschla-
genes Mitgliedsland auf den Weg zu bringen,
muss das deutsche Parlament zustimmen. Erst
anschließend kann die Bundesregierung end-
gültig Ja sagen und damit den Milliardentrans-
fer frei geben.
Einen solchen Beschluss hat der Bundestag in
der vergangenen Woche getroffen. Die Ent-
scheidung, dem Staatshaushalt in Zypern unter
die Arme zu greifen, haben sich die Abgeordne-
ten nicht leicht gemacht. Immerhin ging es um
zehn Milliarden Euro, die Rettungsschirm (ESM)
und Internationaler Währungsfonds (IWF) drei
Jahre lang in Raten auf die Mittelmeer-Insel
überweisen.
Ähnlich schwer wie die ohnehin drückende Ver-
antwortung, einem Partnerstaat mit einer gro-
ßen Summe deutschen Steuergeldes auszuhel-
fen, wog in der parlamentarischen Debatte die
Sorge um die öffentliche Wahrnehmung dieses
Vorgangs. Besonders, weil vor dem Hintergrund
des staatlichen Zugriffs auf Sparguthaben in Zy-
pern grundsätzlich über die Sicherheit privater
Rücklagen in Krisenzeiten diskutiert wird. Das
ist verständlich. Allerdings hat Zypern damit
ebenfalls signalisiert, nach Kräften bei der Kon-
solidierung des maroden Haushaltes mithelfen
zu wollen. Auch um den Preis, dass finanzstar-
ke Investoren dauerhaft verprellt werden.
Ganz offensichtlich hat Zypern viele Fehler in
der Finanzpolitik gemacht. Und wahrscheinlich
sind tatsächlich beträchtliche Vermögen gerade
noch rechtzeitig vor einer Zwangsabgabe außer
Landes gebracht worden, einerseits. Anderer-
seits soll jetzt ein umfangreiches Sparpro-
gramm als Beweis ernsthafter Konsolidierungs-
absichten dienen: mehr Steuereinnahmen, we-
niger Stellen im öffentlichen Dienst; höhere Zu-
zahlungen für Krankenversicherte, niedrigere
Abschläge bei der Frührente.
Belasten wird all das vor allem „Dimitris Nor-
mal-Zyprer“. Die hässlichen Bilder der Proteste
gegen die Sparpolitik, die sich in mitunter inak-
zeptabler Weise auch gegen Deutschland rich-
teten, müssen vor diesem Hintergrund milder
bewertet werden. Der Bundestag jedenfalls ist
abermals mit großer Mehrheit seiner Linie treu
geblieben. Das Parlament hat sich solidarisch
mit einem schwächelnden Euro-Partner gezeigt
– und damit letztlich zum Wohle aller ganz
Europa gestärkt.

EDITORIAL

Klare Linie
im Bundestag

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Milliarden für Zypern
Bundestag entscheidet über Hilfe SEITE 1-3

FRAUEN-RECHTE
Parlament streitet über Quoten für 
weibliche Führungskräfte in Firmen SEITE 5 

ABGEORDNETEN-RECHTE
Interview mit Ex-Minister Schmidt-Jortzig
zu einer neuen Diätenregelung SEITE 9
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Herr Kalb, Sie haben in der Debatte
zu den Zypern-Hilfen vergangene Woche
die Frage der Systemrelevanz angespro-
chen: Warum ist das vergleichsweise klei-
ne Zypern für die Eurozone systemrele-
vant?
Man würde möglicherweise nicht von einer
Systemrelevanz sprechen, wenn auf den Fi-
nanzmärkten keine Unruhe herrschen
würde und wenn wir nicht andere europäi-
sche Programmländer hätten, die mit
Hilfskrediten gestützt werden müssen.
Aber in der aktuellen Situation muss man
davon ausgehen, dass die Verweigerung
von Hilfe einen Dominoeffekt in der ge-
samten Eurozone auslösen kann. Dieses
Risiko ist zu hoch. 

Zypern benötigt nach eigenen Anga-
ben mehr als 20 Milliarden Euro, um ei-
ne Zahlungsunfähigkeit abzuwenden.
Das ist mehr als ursprünglich gedacht.
Eurogruppe und Internationaler Wäh-
rungsfonds bleiben bei den geplanten
Hilfszusagen im Umfang von zehn Milli-
arden Euro. Wie kann das Land die Fi-
nanzlücke aus eigener Kraft schließen?
Der  größte Teil, den Zypern aus eigener
Kraft aufbringen muss, ist dem Bankensek-
tor zuzurechnen. Dabei geht es unter ande-
rem darum, die Einlagen über 100.000
Euro bei der in die Schieflage geratenen
Laiki-Bank  zu einem erheblichen Teil in
Aktien der Bank of Cyprus umzuwandeln.
Außerdem wird die Regierung in Nikosia
Ausgaben kürzen, etwa durch eine Anhe-
bung des Renteneintrittsalters, und sie
muss die Einnahmeseite verbessern, etwa
durch Erhöhungen der Körperschafts- und
Zinsertragsteuer. Es ist ein sehr anspruchs-
volles Programm, das möchte ich gar nicht
bestreiten. Aber es ist Grundvoraussetzung
dafür, dass der Sanierungsprozess gelingen
kann. 

War die ursprüngliche Idee, auch
Kleinsparer mit Konten bei zypriotischen
Banken mit einer Zwangsabgabe zu bele-
gen, eine gute Idee?
Das war  mit Sicherheit keine gute Idee. Sie
ging übrigens auch nicht auf die Eurogrup-
pe oder gar den deutschen Finanzminister
zurück, wie das gelegentlich dargestellt
wurde. Es war die Idee der zypriotischen
Regierung, die die Beteiligung der größeren
Einleger nicht so deutlich ausfallen lassen
und deshalb auch die Einleger von Spar-
guthaben unter 100.000 Euro heranziehen
wollte. 

Ist der der Zugriff auf Sparguthaben ei-
ne Blaupause, mit der in der Eurozone auf
künftige Krisen einzelner Mitgliedsländer
oder der Banken dort reagiert wird? 
Von einer Blaupause würde ich nicht re-
den. Jedes Land und jede Situation ist ge-
sondert zu beurteilen. Richtig ist, dass bei
jedem Unternehmen, das in eine Schiefla-
ge gerät, am Ende auch Gläubiger betrof-
fen sein können. Auf keinen Fall darf es
aber bei Sparguthaben in Größenordnun-
gen unter 100.000 Euro zur Beteiligung
von Sparern und Einlegern kommen. Wir
gewähren in Europa aus guten Gründen ei-
nen Einlegerschutz. 

Befürchten Sie, dass solche Maßnah-
men das Vertrauen der Sparer auch in so-
liden Euro-Ländern wie Deutschland be-
schädigen?
Jeder Sparer sollte sich überlegen, wem er
sein Geld anvertraut. Bei Geldinstituten,
die seriös sind, in Ländern die gut dastehen
wie zum Beispiel die Bundesrepublik
Deutschland, kann jeder davon ausgehen,
dass sein Sparguthaben gut angelegt ist.
Das heißt dann im konkreten Fall auch,
dass die Zinserträge womöglich geringer
sind. Es bleibt bei der alten Erkenntnis,
dass hohe Erträge auch hohe Risiken be-
deuten, geringere Erträge in der Regel auch
geringere Risiken. 

Der zypriotische Parlamentspräsident
Yiannakis Omirou hat nach den Verhand-
lungen mit der Troika von einer „Erpres-
sung gegen einen Staat“ gesprochen. Zeigt
das Beispiel Zypern, wie viel Porzellan
beim Euro-Rettungsmanagement zwischen
den europäischen Partnern zerschlagen
wird? 
Man kann jedenfalls nicht leugnen, dass
diese Programme in den betroffenen Län-
dern bei der dortigen Bevölkerung zu un-
angenehmen Reaktionen geführt haben.
Wenn man weiß, welche harte Auflagen zu

erfüllen sind und was die Menschen an Ein-
schränkungen und Lasten hinzunehmen
haben, ist das verständlich. Auf der ande-
ren Seite zeigen die Fortschritte in Pro-
grammländern wie Irland und Portugal,
dass es sich auch lohnt, solche zunächst
schmerzhaften Maßnahmen anzugehen.
Auch Deutschland hat im vorigen Jahr-
zehnt tiefgreifende Reformen durchführen
müssen, wenn auch nicht in dem Umfang
wie jetzt in den Programmländern. Bei sol-
chen Strukturreformen – etwa auf dem Ar-
beitsmarkt oder bei der Rente – ist zudem

nicht immer auf den ersten Blick sichtbar,
ob sie auch wirklich die positiven Wirkun-
gen bringen, die man sich von ihnen erwar-
tet. Bisher kann man sagen, dass es keinen
anderen Weg gibt. Man kann im Übrigen
auch von jenen Ländern in der Eurozone,
wie etwa Deutschland, die ganz überwie-
gend die Garantien geben, nicht erwarten,
dass ihre Hilfestellung ohne Gegenleistung
bleibt. 

Zypern muss seinen überdehnten Ban-
kensektor verkleinern. Luxemburg, das si-
cherlich ganz andere Voraussetzungen hat
als der Inselstaat, hat jüngst angekündigt,
das Bankgeheimnis zu lockern. Verschwin-
det das Geschäftsmodell „Steuerparadies“
in Europa? 
Gerade beim letzten Treffen der europäi-
schen Finanzminister Mitte April standen
Steuerflucht und Steuerhinterziehung im
Mittelpunkt. Das Problem muss angegan-
gen werden, das hat man sich fest vorge-
nommen. Dazu gehört dann natürlich
auch, dass beispielsweise ein verlässlicher
Datenaustausch zwischen den Ländern und
den Banken stattfindet. 

Mit dem Beschluss zur Zypern-Hilfe
hat der Bundestag vergangene Woche
auch zugestimmt, die Laufzeiten für EFSF-
Kredite für Portugal und Irland zu verlän-
gern. Heißt das im Umkehrschluss, dass
das Reformprogramm für diese Länder
bisher zu streng war?
Das würde ich nicht so sehen. Die Verlänge-
rung der Laufzeiten ist eine kluge Maßnah-
me,  weil man anhand der Fälligkeiten der
jeweiligen Papiere, die ausgegeben worden
sind, nachvollziehen kann, wann man an
die Finanzmärkte wieder herantreten muss.
Die Verlängerung soll dazu dienen, dass
beiden Ländern ein gleitender Wiederein-
stieg in eine reguläre Finanzierung durch
die Begebung von Staatsanleihen erleichtert
wird. 

Was passiert eigentlich, wenn es den
Krisenländern nicht gelingt, mit eisernem
Sparen ihre hohe Staatsverschuldungen in
den Griff zu kriegen? Gilt dann womög-
lich, was der Finanzinvestor George Soros
jüngst in Frankfurt sagte: Entweder
Deutschland lässt Eurobonds zu – oder es
tritt aus der Eurozone aus?
Solche Spekulationen halte ich für völlig
inakzeptabel. 

Die soeben gegründete „Alternative
für Deutschland“ fordert einen deutschen
Austritt aus dem Euro. Könnte die Partei
bei der Bundestagswahl im September ge-
rade im schwarz-gelben Wählermilieu er-
folgreich auf Stimmenfang gehen? 
Das glaube ich eigentlich nicht. Zum The-
ma Euro-Austritt möchte ich nur anmerken:
Wer mit den Menschen in Deutschland
spricht, die sich ernsthaft Gedanken ma-
chen, wer mit Wirtschaftsvertretern spricht,
der kriegt eine klare und eindeutige Antwort
auf diese Frage. Es kommt auch nicht von
ungefähr, dass die Zustimmung zum Euro
und auch die Zustimmung zum Kurs der
Bundeskanzlerin und des Finanzministers
noch nie so hoch waren wie jetzt, wo es
rund um die Frage Zypern eine gewisse Zu-
spitzung der Situation gegeben hat. ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Bartholomäus Kalb (CSU) ist seit 1987  
Mitglied des Deutschen Bundestages. 

Der haushalts- und finanzpolitische Sprecher
der CSU-Landesgruppe ist Mitglied des

Haushaltsausschusses. 
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ZAHLT DER SPARER DIE ZECHE? 

Robert von Heusinger
»Berliner Zeitung«

Ulrike Herrmann
»die tageszeitzung«

Richtige Anreize 

Endlich! Endlich zahlen diejenigen  für die
Rettung der Banken, die es sich leisten
können: Die Kunden, die mehr als
100.000 Euro auf den Konten einer Bank

deponiert haben. So haben wir es erstmals bei der
Zypern-Rettung erlebt. So will es die Europäische
Union nun immer handhaben, wenn eine Bank in
Schieflage gerät.
Erst zahlen die Aktionäre. Ihre  Aktien werden wert-
los. Gut so, denn sie haben bei der Aufsicht über ih-
re Bank versagt. Sie waren zu gierig, wollten zu ho-
he Gewinne. Dann zahlen die Anleger, die nachran-
gige Anleihen gezeichnet haben. Auch gut. Diese
Anleger haben höhere Zinsen bekommen als die
Käufer vorrangig zu bedienender Schuldtitel. Höhe-
re Zinsen gleich höheres Risiko. Auch diese Anleger
haben schlecht aufgepasst, wenn sie das Risiko des
Geschäftsmodells der Bank falsch einschätzt ha-
ben.
Und noch vor dem Steuerzahler sind die Sparer
dran, die mehr als 100.000 Euro bei einer Bank hal-
ten. Ebenfalls gut. Zum einen können das keine ar-
men Leute sein. Oder haben etwa Sie mehr als
100.000 Euro einfach so bei einer Bank auf dem
Sparkonto rumliegen? Zum anderen und viel wich-
tiger: Das setzt die richtigen Anreize: Nur so wer-
den die Sparer erzogen, sich die Bank ihres Vertrau-
ens genau anzuschauen. Nur so entsteht Druck auf
die Führung der Banken, solide Geschäftsmodelle
zu verfolgen.
Ach ja, und noch etwas: Es gibt zu viele Schulden.
Das ist die Krisenursache Nummer eins. Aber diese
Schulden sind gleichzeitig Vermögen. Ergo: Es gibt
auch zu viel Vermögen. Deshalb wird die Krise nur
gelöst, wenn Vermögen vernichtet wird. Wie das
geht? Na, bei Sparern mit mehr als 100.000 Euro
zugreifen.

Abstruser Umweg

Geht es um sein Vermögen, ist der Spa-
rer misstrauisch, erfinderisch und
fluchtgeneigt. Er wird sich also zu
wehren wissen, falls die Eurozone tat-

sächlich beschließen sollte, dass alle Bankeinlagen
jenseits der 100.000 Euro herangezogen werden,
sobald ein Kreditinstitut vor der Pleite steht.
Der einfachste Trick wäre, die Konten zu splitten.
Ehepaar Mustermann würde kein gemeinsames
Konto mehr führen, sondern die beiden würden bei
ihrer Bank getrennte Konten anlegen. Zur Not
könnten auch noch die Kinder mit eigenen Konten
ausgestattet werden, um das Geld zu retten. Alter-
nativ könnten Mustermanns auf die Idee verfallen,
einfach Konten bei verschiedenen Banken zu eröff-
nen, um nirgends mehr als 100.000 Euro zu parken.
Banken gibt es ja wahrlich genug in Deutschland.
Noch handelt es sich nur um theoretische Überle-
gungen, denn bisher ist das Bankensystem in
Deutschland sicher.Aber man stelle sich einmal den
Ernstfall vor, dass viele deutsche Banken in den
Konkurs driften – und ihre Sparer bluten sollen.
Dies würde die Deutschen sofort in Dumme und
Schlaumeier teilen. Denn wahrscheinlich hätte
nicht jeder rechtzeitig vorgesorgt und seine Konten
gesplittet, so dass Einige die ganze Last trügen,
während andere ihr Vermögen gerettet hätten.
Man kann absolut sicher sein, dass die Wähler ei-
ne derartige Lösung nicht akzeptieren würden, weil
sie es als zutiefst ungerecht empfänden, dass Bau-
ernschläue belohnt wird. Sie würden eine faire Las-
tenverteilung verlangen. Aber egal welche Varian-
te man dafür wählt: Am Ende wäre es eine Art  Ver-
mögenssteuer. Daher sollte die Eurozone gleich ei-
ne progressive Vermögenssteuer mit relativ hohen
Freibeträgen einführen, statt den abstrusen Umweg
über eine Sparerbeteiligung zu gehen.

Die Europäerin: Lisa Paus

Ich habe nicht immer mitgestimmt.“ Die studierte Volkswir-
tin Lisa Paus sieht bei den bisherigen Beschlüssen zur Be-
wältigung der Euro-Krise Licht und Schatten. Die Rettungs-
schirme seien notwendig gewesen, um den Euro zu retten.

Um aber einen wirklichen Effekt zu haben, hätten sie noch grö-
ßer sein müssen. Wäre die Europäische Zentralbank (EZB) nicht
eingesprungen, hätte sich diese Krise noch ganz anders entwi-
ckelt, ist die finanzpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen überzeugt. „Weil der politische Wille damals nicht
ausgereicht hat, musste die nicht gewählte Institution, die Euro-
päische Zentralbank, aktiv werden.“
Zu den Schattenseiten zählt Paus die Konsolidierungsmaßnah-
men, die „den Programmländern aufgebürdet“ worden seien.
„Natürlich muss es Anpassungen und Strukturreformen geben.“
Aber beispielsweise bei der Privatisierung von Staatsbetrieben
der Krisenländer gehe es nur um den kurzfristigen Erlös statt um
eine langfristige, nachhaltige Strategie. Zu oft hätten EU-Kom-
mission und EZB nicht auf den Internationalen Währungsfonds
(IWF) gehört, der Erfahrungen habe, wie Strukturanpassungen
funktionieren und wie nicht. Für die Grünen sei der IWF „in den
letzten zwei, drei Jahrzehnten oftmals der neoliberale Buhmann
gewesen, in dieser Troika ist er der Good Guy“.
Bei der jüngsten Abstimmung am Donnerstag über das Zypern-
Paket hatte Paus keine Bedenken. „Bei Zypern gibt es einen Pa-
radigmenwechsel. Erstmals werden auch die Gläubiger der Ban-
ken herangezogen, und zwar drastisch.“ Zudem würden endlich

ernsthafte Maßnahmen gegen Steuerflucht, Steuerhinterziehung
und Geldwäsche eingeleitet. Dass „die Bundesregierung eine
180-Grad-Wende vollzogen hat und Herr Schäuble sich jetzt mit
fünf anderen europäischen Finanzministern dafür ausgespro-
chen hat, das Bankgeheimnis de facto vollständig aufzuheben“,
begrüßt die Grüne ausdrücklich.

Richtig findet Paus auch den Brüsseler Vorschlag, bei künftigen
Bankenkrisen nach den Eigentümern und Kapitalgebern der Ban-
ken auch Anleger von mehr als 100.000 Euro heranzuziehen, be-
vor der Steuerzahler einspringen muss. „Solange man privat Ge-
winne scheffeln und das Risiko zu hundert Prozent auf den Staat
abwälzen kann, werden wir nie rauskommen aus der Krise.“
Lisa Paus, die 2009 in den Bundestag gewählt wurde und dort
dem Finanz- und dem Europaausschuss angehört, hatte sich zu-
vor zehn Jahre lang im Berliner Abgeordnetenhaus mit densel-
ben Themenfeldern befasst. Die Pleite der Berliner Bankgesell-

schaft im Jahr 2000 und die folgenden drastischen Sanierungs-
maßnahmen dienen ihr als Beispiel, was man alles falsch ma-
chen kann.
Die gebürtige Westfälin kam zum Studium nach Berlin und
schloss sich dort den Grünen an. Aufgewachsen mit zwei älteren
Brüdern in einem mittelständischen Familienbetrieb „in einem
klar männlich dominierten Feld, Bergbau und Maschinenbau“,
sah sie in den Grünen die richtigen Verbündeten, um für eine
selbstverständlichere Rolle von Frauen im Wirtschaftsleben zu
kämpfen. Zudem sah sie ihren von Franz von Assisi geprägten
Gerechtigkeitssinn hier gut aufgehoben.Anders als ihr Vorbild ist
sie nicht in der katholischen Kirche geblieben, doch der neue
Papst macht ihr Hoffnung.
Familiär geprägt ist auch das europapolitische Engagement von
Lisa Paus. „Mein Vater war nicht mehr im Krieg, aber er hat sich
persönlich sehr interessiert für die Aufarbeitung des Nationalso-
zialismus. Da spielte die europäische Integration als Friedenspro-
jekt eine ganz zentrale Rolle.“ Für die Tochter gilt das ebenso.
„Deshalb bin ich jetzt auch so vehement engagiert in der Frage
der Eurokrise. Das geht mich wirklich persönlich, auch emotio-
nal, stark an.“ Denn die Krise sei eine „sehr, sehr ernste Gefahr
für Europa“. Mit Sorge sehe sie das Anwachsen rechtsnationa-
ler Kräfte, aber auch ein wachsendes wirtschaftliches Ungleich-
gewicht. „Wenn die Eurozone sich weiter auseinanderentwi-
ckelt, ist es einfach ökonomisch so, dass sie auseinanderfliegt.
Dagegen müssen wir endlich handeln.“ Peter Stützle ❚

»Wenn die Eurozone sich
weiter auseinander-

entwickelt, ist es einfach 
ökonomisch so, dass sie 

auseinanderfliegt.«

»Das
Risiko ist
zu hoch«
BARTHOLOMÄUS KALB Zyperns
Zahlungsunfähigkeit wäre eine
Gefahr für die gesamte Eurozone,
meint der CSU-Haushaltsexperte
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H
aris Georgiades, seit we-
nigen Wochen Finanz-
minister Zyperns, blickte
in auf dem Treffen der
E U - F i n a n z m i n i s t e r
schon einmal  in die Zu-

kunft. „Wir haben eine große Aufgabe vor
uns, und darauf werden wir uns konzentrie-
ren“, sagte der 41-Jährige. An Schuldzuwei-
sungen, wer denn nun für das chaotische
Krisenmanagement im März verantwortlich
war, wollte er sich aber nicht beteiligen. 
Die EU wird jedoch um einen gründlichen
Blick in die Vergangenheit nicht herum-
kommen. Europa-Abgeordnete quer durch
alle Fraktionen haben den Umgang mit  Zy-
pern bei einer Debatte am vergangenen
Mittwoch in Straßburg heftig kritisiert. Die
unkoordinierten Rettungsaktivitäten im
März zeigen, wie schlecht die Eurozone
auch im vierten Jahr der Krise auf Notfälle
vorbereitet ist. Nach wie vor fehlen verbind-
liche Regeln für den Umgang mit maroden
Banken, die ganze Staaten in den Abgrund
stürzen können. „Aus dem Fall Zypern las-
sen sich mehrere Lehren ziehen“, hatte Ma-
rio Draghi, Präsident der Europäischen Zen-
tralbank (EZB), am Vortag in Straßburg ein-
gestanden. Ähnlich hatte es am Wochenen-
de zuvor auch beim informellen Treffen der
Finanzminister in Dublin geklungen. 
Draghi fordert, ganz genau wie EU-Wäh-
rungskommissar Olli Rehn, eine möglichst
schnelle Umsetzung der Bankenunion.
Draghi betonte in Straßburg, die einheitli-
che Europäische Bankenaufsicht, die ab
dem kommenden Jahr die 150 größten Ban-
ken überwachen soll, müsse so rasch wie
möglich verabschiedet werden: „Ein mehr
an europäischer Aufsicht kann nur gut tun.“ 
Aus heutiger Perspektive ist es schwer ver-
ständlich, wie die zypriotische Bankenauf-
sicht die beiden größten Banken des Landes
ihren Risiko-behafteten Kurs hat durchge-
hen lassen. „Die zypriotischen Banken ha-
ben griechische Staatsanleihen gekauft zu
einem Zeitpunkt, als andere Banken schon
massiv verkauft haben“, kritisierte der kon-
servative französische Abgeordnete Jean-
Paul Gauzès in der Debatte. Doch niemand
schritt ein, als Laiki und die Bank of Cyprus
Risiken häuften. Auch bei der ungezügelten
Expansion ließ die Aufsichtsbehörde die
beiden Banken gewähren, obwohl der zy-
priotische Bankensektor dadurch beinah
auf das Neunfache (Stand 2010) des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) anschwellte. „Nur
sehr wenige europäische Länder haben ein-
heimische Banken, die im Verhältnis zur
Volkswirtschaft so groß sind“, warnte be-
reits 2011 der Weltbank-Ökonom Constai-
nos Stephanou. 

Erwarteter Ernstfall Sowohl bei der Laiki
Bank als auch Bank of Cyprus betrugen die
Einlagen mehr als das Doppelte des BIP. In
Europa erreicht nur die ING Bank in den
Niederlanden eine vergleichbare Relation
zur Wirtschaftsleistung des Heimatlandes.
„Ihre schiere Größe könnte die Regierung
überfordern, wenn sie die beiden Banken
unterstützen sollte oder Anleger ausbezah-
len sollte“, prognostizierte Ökonom Ste-
phanou damals. Genau dieser Fall ist nun
eingetreten und durch den ursprünglichen
Ansatz, auch Anleger mit weniger als

100.000 Euro beim Bail-In, der Einbezie-
hung von Sparern, zur Kasse zu bitten ist
großer Schaden entstanden. „Das Vertrauen
in die Versprechen der EU ist dadurch zer-
stört worden“, kritisierte der Vorsitzende
der Sozialdemokraten im Europäischen
Parlament, der Österreicher Hannes Swobo-
da, in Straßburg. „Sie hätten dieser Attacke
auf die Einlagensicherung nicht zustimmen
dürfen“, sagte Swoboda an
die Adresse von Währungs-
kommissar Olli Rehn. 
Die Entscheidung, auch
Kleinsparer zu belasten,
wurde bei einer zweiten Sit-
zung  eine gute Woche spä-
ter zwar rückgängig ge-
macht. Aber die Kommuni-
kation und der Verhand-
lungsstil der Eurogruppe
missfällt weithin vielen Eu-
ropaabgeordneten. „Die Art
und Weise, wie wir mit Zy-
pern umgegangen sind, war
ein Desaster“, sagte der Vor-
sitzende der Liberalen, Guy
Verhofstadt. Der Belgier for-
dert einen Untersuchungs-
ausschuss, wenn die Troika
und die Eurogruppe nicht
ausreichend über die Vorgän-
ge informieren würden. 

Umstrittene Grenze Bei der Bankenunion
soll auf den ersten Schritt der gemeinsamen
Bankenaufsicht als zweiter Schritt die ge-
meinsame Bankenabwicklung folgen. Die
Eurozone muss dabei die schwierige Frage
beantworten, wie sie künftig mit maroden

Banken umgehen wird. EU-Binnenmarkt-
kommissar Michel Barnier hat bereits eine
eindeutige Hierarchie erarbeitet, welche
Gruppen zu welchem Zeitpunkt für die Sa-
nierung einer Bank gerade stehen müssen:
„Zuerst die Aktionäre, dann die Gläubiger
und dann die Anleger mit mehr als 100.000
Euro, wenn das notwendig ist.“ Aus der EZB
bekommt er für diese Hackordnung klare

Zustimmung signalisiert: „Es ist entschei-
dend, dass wir bei uns in Europa klare Re-
geln haben für die Reihenfolge, die Investo-
ren aus der ganzen Welt kennen“, sagt etwa
das deutsche EZB-Direktoriumsmitglied
Jörg Asmussen. 
Sollten sich die Europäer für die Schwelle
von 100.000 Euro beim Einlagenschutz ent-

scheiden, dann wäre diese geringer als in
den USA, wo Einlagen bis zu 200.000 Dol-
lar, also rund 153.000 Euro, staatlich gesi-
chert sind. Die EZB verweist jedoch darauf,
dass ein Einlagenschutz von 100.000 Euro
85 Prozent der europäischen Konten absi-
chern würde. Im Juni will Barnier die Regeln
für die Haftungskaskade als Teil seines Vor-
schlags für die Banken-Abwicklung vorle-
gen. Das Paket wird auch Pläne für einen
gemeinsamen europäischen Abwicklungs-
Fonds enthalten.  
Doch der Brüsseler Elan, schnell die zweite
Säule der Bankenunion zu errichten, hat
aus Berlin einen Dämpfer erhalten, seit
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) eine Vertragsänderung fordert. Er
sieht diese als Voraussetzung für einen ein-
heitlichen Abwicklungsmechanismus. „Wir
werden jedenfalls nicht auf einer zweifel-
haften rechtlichen Basis irgendwelche
Schritte gehen können“, sagte Schäuble in
Dublin und bezeichnete die aktuelle
Rechtsgrundlage als „dünn“. Vergangene
Woche erhielt er Unterstützung von der ös-
terreichischen Finanzministerin Maria Fek-
ter, die seine juristischen Bedenken als „le-
gitim“ bezeichnete. 
Viele andere europäische Partner sind verär-
gert über Schäubles Intervention, die sie als
Verzögerungstaktik sehen. Schäubles Ein-
wände überraschen auch, weil die Staats-
und Regierungschefs bei ihrem Gipfel im
vergangenen Dezember ausdrücklich einen
„einheitlichen Abwicklungsmechanismus“
gefordert hatten. Damals war von einer Ver-
tragsänderung nicht die Rede gewesen. 
Auch in der EU-Kommission hat Schäuble
mit seiner Forderung Unmut ausgelöst.
„Wir brauchen die Veränderungen schnell,
und Vertragsänderungen sind nie schnell“,
sagt ein hoher Beamter. Selbst eine gering-
fügige Vertragsänderung, die möglicherwei-
se eine Volksabstimmung in Irland vermei-
den würde, könnte Jahre dauern. Die EU-
Kommission hatte in ihrer Blaupause für ei-
ne Vertiefung der Währungsunion eine
Vertragsänderung nur mittelfristig einge-
plant, weil sie zunächst alle Reformen um-
setzen wollte, die sich ohne eine neue juris-
tische Grundlage durchsetzen ließen. Jede
Verzögerung beim Bau der zweiten Säule
verschiebt die dritte Säule der Bankenuni-
on, die von der Bundesregierung abgelehn-
te gemeinsame Einlagensicherung, weiter in
die Ferne.

Mehr Zeit In Dublin haben die europäi-
schen Finanzminister vereinbart, den bei-
den Programmländern Irland und Portugal
sieben Jahre mehr Zeit zur Rückzahlung ih-
rer Hilfskredite einzuräumen. Vor allem Ir-
land soll damit eine reibungslose Rückkehr
an die Finanzmärkte ermöglicht werden. Im
Fall von Irland zeigt sich allerdings auch,
dass selbst ein auf dem Papier erfolgreiches
Programm Nachbesserungen benötigt.
Im Fall von Zypern, das im Mai die erste
Tranche aus dem Hilfsprogramm erhalten
soll, zeichnet sich nach dem Kollaps des
Bankensektors vorerst nicht ab, wie sich die
zypriotische Wirtschaft erholen soll. Die
EU-Kommission geht in einem noch unver-
öffentlichten Dokument davon aus, dass
die Wirtschaftsleistung des Landes in die-
sem Jahr um 8,7 Prozent einbrechen wird.

Unabhängige Analysten erwarten sogar ei-
nen noch größeren Rückgang. Und EU-
Wirtschaftskommissar Olli Rehn gibt zu,
dass die Prognosen mit einem hohen Maß
an Unsicherheit behaftet sind.

Erholung bleibt fraglich Entsprechend
optimistisch erscheint die Wende, die die
EU-Kommission für das Jahr 2015 voraus-
sagt. Dann soll das BIP schon wieder um 1,1
Prozent zulegen. Wie es zu dieser Erholung
kommen soll, bleibt allerdings offen, zumal
die Kommission davon ausgeht, dass die
„tiefe Umstrukturierung“ des Bankensek-
tors „starke Auswirkungen“ auf andere
Branchen haben werde. Außerdem weist die
EU-Kommission in ihrer Analyse darauf
hin, dass der Übergang zu einem neuen
Wirtschaftsmodell eine Herausforderung
bedeute, nicht zuletzt, weil er voraussetzt,
dass Arbeitskräfte die Branche wechseln.
Ein solcher Wandel der Wirtschaft kann so-
mit Jahre dauern. 
Die Hoffnungen liegen daher auf den bei-
den Sektoren Tourismus und Energie, wie
der Vorsitzende der Grünen im Europäi-
schen Parlament, Daniel Cohn-Bendit, in
der Debatte am vergangenen Mittwoch her-
vorhob. Doch bei beiden Branchen gibt es
Unwägbarkeiten. Ob nach den jüngsten
Wirren massenhaft Touristen ins Land strö-
men, darf bezweifelt werden. Auch bei den
Gasvorkommen vor der Küste Zyperns er-
wiesen sich erste Schätzungen als optimis-
tisch. Das Unternehmen, das die erste Li-

zenz zur Exploration erhalten hat, bewirbt
sich für keine weiteren Lizenzen mehr, was
Beobachter als schlechtes Zeichen sehen.
Zudem drängt die Türkei darauf, dass ein
Teil der künftigen Gaserlöse auch dem
Nordteil der Insel zur Verfügung gestellt
werden soll.
Sollten die beiden Sektoren nicht zum er-
hofften Wachstumsschub führen, wird es al-
lerdings eng, denn andere Wirtschaftszwei-
ge mit großem Wachstumspotenzial für die
kommenden Jahre sind noch nicht in Sicht.
Zypern ist jedoch auf eine Erholung seiner
Wirtschaft angewiesen – andernfalls wird es
seine Hilfskredite von zehn Milliarden Euro
nicht zurückzahlen können. 
Zyperns Präsident Nicos Anastasiades hatte
die EU-Kommission jüngst um höhere Hil-
fen aus den Strukturfonds gebeten. Doch
EU-Kommissionspräsident José Manuel
Barroso reagierte unterkühlt auf das Ansin-
nen. Entscheiden könnten dies nur die Mit-
gliedstaaten. Und im Moment sieht es nicht
danach aus, als ob sie sich zu einem solchen
Schritt durchringen würden. Silke Wettach ❚ 

Die Autorin ist Korrespondentin der 
„Wirtschaftswoche“in Brüssel.

Vor dem Europaparlament drängte EZB-Präsident Mario Draghi auf eine schnelle
Umsetzung der Bankenunion.

Kunden warten vor einer Bank in Nikosia: Sparer mit einem Guthaben von mehr als 100.000 Euro werden auf Zypern an den Kosten der Bankenrettung beteiligt. Die EU-Kommission prüft, ob Anleger für künftige Bankensanierungen herangezogen werden können.
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Eine Blaupause für den Ernstfall
ZYPERN In Europa fehlt noch immer ein Modell für den Umgang mit Krisenstaaten und maroden Banken 
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te sie zu Großbritannien. Vor mehr als 50 Jahren wurde
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E
igentlich nimmt Bundestagsvi-
zepräsidentin Petra Pau (Die
Linke) gegenüber den Sicher-
heitsbehörden wegen deren
Pannen bei den Ermittlungen
zu der dem „Nationalsozialis-

tischen Untergrund“ (NSU) angelasteten
Mordserie kein Blatt vor den Mund. Doch
diesmal überraschte ihr Lob: Sie wolle Hel-
mut Rannacher ihren „Respekt“ bekunden.
Und zwar  für dessen Kritik am Versagen von
Polizei und Geheimdiensten bei der Aufklä-
rung der dem Thüringer NSU-Trio zugerech-
neten Taten und bei der Auseinanderset-
zung mit dem Rechtsextremismus, würdig-
te vergangene Woche die Linken-Obfrau im
Untersuchungsausschuss den Auftritt des
Ex-Chefs des baden-württembergischen Ge-
heimdiensts.
Der Zeuge redete Klartext. Man habe zwar
stets vor der Gefahr gewarnt, die vom „be-
achtlichen Gewaltpotenzial“ der rechtsex-
tremen Szene ausgehe. Seinerzeit hätten
aber keine Hinweise auf Rechtsterrorismus
existiert, „das war vielleicht eine Fehlein-
schätzung“. Der Verfassungsschutz habe
„nicht weggeschaut“, offenbar aber auch
„nicht richtig hingeschaut“, räumte der Ru-
heständler ein. Die Ermittlungsresultate sei-
en „desaströs“, sein Amt habe „nicht treffsi-
cher analysiert“. Dass man nichts mitbe-
kommen habe von den Kontakten aus dem
rechtsextremen Milieu in Thüringen und
Sachsen zum Raum Ludwigsburg/Heil-
bronn, werfe „kein gutes Licht“ auf die Be-
hörde, sagte Rannacher.
Unmissverständlich war auch der Kommen-
tar des 72-Jährigen zum Umgang des Lan-
deskriminalamts mit zwei Polizisten, die
vor zehn Jahren vom Geheimdienst als
kurzzeitig aktive Mitglieder beim deutschen
Ableger des Ku-Klux-Klan geoutet worden
waren: „Wir mussten mehrfach nachha-
ken“, sagte Rannacher. „Wir hatten uns das
Ganze etwas anders gedacht“, meinte er
zum disziplinarrechtlich milden Vorgehen
gegen die Beamten.

Weißer Fleck Die Abgeordneten befassten
sich in der Sitzung in der vergangenen Wo-
che mit der Erschießung der Polizistin Mi-
chèle Kiesewetter in Heilbronn 2007 – der
rätselhaftesten Tat der Mordserie. Im Aus-
schuss wird es auch auf die unzureichende
Aufklärungsarbeit der Sicherheitsbehörden
im Fall Kiesewetter zurückgeführt, dass „Ba-
den-Württemberg mit der weißeste Fleck auf
der Landkarte unserer Untersuchung ist“,
monierte Grünen-Sprecher Wolfgang Wie-
land.  Und auch FDP-Obmann Hartfrid
Wolff  kritisierte „katastrophale Ermitt-
lungspannen“.
Zu den mysteriösen Hintergründen der
Heilbronner Schüsse gehören die Beziehun-
gen von Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und
Beate Zschäpe sowie anderer Rechtsextre-
misten aus dem Osten in die Region Heil-
bronn/Ludwigsburg. Unions-Sprecher Cle-
mens Binninger will es nicht in den Sinn,
dass die 1998 abgetauchte Zelle noch bis
2001 unbemerkt zu Kumpanen nach Baden-
Württemberg reisen konnte. Unausgespro-
chen stand während der Sitzung die Frage
im Raum, ob ein frühzeitiges Entdecken die-
ses Beziehungsgeflechts, für Wieland ein
„Bermudadreieck zwischen Thüringen, Lud-
wigsburg und Heilbronn“, vielleicht die
2001 gestartete Mordserie hätte verhindern

können. Neue Erkenntnisse dazu vermoch-
te auch die Zeugin Bettina Neumann, im
Stuttgarter LfV zwischen 1993 und 2011 für
die Auswertung von Informationen zum
Rechtsextremismus zuständig, wegen ihres
„sehr schlechten Gedächtnisses“ nicht bei-
zusteuern: Sie sei selbst „erschüttert“, dass
sie „so viel vergessen“ habe. 
Auf einer Adressliste, die in der von dem
Thüringer Trio zum Bombenbau genutzten
Jenaer Garage gefunden wurde, standen
auch drei Ludwigsburger Namen: für die
Zeugin ein „absolutes Rätsel“. Dass sich mit
Jan W. und Thomas S. zentrale Figuren der
sächsisch-thüringischen Rechtsextremisten
im Südwesten aufhielten, habe sie „erst jetzt

erfahren“. Die rechte Szene im Südwesten
sei „gut im Blick“ gewesen, erzählte die 51-
Jährige. Aber ausgerechnet in Ludwigsburg
existierte eine „Erkenntnislücke“, räumte sie
ein. Neumann wusste auch nicht, dass Tino
Brandt, einst führender Kopf des „Thüringer
Heimatschutzes“ und Spitzel des Erfurter
LfV, 2004 in der Heilbronner Gegend ein
Haus gekauft hatte.
Die kurzzeitige Zugehörigkeit zweier Poli-
zisten zum Ku-Klux-Klan hatte unter ande-
rem deshalb Spekulationen genährt, weil
diese Beamten in Heilbronn im April 2007
Dienst taten, als Kiesewetter erschossen
wurde. Unter Verweis auf polizeiliche Er-
mittlungen meinte SPD-Obfrau Eva Högl,

eine Verbindung zwischen dem Ku-Klux-
Klan und diesem Mord sei auszuschließen.
Grundsätzlich ist es für Högl ein „ungeheu-
erlicher Vorgang“, dass Polizisten beim Ku-
Klux-Klan waren. 
Rannacher berichtete von drei weiteren Be-
amten, die im Verdacht standen, sich für
den Geheimbund zu interessieren, „das war
aber nicht verifizierbar“. Zuvor wollte Wie-
land auch von Neumann erfahren, was es
damals mit Hinweisen auf sich hatte, es ge-
be nicht nur zwei Polizisten mit rechtsextre-
men Neigungen. Wieder war der Zeugin
nichts bekannt – aber vielleicht habe sie bei
der Vorbereitung auf ihre Vernehmung „die
falschen Akten gelesen“. Karl-Otto Sattler ❚ 

RECHT Mit unangemessen hohen Abmahnkos-
ten schon bei der ersten Urheberrechtsverlet-
zung durch illegale Downloads soll Schluss
sein. Das ist das Ziel eines von der Bundesre-
gierung vorgelegten Gesetzentwurfes
(17/13057). Die Opposition kritisierte den Ent-
wurf gegen unlautere Geschäftspraktiken wäh-
rend der ersten Lesung am vergangenen Don-
nerstag: Die Regelung komme zu spät und las-
se zu viele Schlupflöcher, lautete der Vorwurf.
Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) verteidigte ebenso wie
Redner der Union sowohl den Entwurf selbst als
auch den Zeitpunkt seiner Vorlage. „Ein schlüs-
siges Gesamtkonzept braucht eben seine Zeit“,
sagte Thomas Silberhorn (CSU).
In dem Entwurf ist unter anderen ein Verbot von
Werbeanrufen vorgesehen, die von einer auto-
matischen Anrufmaschine getätigt werden. Zu-
dem sollen telefonisch abgeschlossene Verträ-
ge mit Gewinnspieldiensten nur noch wirksam
werden, wenn sie schriftlich bestätigt werden.

Schließlich soll gegen ungerechtfertigt hohe
Abmahnungssummen vorgegangen werden,
indem ein Regelstreitwert von 1.000 Euro für
die erste Abmahnung bei privat handelnden
Nutzern festgelegt wird. Eine Ausnahme von
der Regelung ist vorgesehen, wenn „nach den
besonderen Umständen des Einzelfalls die Be-
grenzung des Streitwertes unbillig wäre“.
Mit dieser Ausnahme werde Tür und Tor für die
Umgehung der Vorschrift geöffnet, kritisierte
Marianne Schieder (SPD). Die Regelungen zur
verbotenen Telefonwerbung seien nur halbher-
zig umgesetzt, bemängelte Caren Lay (Die Lin-
ke). „Warum das nur für Gewinnspiele und
nicht auch für Versicherungsverträge oder Zei-
tungs-Abos gilt, kann mir keiner erklären“, sag-
te sie. Für die Beschränkung des Drittauskunfts-
anspruchs auf den geschäftlichen Bereich plä-
dierte Jerzy Montag (Grüne). „Schon das wür-
de zu einer erheblichen Herabsenkung der
massenhaften und willkürlichen Abmahnungen
im Urheberrecht führen“, befand er. hau ❚

Massenabmahnungen im Visier

INNERES Der Bundestag hat den Weg für den
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz-
entwurf „zur Förderung der elektronischen Ver-
waltung“ (17/11473) frei gemacht. Gegen die
Stimmen der Opposition verabschiedete das
Parlament die Vorlage vergangene Woche in
modifizierter Fassung (17/13139).
Ziel des Entwurfes ist es, die elektronische Kom-
munikation mit der Verwaltung zu erleichtern.
Das „Herzstück“ des Gesetzes bestehe darin,
„neben der qualifizierten elektronischen Signa-
tur zwei weitere technische Verfahren einzufüh-
ren, um die Schriftform zu ersetzen“, sagte der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesin-
nenministerium, Ole Schröder (CDU). Dazu ge-
hört nach seinen Worten „die De-Mail mit der
Versandoption ,Absender bestätigt’. Zur Kritik,
dass bei De-Mails keine sogenannte Ende-zu

Ende-Verschlüsselung geboten wird, sagte
Schröder, niemand werde durch das Gesetz da-
ran gehindert, eine solche Verschlüsselung zu
nutzen. Es wäre aber ein „schwerer Fehler, die-
sen hohen Standard für alle Verwaltungsverfah-
ren verpflichtend zu machen“. Der FDP-Abge-
ordnete Manuel Höferlin sagte, mit der De-Mail
könnten Bürger und Wirtschaft sicher und un-
kompliziert kommunizieren.
Der SPD-Abgeordnete Gerold Reichenbach
warf der Koalition vor, die Standards für die
Übermittlung sensibler Daten im Sozial- und
Steuerbereich abzusenken. Für Die Linke warn-
te Jan Korte davor, „dass das De-Mail-Verfah-
ren genauso unsicher ist wie eine herkömmli-
che E-Mail“. Auch Konstantin von Notz (Grüne)
sagte, durch das De-Mail-Verfahren werde
„kein adäquater Schutz gewährleistet“. sto ❚

Ärger um De-Mail-Verfahren

ARBEIT Teilzeitarbeit soll in Zukunft flexibler
gestaltet werden. Das fordert die SPD-Fraktion
in einem Antrag (17/13084). In der Debatte am
vergangenen Donnerstag erläuterte Anette
Kramme (SPD) die Hintergründe: Weil der
Sprung von der Teil- in die Vollzeitarbeit und an-
dersherum schwer sei, habe die rot-grüne Re-
gierung im Jahr 2000 den Rechtsanspruch auf
Teilzeit beschlossen. Allerdings gebe es dabei
zu viele Ausnahmen. Deshalb seien Änderun-
gen beim Anspruch auf Teilzeit nötig, so etwa
für Arbeitnehmer mit Kindern unter 14 Jahren
oder für die Pflege von Angehörigen.
Jutta Krellmann (Die Linke) sprach sich für den
Antrag aus. Außerdem sei eine allgemeine Ar-
beitszeitverkürzung anzustreben. Das würde
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleich-
tern und sei „ohne finanzielle Einbußen“ mög-
lich. Heinrich Kolb (FDP) sagte, dass viele Teil-

zeitkräfte wirklich nur in Teilzeit arbeiten woll-
ten. Der deutsche Arbeitsmarkt sei deshalb so
erfolgreich, weil es viele verschiedene und fle-
xible Beschäftigungsmöglichkeiten gebe. Des-
halb lehnten die Liberalen den Antrag ab.
Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die Grünen) sah
in der hohen Teilzeitbeschäftigung ein volks-
wirtschaftliches Problem, das vornehmlich
Frauen betreffe: Denn vielen Frauen in Teilzeit
stünde momentan ein Mangel an Fachkräften
gegenüber.
Ulrich Lange (CSU) erklärte, auch ein Gesetz
könne keine Vollzeitstellen schaffen, wo es kei-
ne gebe. Mit Blick auf Fachkräftemangel und
Abwanderung von Fachkräften sagte er, es sei
wichtig, dass die Unternehmer Arbeitszeiten
anbieten, mit denen sie die „Guten“ halten.
Der Antrag wurde an den Ausschuss für Arbeit
und Soziales überwiesen. ver ❚

SPD will Änderung bei Teilzeitarbeit 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Ein SPD-Antrag zur Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität stößt bei der Koalition
auf Kritik. Während der ersten Lesung eines
dahingehenden Antrags (17/13087) am
vergangenen Freitag sagte Ansgar Heveling
(CDU), in dem Papier finde sich nichts, was
nicht schon ausdiskutiert sei oder derzeit
angepackt werde. Stattdessen habe die SPD
„tief in die Populismuskiste gegriffen“. Jörg
van Essen (FDP) sprach von einem Gesin-
nungsaufsatz, der nicht benötig werde. 

Einsatz von Geheimdiensten Unterstüt-
zung fand die SPD-Initiative hingegen bei
Linksfraktion und Grünen. Der Antrag gehe
in die richtige Richtung, sagte Richard Pit-
terle (Die Linke) und auch Jerzy Montag be-
grüßte die „Fleißarbeit“ der SPD. Einer in
dem Antrag vorgeschlagenen Einsetzung
von Bundesnachrichtendienst und Verfas-
sungsschutz für den Kampf gegen Wirt-
schaftskriminalität erteilten sie jedoch eine
Absage. 

In der Bevölkerung mache sich der Eindruck
breit, „die Kleinen hängt man und die Gro-
ßen lässt man laufen“, sagte Christine Lam-
brecht (SPD). Beispiel dafür sei einerseits
der Umgang mit einer Kassiererin, die zu
Unrecht einen Pfandbon eingelöst hatte
und daraufhin entlassen worden sei und
den massenhaften Verfahrenseinstellungen
beim Korruptionsverdacht gegen niederge-
lassene Ärzte andererseits. „Diesem Ein-
druck müssen wir entgegentreten“, forderte
Lambrecht. Neben dem wirtschaftlichen
Schaden entstehe durch die Wirtschaftskri-
minalität auch ein Vertrauensschaden. Um
dagegen vorzugehen, schlage ihre Fraktion
ein Maßnahmenbündel vor, sagte sie. Dazu
gehöre unter anderem der Schutz von Hin-
weisgebern sowie ein bundesweites Korrup-
tionsregister. Unbedingt geschlossen wer-
den müsse auch die Strafbarkeitslücke,
durch die niedergelassene Ärzte, die Prämi-
en der Pharmaindustrie für die Verschrei-
bung von bestimmten Medikamenten emp-

fangen könnten, ohne
sanktioniert zu werden.
„Wir brauchen kein weite-
res Konzept, weil wir viel
weiter und handlungsfähi-
ger sind, als die SPD uns
weiß machen möchte“,
entgegnete ihr Heveling,
der auch ein Unterneh-
mensstrafrecht ablehnte.
Kritik erntete er dafür von
Jerzy Montag. „Sie verken-
nen die Brisanz der Debat-
te und die Entwicklungen
in der EU“, sagte der Grüne
Abgeordnete. Denn beim
Kampf gegen Wirtschafts-
kriminalität müsse man
sich auch neuen Gedanken
und Instrumenten öffnen,
forderte er. hau ❚

Kampf gegen Korruption

Trauerfeier für Michèle Kiesewetter: Die junge Polizistin wurde 2007 unter mysteriösen Umständen getötet – mutmaßlich vom NSU.
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Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
von CDU/CSU und FDP hat der Bundestag
vergangene Woche den von der Bundesre-
gierung vorgelegten Gesetzentwurf „zur
Neuregelung der Professorenbesoldung
und zur Änderung weiterer dienstrechtli-
cher Vorschriften“ (17/12455) in modifi-
zierter Fassung (17/13134) verabschiedet.
Gegen die Vorlage stimmte die Grünen-
Fraktion, während sich die SPD und Die
Linke enthielt. 
Die Neuregelung der Besoldung der Profes-
soren des Bundes war nach den Worten des
CDU-Abgeordneten Armin Schuster not-
wendig geworden, nachdem das Bundesver-
fassungsgericht 2012 Teile der bisherigen
Regelung für unwirksam erklärt hatte. Nun
stiegen die Grundgehälter der Besoldungs-
gruppen W 2 und W 3, zugleich würden für
diese Gruppen „Erfahrungsstufen“ einge-
führt, gab Schuster zu Protokoll. Erhalten
blieben leistungsbezogene Besoldungsbe-
standsteile „und damit die Grundlagen des
Leistungsprinzips“. 

Längere Arbeitszeiten Schuster verwies
zugleich darauf, dass die Vorlage unter an-
derem auch eine Anhebung der Arbeitszei-
ten der Feuerwehrleute der Bundeswehr
vorsieht. Bislang seien die über die regelmä-
ßige wöchentliche Arbeitszeit von 41 Stun-
den hinausgehenden Arbeitsstunden
„durch Mehrarbeitsvergütung abgeglichen“
worden, doch habe der Bundesrechnungs-
hof die bisherige Arbeitszeitregelung und
Vergütungspraxis als rechtswidrig beanstan-
det. Die Anhebung der Wochenarbeitszeit
auf 48 Stunden sei „angesichts des hohen
Anteils des Bereitschaftsdienstes“ nachvoll-
ziehbar. 
Dem FDP-Parlamentarier Stefan Ruppert
zufolge ist die Bundeswehr bis Ende 2017
„darauf angewiesen, dass die Feuerwehrbe-
amten bezüglich ihrer Wochenarbeitszeit

eine Opt-out-Regelung eingehen und frei-
willig bis zu 54 Wochenstunden Dienst leis-
ten“. Die Koalition habe sich nun darauf ge-
einigt, den Übergang von 41 auf 48 Wo-
chenstunden schrittweise zu gestalten. Da-
nach bestehe der erste Teil der neuen
Vergütung aus einem Sockelbetrag für alle
Feuerwehrbeamte mit einer Wochenarbeits-
zeit von 48 Stunden, der sich jährlich etwas
vermindere und Ende 2017 auslaufe. „Opt-
out-Beamte“ erhielten weiterhin eine varia-
ble Vergütung der 24-Stunden-Schichten,
die von 30 Euro im Jahr 2013 auf 46 Euro
im Jahr 2017 ansteige. Damit habe man ei-
ne „gute Lösung“ gefunden. Auch sorge die
Koalition mit der Neuregelung für eine bes-
sere Vergütung der etwa 850 Professoren an
Hochschulen des  Bundes und Forschungs-
einrichtungen mit Bundesbeteiligung. 
Der SPD-Abgeordnete Wolfgang Gunkel
kritisierte, dass der Ausgleich für die Anhe-
bung der Arbeitszeit bei den Bundeswehr-

feuerwehren auf 48 Stunden durch eine bis
zum Jahr 2017 abschmelzende Zulage erfol-
gen solle. Seine Fraktion sei der Meinung,
„dass die Mehrarbeit heute genauso wie in
fünf Jahren bezahlt werden muss“, doch ha-
be die Koalition einen entsprechenden Än-
derungsantrag der SPD abgelehnt. 
Gunkel wandte sich zudem dagegen,  dass
die Neuregelung bei der „Stellenzulage für
ständige Luftfahrzeugbesatzungsangehöri-
ge“ sogenannte Wärmebildsystemoperato-
ren bei Hubschrauberbesatzungen der Bun-
despolizei ausschließe, indem sie sich nur
noch auf die Bundeswehr beziehe. Es sei
nicht nachvollziehbar, warum hier eine Un-
terscheidung zwischen Bundeswehr und
Bundespolizei stattfinde. „Gleiche Arbeit
sollte auch gleich entlohnt werden“, argu-
mentierte er. 
Für Die Linke lehnte ihr Abgeordneter
Frank Tempel eine „Streichung der Flieger-
zulage für Wärmebildsystemoperatoren ab“.
Es sei eine „nicht zu rechtfertigende Un-
gleichbehandlung“, wenn Bundeswehran-
gehörigen, die als Wärmebildsystemopera-
toren tätig sind, die Zulage weiterhin ge-
währt wird, „während man diese den Bun-
despolizisten verweigern will“,
argumentierte er. 

»Europarechtswidrig« Der Grünen-Parla-
mentarier Konstantin von Notz kritisierte
mit Blick auf die im Gesetzentwurf eben-
falls vorgesehene rückwirkende Gewährung
des Familienzuschlags bis zum 1. August
2001 an Beamte in eingetragenen Lebens-
partnerschaften, dass die Koalition hier
„nur noch offene Klageverfahren regeln“
wolle. Dies sei europarechtswidrig. Es kön-
ne nicht sein, „dass das Recht nur für dieje-
nigen gelten soll, die juristisch bewandert
genug sind, auf Verdacht gegen Entscheide
zu klagen“, gab der Grünen-Abgeordnete zu
Protokoll. Helmut Stoltenberg ❚

Neue Regeln nicht nur für Professoren
BEAMTE II Opposition bemängelt Änderungen dienstrechtlicher Vorschriften 

Ein Hubschrauber der Bundespolizei vor
dem Brandenburger Tor in Berlin
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WIRTSCHAFTSKRIMINALITÄT Kritik an SPD-Antrag 

Computer spielen bei Wirtschaftsdelikten eine große Rolle.
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NSU-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Abgeordnete üben
Kritik an Ermittlungsarbeit in Baden-Württemberg

Bermudadreieck 
in Südwest

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Altersgeld für
Ausgeschiedene    
BEAMTE I Richter, Beamte und Soldaten,
die freiwillig vorzeitig aus dem Bundes-
dienst ausscheiden, erhalten einen An-
spruch auf ein „Altersgeld“. Das sieht ein
Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der FDP-
Fraktion (17/12479) vor, den der Bundes-
tag am Donnerstag vergangener Woche mit
den Stimmen der Koalitionsmehrheit sowie
der Linksfraktion verabschiedete. Gegen die
Vorlage votierten die Sozialdemokraten,
während sich die Grünen der Stimme ent-
hielten.  
Nach geltendem Recht setzt ein Anspruch
auf Ruhegehalt voraus, dass bis zum Ruhe-
stand ein Dienstverhältnis als Beamter,
Richter oder Soldat bestanden hat. Bei vor-
zeitiger Auflösung entfallen die darin be-
gründeten Versorgungsansprüche. Dafür ist
eine Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung vorgesehen.
Mit der ausschließlichen Nachversicherung
sind der Vorlage zufolge „wirtschaftliche
Nachteile verbunden, die einem Wechsel
zwischen öffentlichem Dienst und Privat-
wirtschaft entgegenstehen“. Dieses „Mobili-
tätshemmnis“ soll mit der Neuregelung ab-
gebaut werden.
Daher sollen vorzeitig ausscheidende Be-
amte, Richter und Soldaten künftig gegen-
über dem vormaligen Dienstherrn einen
Anspruch auf Altersgeld geltend machen
können. Die Höhe des Anspruchs bestimmt
sich nach den zuletzt erhaltenen Bezügen
und nach der geleisteten Dienstzeit. Der An-
spruch soll ruhen, bis der ehemalige Bun-
desbedienstete die gesetzliche Regelalters-
grenze erreicht hat. sto ❚
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Männerdominiert geht es in den Vorständen und Aufsichtsräten deutscher Konzerne zu. Die Opposition – und auch viele CDU-Frauen – möchten dort künftig mehr Damen sehen. Doch eine Verpflichtung dazu gibt es nicht.
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Grüne: Militärseelsorge für
alle Glaubensrichtungen
Die Bundesregierung soll nach dem Willen
der Grünen-Fraktion die „Zusammenarbeit
der verschiedenen Instanzen, die sich inner-
halb der Bundeswehr mit Fragen des multi-
kulturellen Wandels befassen“, verbessern.
Ferner soll die Regierung für gläubige Sol-
daten aller Glaubensrichtungen Militärseel-
sorge durch Vertreter ihrer Glaubensge-
meinschaft einrichten, fordert die Fraktion in
einem Antrag (17/13095), der am Donners-
tag erstmals auf der Tagesordnung des Bun-
destags stand. Zudem soll sie dem Antrag
zufolge auch die Interessen der nicht-gläu-
bigen Soldaten berücksichtigen und „falls
gewünscht im Dialog mit ihnen niedrig-
schwellige Gesprächs- und Beratungsange-
bote“ einrichten, in denen „berufsbezogene
ethische Fragestellungen erörtert werden
können“. Auch fordern die Abgeordneten
von der Bundesregierung unter anderem,
aktiv mit Vertretern von Migrantenorganisa-
tionen innerhalb der Bundeswehr zusam-
menzuarbeiten.l sto ❚

Bundestag lehnt Vorstöße zu
Informationsfreiheit ab 
Die Grünen-Fraktion ist am Freitag im Bun-
destag mit einem Vorstoß zur Änderung des 
Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) geschei-
tert. Ein Antrag der Fraktion (17/13097), wo-
nach die Bundesregierung einen entspre-
chenden Gesetzentwurf vorlegen sollte,
fand am Freitag keine Mehrheit im Parla-
ment. Nach dem Willen der Grünen sollten
unter anderem im IFG festgeschriebene Aus-
nahmetatbestände, aufgrund derer Informa-
tionen verweigert werden können, refor-
miert und insbesondere der „bisher absolu-
te Schutz von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen“ durch Einführung einer
Abwägungsklausel eingeschränkt werden.
Ein Gesetzentwurf der Grünen (17/9724),
mit dem ins Grundgesetz ein „Grundrecht
auf Zugang zu Information“ eingefügt wer-
den sollte, wurde von der Koalition und der
SPD-Fraktion abgelehnt. sto ❚

Bundesrat fordert
Neuerungen für Notare
Einstimmig hat der Deutsche Bundestag am
vergangenen Donnerstag einen Gesetzent-
wurf des Bundesrates zur Änderung von Ar-
tikel 98a des Grundgesetzes (17/1468) ab-
gelehnt. Die Länderkammer wollte Notaren
ermöglichen, neben ihren Aufgaben der vor-
sorgenden Rechtspflege klassische Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
zu übernehmen. Dadurch sollten die Gerich-
te entlastet werden. Einen andere Gesetzes-
initiative des Bundesrates nahm  der Bun-
destag hingegen an. Für den Entwurf zur
Übertragung von Aufgaben im Bereich der
freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare
(17/1469) stimmten die Abgeordneten der
Koaliton und der SPD gegen das Votum von
Linksfraktion und Grünen. Damit werden
Notare zur Entlastung der Justiz mit ver-
schiedenen Aufgaben aus dem Bereich der
freiwilligen Gerichtsbarkeit betraut. vom ❚

Mehr Sicherheit 
beim Immobilienkauf
Künftig werden Lücken im Verbraucher-
schutz bei der notariellen Beurkundung von
Immobilienkäufen geschlossen. Einstimmig
hat der Bundestag am vergangenen Do-
nenrstag den Gesetzentwurf des Bundesra-
tes zur Stärkung des Verbraucherschutzes
im notariellen Beurkundungsverfahren
(17/12035) in der vom Rechtsausschuss ge-
änderten Fassung (17/13137) angenom-
men. Hintergrund ist, dass systematisch so-
genannte Schrottimmobilien als Vermö-
gensanlage oder Altersvorsorge verkauft
werden, bei denen der Verkehrswert häufig
geringer ist als angegeben. Kommt es zu ei-
nem vorzeitigen Verkauf oder zur Zwangs-
vollstreckung, erleiden die Käufer teils exis-
tenzbedrohend hohe Verluste, heißt es im
Bundesratsentwurf. Dieses Geschäftsmodell
funktioniere nur, wenn Lücken im Beurkun-
dungsgesetz ausgenutzt werden. vom ❚

Regierung soll gegen
Softwarepatente vorgehen
Die Fraktionen von CDU/CSU, FDP, SPD und
Grünen haben sich gegen Softwarepatente
ausgesprochen. In einem gemeinsamen An-
trag (17/13086) fordern sie die Bundesregie-
rung auf, sich gegen Softwarepatente einzu-
setzen und Software künftig  „ausschließ-
lich urheberrechtlich“ zu schützen. Der An-
trag wurde vergangene Woche vom Plenum
zur weiteren Beratung an die zuständigen
Ausschüsse überwiesen. Bei der gegenwär-
tigen Rechtslage, heißt es in der Vorlage,
würden Entwickler „faktisch die urheber-
rechtlich vorgesehenen Verwertungsrechte
an ihren selbst geschaffenen Computerpro-
grammen“ verlieren und Programmierer
seien „unkalkulierbaren Kosten- und Haf-
tungsrisiken ausgesetzt“.Von den Neuerun-
gen sollen auch Open-Source-Software pro-
fitieren. ver ❚

KURZ NOTIERT

Der Wehrbeauftragte des Bundestages, Hell-
mut Königshaus,  hat die Bundeswehr auf-
gerufen, seine Mängelanalyse 2012 ernst zu
nehmen. Die Nachwuchslage habe in eini-
gen Bereichen – etwa bei der Marine – eine
„kritische Grenze“ erreicht, sagte Königs-
haus am Freitag in der Bundestagsdebatte
über seinen Jahresbericht 2012. „Wenn hier
nicht schnell und wirksam gegengesteuert
wird, dann haben wir ein dauerhaftes Pro-
blem“, warnte er, Während Königshaus
fraktionsübergreifend Lob erhielt, mahnte
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) mehr Realismus gerade bei Aus-
landseinsätzen an: „Wir können nicht in
der ganzen Welt inländische Bedingungen
schaffen.“
Für Königshaus ist das keine Begründung,
die Augen vor Problemen zu verschließen:
„Die Rechte der Soldaten enden nicht an
unseren Außengrenzen“, betonte er. Zu-
gleich mahnte Königshaus den Minister,
enttäuschte Laufbahnerwartungen der Sol-
daten ernster zu nehmen und in der „Pend-
lerarmee“ mehr für die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu tun. Er hoffe, bis zum
Ende seiner Amtszeit 2015 wenigstens den
ersten Kindergarten „außerhalb des Minis-
teriums“ besuchen zu können. De Maizière
stellte dies für die erste Hälfte 2014 in Aus-
sicht. Auch erinnerte er daran, dass die Bun-

deswehr 10,5 Millionen Euro in den Aufbau
eigener Kindertagesstätten investiere.
Er gestand zu, dass es Aufgabe des Wehrbe-
auftragten sei, Mängel aufzuzeigen. „Aber
der Minister guckt nicht nur auf Mängel, er
sieht auch auf Stärken.“ Das sahen auch die
Rednern der Koalitionsfraktionen so. Die
CDI-Abgeordnete Anita Schäfer sagte, die
Bundeswehr sei „ein Spiegelbild der Gesell-
schaft“, das „in kritischen Bereichen“ sogar

besser sei als der Durchschnitt. Für den
FDP-Abgeordneten Christoph Schnurr sind
viele Probleme erkannt, doch liege es „auf
der Hand, dass diese Herausforderungen
nicht quasi über Nacht erledigt werden“. 
Unzufrieden zeigte sich die Opposition.
„Wäre der Bericht des Wehrbeauftragten ein
Zeugnis für die Bundesregierung, dann wä-
re die Versetzung gefährdet“, sagte die SPD-
Abgeordnete Karin Evers-Meyer. Sie rief de
Maizière auf, in der Debatte über die Stand-
ortschließungen auf die Soldaten zuzuge-
hen. Der Grünen-Wehrexperte Omid Nou-
ripour forderte unter anderem mehr Verein-
barkeit von Familie und Beruf, schließlich
hätten die Soldaten im 21. Jahrhundert
auch „Rechte als Arbeitnehmer“. Die Forde-
rung des Linken-Abgeordneten Harald
Koch, die Bundeswehr solle sich nur noch
auf die Landesverteidigung beschränken,
stieß auf Widerspruch aller anderen Frakti-
on. André Spangenberg ❚ 

Der Autor arbeitet als Journalist in Berlin.

Rechte der Soldaten im Ausland betont 
BUNDESWEHR Bundestag debattierte über Jahresbericht 2012 des Wehrbeauftragten 

Wehrbeauftragter Hellmut Königshaus

S
ogar Borussia Dortmund
musste für die Rede der Bun-
desfamilienministerin herhal-
ten. Allerdings forderte Famili-
enministerin Kristina Schröder
(CDU) in der „Quoten-Debat-

te“ vergangenen Donnerstag keine Frauen-
quote für die Fußballbundesliga. Borussia
Dortmund, erklärte sie, sei ein börsendo-
tiertes Unternehmen im CDAX. Und im
Aufsichtsrat sitze der SPD-Kanzlerkandidat
Peer Steinbrück – zusammen mit fünf an-
deren Männern. „Er könnte ja seinen Platz
an eine Frau abtreten“, sagte Schröder an
die Sozialdemokraten gerichtet. 

Mit schlechten Beispiel voran Während
die Opposition eine verpflichtende Frau-
enquote in Führungsgremien fordert, will
die Koalition das Prinzip der Freiwilligkeit
seitens der Unternehmen beibehalten.
Doch davon scheint Steinbrück aus Schrö-
ders Sicht wenig zu halten. Die drei Oppo-
sitionsfraktionen hatten – ebenso wie der
Bundesrat – im Vorfeld Anträge und Ge-
setzentwürfe in das Parlament eingebracht. 
Eineinhalb Stunden dauerte die Ausspra-
che im Bundestagsplenum, an deren Ende
die Ablehnung der Einführung einer ver-
bindlichen Frauenquote für Führungsgre-
mien stand. Katrin Göring-Eckardt (Bünd-
nis 90/Die Grünen) sagte, viele Länder wie
Belgien, Italien und Spanien hätten bereits
eine Frauenquote eingeführt. Allerdings sei
die Einführung einer Quote in Aufsichtsrä-
ten für ihre Fraktion bloß ein Anfang: „Wir
brauchen bessere Bedingungen für die Ver-
einbarung von Familie und Beruf und wir

brauchen gleichen Lohn für gleiche Ar-
beit“, sagte die Grünen-Politikerin weiter.
„Nehmen Sie Frauen ernst und stimmen
Sie unserem Antrag zu“, forderte SPD-Frak-
tionschef Frank-Walter Steinmeier die Ko-
alition auf. Frauen würden in der deut-
schen Wirtschaft immer noch benachtei-
ligt, viele stiegen gar nicht in Führungspo-
sitionen auf. Qualifizierte Frauen seien in
den Startlöchern, blieben dort aber auch
stecken, sagte der Sozialdemokrat.
Bundesfamilienministerin Schröder erklär-
te, dass es seit dem Jahr 2011 bereits kon-
krete Zielvorgaben für die Unternehmen
gebe, die sie aufgestellt habe. In den Bun-
desländern mit sozialdemokratischer Re-
gierungsbeteiligung würden die Aufsichts-
ratsplätze ausgerechnet an Männer verge-
ben werden, sagte Schröder, und nannte als
Beispiel Volkswagen – und eben Borussia
Dortmund.

Prinzip der Freiwilligkeit Der Vorsitzen-
de der Unionsfraktion, Volker Kauder
(CDU), sagte, eine Quote dürfe nicht nur
für Aufsichtsräte gelten, sondern müsse
auch in anderen Bereichen eingeführt wer-
den. Er setze aber zunächst auf Freiwillig-
keit: „Wir lassen bis 2020 der Wirtschaft
Zeit.“ Die Unternehmen wüssten ja
schließlich, dass die Frauenquote notfalls
gesetzlich verankert wird, wenn Freiwillig-
keit nicht zum Erfolg führt, argumentierte
Kauder weiter.
Gregor Gysi (Die Linke) verkündete, es ge-
he um eine echte Teilhabe von Frauen. Die
Zeit sei lange vorbei, in der Frauen in der
Wohnung und Männer außerhalb ent-

schieden haben. Der Gesetzentwurf des
Bundesrates sei immerhin „ein Fuß in der
Tür“. Es sei schlimm, sagte Fraktionschef
Gysi mit Blick auf unionsinterne Streitig-
keiten im Vorfeld der Debatte, dass „sie
heute Frauen zwingen, gegen Frauenrechte
zu stimmen“.

Wahlkampf eröffnet Anschließend übte
sogar die liberale Abgeordnete Nicole
Bracht-Bendt (FDP) überraschend Kritik
am Koalitionspartner – allerdings nur
kurz. Die FDP- Politikerin fand es seltsam,
dass eine kleine Gruppe die Entscheidung
der ganzen Gruppe vorgebe, bevor sie sich

der potenziellen Wählerschaft widmete. An
die Unternehmen gerichtet sagte sie dann,
die Liberalen würden nicht zulassen wol-
len, „dass ihnen ein Stück Freiheit genom-
men“ werde. Es gebe bereits den Trend hin
zu mehr Frauen in Führungspositionen,
sagte Bracht-Bendt weiter. Deshalb müsse

sie sich fragen, warum ausgerechnet jetzt
eine Frauenquote in Deutschland einge-
führt werden müsse. Diese Frage war wohl
mehr Rhetorik als Wissbegierde. Denn
auch ihre Fraktion hat – wie alle anderen
auch – wiederholt im Plenum demons-
triert, dass der Wahlkampf für die anste-

hende Bundestagswahl im September er-
öffnet ist. 
Bundesarbeitsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) trat in der Quoten-Debatte
nicht ans Rednerpult. Die Opposition hat-
te bis zuletzt auf die Unterstützung von der
Leyens gehofft, weil sie sich für eine ver-
bindliche Quote stark gemacht hatte und
damit drohte, mit anderen Unions-Frauen
dem entsprechenden Vorstoß des SPD-do-
minierten Bundesrats im Bundestag zuzu-
stimmen. Schließlich entschied aber der
CDU-Vorstand vergangenen Montag, dass
lediglich im Wahlprogramm eine 30-Pro-
zent-Quote ab 2020 für Frauen in Auf-
sichtsräten festgehalten werden soll. Die
rebellierenden Unions-Frauen lenkten ein.

Alles bleibt wie gehabt Zunächst also
bleibt die Entscheidung, ob und wie viele
Frauen in Führungsgremien sitzen, den Un-
ternehmen überlassen. Das schätzen Fir-
men wie das Beratungsunternehmen
McKinsey, die Deutsche Post DHL und der
börsennotierte Konsumgüterhersteller Hen-
kel. Diese Konzerne vergeben den „Deut-
schen Diversity Preis“, der „Arbeitgeber für
eine herausragende Kultur der Vielfalt am
Arbeitsplatz auszeichnet“. Und unter der
Schlagzeile „Frauenquote bedroht Männer-
karrieren“, steht dort, dass „vielen hoch
qualifizierten Männern eine Diskriminie-
rung“ durch eine gesetzliche Quote drohen 
würde.                    Verena Renneberg ❚

GLEICHSTELLUNG Opposition scheitert im Parlament mit Einführung von Frauenquote für Aufsichtsräte

Zwang versus Freiheit

Weitere Zahlen, Daten und Fakten zum Thema unter  
de.statista.com/themen/873/frauenquote/

So sehen die BMW-Aufsichtsräte oben herum aus. Einzige Frau: Milagros Caina-Andree
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Ein sowohl sozial- wie begriffs-
geschichtliches Panorama, das die
Geschichte der Gleichheitsvorstel-
lungen vom späten 18. Jahrhundert
bis in die Gegenwart des frühen
21. Jahrhunderts darstellt, verknüpft
mit einer scharfsinnigen Analyse der
aktuellen politischen Situation.
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Die Säumniszuschläge für Versicherte in der
Gesetzlichen Krankenversicherung, die ihre
Beiträge nicht zahlen, sollen sinken: Darin
waren sich die Fraktionen des Bundestags in
einer Debatte zu einem Gesetzentwurf der
Koalition (17/13079) und einen Antrag der
SPD (17/12069) am vergangenen Donners-
tag einig. 
Momentan können pro Jahr Zinsen von 60
Prozent anfallen; das überfordert viele Bei-
tragsschuldner. Deshalb soll nach dem Wil-
len der Abgeordneten, die ihre Reden zu
Protokoll gaben, der Zinssatz von derzeit
fünf auf ein Prozent im Monat sinken. Au-
ßerdem soll es einen Notlagentarif in der
Privaten Krankenversicherung geben, wenn
Versicherte ihre Beiträge dort nicht mehr
zahlen können. Die Krankenkassen sind
dann nur noch verpflichtet, für akute Er-
krankungen und Schmerzen sowie Leistun-
gen bei Schwangerschaft und Mutterschaft
aufzukommen. 
Der CDU-Gesundheitspolitiker Jens Spahn
hielt fest, die hohen Zuschläge seien 2007

eingerichtet worden, um Missbrauch entge-
gen zu wirken. Man habe aber feststellen
müssen, dass viele Versicherte zwar willig
seien, ihre Beiträge zu zählen, aufgrund der
hohen Zuschläge aber nicht aus ihrer prekä-
ren Situation herauskämen. Die liberale
parlamentarische Staatssekretärin Ulrike
Flach stellte fest, die Prämie im Notlagenta-
rif werde mit vermutlich rund 100 bis 120

Euro je Versichertem deutlich niedriger aus-
fallen als eine durchschnittliche Prämie in
einem regulären Tarif. Sie halte es für „sach-
gerecht, dass jemand, der keine Beiträge
zahlt, nicht den vollen Versicherungsschutz
erhält“.
Karl Lauterbach (SPD) befürwortete die
Senkung die Zuschläge zwar, der Entwurf
der Koalition greife aber „viel zu kurz“. Er

plädierte daher für eine Begrenzung der
Rückwirkung: dies räume Betroffenen die
Möglichkeit ein, „aus der Schuldenfalle he-
rauszukommen“. 
Für Die Linke kritisierte Harald Weinberg,
mit dem geplanten Notlagentarif werde „ein
neues Gesundheitsprekariat“ geschaffen.
Die Regierung helfe Betroffenen nicht, son-
dern setze nur um, „was die private Kranken-
versicherung ihr in die Feder diktiert hat“.
Richtigerweise dürfe die PKV säumige Bei-
tragszahler nicht einfach hinauswerfen, son-
dern sei gesetzlich gezwungen, den Versiche-
rungsschutz aufrechtzuerhalten. Mit dem
niedrigen Beiträge bekämen sie „nur noch
Leistungen auf Entwicklungsland-Niveau“.
Dieser Tarif nutze der PKV und schade der
Gesundheit der Versicherten. Die gesund-
heitspolitische Sprecherin der Bündnisgrü-
nen, Biggi Bender, stellte fest, dass die „Wu-
cherzinsen der Krankenkassen auf rückstän-
dige Beiträge“ nach sechs Jahren abgeschafft
würden, sei das einzig Gute an dem Entwurf
– der Rest gehöre „in die Tonne“. Für Bei-
tragsschulden solle die Regelung aus der
PKV übernommen werden, wie es der SPD-
Antrag fordere. Dann müssten Versicherte
die Beiträge rückwirkend nur für die ersten
sechs Monate zahlen, ab dem siebten Monat
nur noch jeweils ein Sechstel des Montags-
beitrags. Susanne Kailitz ❚

D
ie Bundestagswahl rückt
näher: Das wurde in der
ersten Lesung zweier Ge-
setzentwürfe der Koaliti-
on am vergangenen Frei-
tag im Bereich der Ge-

sundheitspolitik (17/13080, 17/13081)
deutlich. Was Bundesgesundheitsminister
Daniel Bahr (FDP) als „Verbesserung der
Versorgung der Versicherten“ lobte, lehnten
SPD, Die Linke und Grüne als völlig verfehlt
und Manöver zum Stim-
menfang ab. Mit ihren
Entwürfen – die nach An-
sicht der Oppositions-
fraktionen nur wenig
miteinander zu tun ha-
ben und eigentlich ge-
trennt diskutiert werden
sollten – will die Koaliti-
on zum einen die Präven-
tion stärken und zum an-
deren Apothekennotdienste sichern. 
Bahr betonte, Solidarität und Eigenverant-
wortung gehörten „untrennbar zusammen“
– die Solidargemeinschaft teile große Risi-
ken, wolle sich aber auch darauf verlassen,
dass die Versicherten sich in Eigenverant-
wortung um ihre Gesundheit kümmerten.
Dazu gehöre es, durch gesunde Ernährung
und Bewegung bestimmte Krankheitsrisi-
ken zu minimieren. In dem geplanten Prä-
ventionsgesetz würden die Krankenkassen
dazu verpflichtet, ihre Ausgaben für betrieb-
liche Gesundheitsförderungen ebenso wie
die Ausgaben für „Lebensweltprogramme“

zu verdreifachen. Er forderte die Oppositi-
on auf, den Entwurf zu unterstützen, weil
sie zugeben müsste, dass die Maßnahmen
richtig seien, auch wenn man darüber strei-
ten könne, wo noch mehr getan werden
müsse. Für den zweiten Gesetzentwurf zur
Finanzierung des Apothekennotdienstes
warb Bahr mit dem Argument,  dies sei eine
„Anerkennung der Gemeinwohlpflichten
der Apotheker“.
Der CSU-Abgeordnete Johannes Singham-

mer sagte,
man wolle
niemanden
g ä n g e l n ,
denn die
E n t s c h e i -
dung über
den Lebens-
stil sei die
Sache jedes
Einzelnen.

Dennoch solle man für eine gesunde Le-
bensführung werben und Anreize setzen. Ei-
ne ständige Präventionskonferenz sei nötig,
weil der Bund nicht die Kompetenzen habe,
alle nötigen Maßnahmen zu bündeln. Und
der geplante pauschale Zuschuss für Apo-
thekennotdienste aus einem Fonds trage da-
zu bei, dass die Gesundheitsversorgung in
städtischen Ballungsräumen und ländli-
chen Regionen gleichwertig sei.
Der FDP-Parlamentarier Erwin Lotter ver-
wies darauf, dass die Opposition das Prä-
ventionsgesetz seit Jahren  fordere. Nun hö-
re man von ihr aber nur: „Zu wenig, zu spät,

zu bürokratisch“. Lasse die Opposition das
Gesetz im Bundesrat scheitern, wäre dies
„ein Affront" gegen zahlreiche Institutionen
und Verbände und „gegen die Menschen“,
die sich darum bemüht hätten.

»Im Blindflug« Der SPD-Abgeordnete Karl
Lauterbach warf Schwarz-Gelb dagegen eine
„überflüssige Wahlkampfverbeugung für
die Apotheker“ vor. Die Bereitstellung von
100 Millionen Euro für etwa 10.000 Land-
apotheker und die Gewährung von 180 Mil-
lionen Euro für Prävention bei 70 Millionen
Versicherten zeige, dass es sich hierbei um
Wahlkampfaktionen handele. Die Mittel für
Prävention entsprächen zwölf Cent pro Mo-
nat und Versichertem, womit kein Einfluss
auf den Gesundheitszustand der Bevölke-
rung ausgeübt werden könne. Besser als die
Einrichtung eines neuen bürokratischen
Gremiums in Form der geplanten Präventi-
onskonferenz wäre es, sich auf regionale,
konkrete und unbürokratische Gesund-
heitsförderung zu konzentrieren. Der Ge-
setzentwurf scheitere „auf ganzer Ebene",
weil er einkommensschwache und benach-
teiligte Menschen nicht in den Blick nehme.
Zudem gebe es keine einzige Studie zur Ge-
sundheitsförderung, weshalb sich der Ge-
sundheitsminister „im Blindflug“ befinde
und überhaupt nicht wisse, was getan wer-
den müsse. 
Für Die Linke monierte Martina Bunge, das
einzig Gute am Gesetzentwurf zur Präventi-
on sei der Name, die Substanz hingegen sei
„mies“. Hinter den Vokabeln der modernen

Forschung zur Gesundheitsförderung ver-
berge die Koalition „veraltete und verstaub-
te Ansätze“. Die Lebenserwartung von Men-
schen mit niedrigem Sozialstatus entspre-
che in Deutschland der in Entwicklungslän-
dern. Dies sei nicht hinzunehmen, doch
mache die Koalition „nichts dagegen“.
Die Grünen-Abgeordnete Maria Klein-
Schmeink nannte den Entwurf ein  „Ar-
mutszeugnis“. Sie frage sich, ob der Minis-
ter „eine Ahnung“ von der kommunalen
Selbstverwaltung und dem Funktionieren
der Zivilgesellschaft habe. Es sei nicht sinn-

voll, der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung mehr als die Hälfte der Mittel
zuzuweisen. Vielmehr gehe es darum, vor
Ort in den Kitas, Schulen und sozialen
Brennpunkten Projekte durchzuführen. Ih-
re Fraktionskollegin Birgitt Bender kritisier-
te, mit dem „Apothekennotdienstsicherstel-
lungsgesetz“ ändere sich an den Belastun-
gen der Apotheker und den Wegen der Pa-
tienten nichts. Nötig sei, den Zuschnitt der
Notdienstbezirke und die Abstimmung von
ärztlicher Notversorgung und Apotheken-
notdienst zu ändern. Susanne Kailitz ❚

Seit 2007 dürfen Krankenversicherer ihre Mitglieder nicht mehr vor die Tür setzen.
Aber dafür werden bislang für die Versicherer in Notlagen horrende Gebühren fällig.

GESUNDHEIT Die Opposition sieht in zwei Koalitionsinitiativen nur Wahlkampfmanöver 

Zankapfel Prävention

Unterstützung
am Arbeitsmarkt   
INKLUSION Der Bundestag hat vergangene
Woche eine Reihe von Verbesserungen bei
der Unterstützung arbeitsuchender Men-
schen mit Behinderung gefordert. Dazu ge-
hört unter anderem, dass das Wunsch- und
Wahlrecht von werkstattberechtigten Men-
schen zwischen Werkstätten und alternati-
ven Leistungsanbietern gestärkt und Unter-
stützungsinstrumente vereinfacht werden.
Auch sollen alternative Leistungsanbieter
wie Integrationsfachdienste Leistungen der
beruflichen Qualifizierung und Beschäfti-
gung am ersten Arbeitsmarkt erbringen
können. 
Einen entsprechenden Antrag von
CDU/CSU und FDP (17/12180) nahm das
Parlament gegen das Votum von SPD und
Linksfraktion bei Enthaltung der Grünen
an. Gegen die Stimmen der Opposition
lehnt der Bundestag einen SPD-Antrag
(17/9931) ab, die Ausgleichsabgabe für un-
besetzte Pflichtplätze nach dem Neunten
Sozialgesetzbuch (Paragraf 77) zu erhöhen
und Behinderten einen fairen Zugang zum
Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 
Bei Enthaltung der SPD und gegen die Stim-
men der Linken und Grünen fand ein An-
trag der Linksfraktion (17/9758) mit dem
Titel „Gute Arbeit für Menschen mit Behin-
derung“ keine Mehrheit. Die Linksfraktion
hatte darin gefordert, gesetzliche Beschrän-
kungen zu beseitigen, die die Teilhabe
durch Arbeit für Menschen mit Behinde-
rung erschweren.                                vom ❚

Umstrittene
Reisefreiheit
VISAPOLITIK „Die EU lässt sich von Russ-
land erpressen.“ Mit dieser Aussage kom-
mentierte die Grünen-Abgeordnete Marie-
luise Beck die durch die Bundesregierung
unterstützte Erteilung von Visafreiheit für
russische Dienstpassinhaber, die Russland
zur Voraussetzung für Visaerleichterungen
für „normale Bürger“ gemacht habe. Damit
würden genau jene hohen Beamten unter-
stützt, die in Russland im Auftrag des „Re-
gimes Putin“ die Zivilgesellschaft mit Re-
pressalien überzögen, sagte Beck im Rah-
men einer von ihrer Fraktion beantragten
Aktuellen Stunde am vergangenen Freitag.  
Die Haltung der Bundesregierung zur Poli-
tik der russischen Regierung sei eindeutig,
entgegnete Innen-Staatssekretär Ole Schrö-
der (CDU). Bundeskanzlerin Merkel habe
zuletzt klare Worte in Richtung Putin gefun-
den. Was die Visafreiheit für Dienstpassin-
haber angeht, so sei das üblich und notwen-
dig, „um die gewünschten Erleichterungen
für die Zivilgesellschaft zu erhalten“. 
Bei aller Kritik an Russland dürfe man nicht
vergessen, dass das Land für die deutsche
Wirtschaft ein sehr wichtiger Partner sei,
sagte Rita Pawelski (CDU). Nicht zuletzt
deshalb sei es richtig, dass Deutschland auf
EU-Ebene Kompromissbereitschaft zeige.  
Ziel des Abkommens mit Russland sei es,
Visaerleichterungen für die Bevölkerung zu
erreichen, sagte Hagen Reinhold (FDP).
„Wollen Sie, dass wir darauf verzichten“,
fragte er an die Grünen gewandt. Bei der
konkreten Ausgestaltung müsse nun genau
hingeschaut werden, da es durchaus Spiel-
raum gebe, forderte er.
Für eine Prüfung des Einzelfalls sprach sich
Franz Thönnes (SPD) aus, auch wenn es in
Russland „in Sachen Demokratie noch Luft
nach oben gibt“. Sevim Dagdelen (Die Lin-
ke) kritisierte die „antirussischen Reflexe
der Grünen“ und forderte Reisefreiheit für
alle. hau ❚

»Das Gesetz 
scheitert 
auf ganzer 
Ebene.«
Karl Lauterbach (SPD) 
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Raus aus der Schuldenfalle
GESUNDHEIT Zinsen für säumige Zahler in der Krankenversicherung senken. Opposition kritisiert Notlagentarif  

>STICHWORT

> Präventionsgesetz Mit dem Gesetz sollen die Leistungen
der Krankenkassen so ausgestaltet werden, dass die Versi-
cherten „bei der Entwicklung und dem Ausbau von gesund-
heitsförderlichen Verhaltensweisen“ unterstützt und so ge-
sundheitliche Risiken reduziert werden.

> Geld Dafür sollen die Kassen ihre Ausgaben für die betrieb-
liche Gesundheitsförderung und für „Leistungen zur primä-
ren Prävention in Lebenswelten“ erhöhen. Für die Vorsor-
ge sollen ab 2014 bis zu 180 Millionen Euro zusätzlich zur
Verfügung stehen.

> Apotheken Apotheken sollen künftig für jeden erbrachten
Notdienst einen Zuschuss erhalten. Damit soll die flächen-
deckende Arzneimittelversorgung gesichert werden.

INITIATIVEN – Die Gesetzentwürfe zu Prävention und Apothekennotdienst  

Die für Arbeitnehmer bereits bestehende
Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Fa-
milienpflegezeit soll auch für Bundesbeamte
eingeführt werden. Dies sieht ein Gesetzent-
wurf der Bundesregierung  (17/12356) vor,
den der Bundestag vergangene Woche mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie
der oppositionellen SPD in modifizierter Fas-
sung (17/13133) verabschiedete. Dagegen
stimmten Die Linke und die Grünen. 
Die Familienpflegezeit fördert die häusliche
Pflege naher Angehöriger, indem bis zu zwei
Jahre lang ein rückzahlbarer Vorschuss auf die
Besoldung gewährt wird. Diese Regelung, die
für Tarifbeschäftigte des öffentlichen Dienstes
und die Beschäftigten der gewerblichen Wirt-
schaft bereits gelt, soll nun wirkungsgleich
auf den Beamtenbereich übertragen werden.
Der Gesetzentwurf sieht zudem für Beamte,
„denen durch familienbedingte Teilzeit oder
Beurlaubung Besoldungseinbußen entste-
hen, die sich auch nachteilig auf die Höhe der
Versorgungsbezüge auswirken, außerdem die
Möglichkeit vor, Lücken in der Versorgungs-
biografie künftig besser ausgleichen zu kön-
nen, indem sie einen Anspruch auf Verlänge-
rung ihrer Dienstzeit erhalten“. 
Der CDU-Abgeordnete Armin Schuster ver-
wies auf einen im Innenausschuss angenom-
menen Änderungsantrag der Koalition. Darin
sei vorgesehen, „dass all jene Beamte, die

nach dem Erreichen der Regelaltersgrenze
weiterhin arbeiten, zehn Prozent Besoldungs-
zuschlag erhalten“. Zudem werde die im Bun-
desbeamtengesetz enthaltene Möglichkeit
des Dienstherrn gestrichen, den Ruhestands-
eintritt ohne Zustimmung des Beamten zu
verschieben, gab Schuster zu Protokoll. Nach
den Worten des FDP-Parlamentariers Stefan
Ruppert motiviert der Zuschlag von zehn Pro-
zent des Grundgehalts „künftig auch diejeni-
gen Beamten zur freiwilligen Verlängerung
der Arbeitszeit, die bei Erreichen des Ruhe-
standsalters den Höchstruhegehaltssatz von
71,75 Prozent bereits erreicht haben“. Ihnen
hätte eine Verlängerung der Arbeitszeit bisher
keine Vorteile gebracht. 
Der SPD-Abgeordnete Wolfgang Gunkel be-
grüßte, dass die bisher mögliche zwangswei-
se Dienstzeitverlängerung  aufgehoben wer-
de. Er kritisierte zugleich, dass die Genehmi-
gung der Pflegezeit in das Ermessen des
Dienstherrn gestellt werde. Zudem äußerte er
Zweifel, ob die zeitliche Beschränkung der
Pflegezeit auf 24 Monate „den tatsächlichen
Anforderungen an die Pflege von Angehöri-
gen entspricht“. Auch Konstantin von Notz
(Grüne) monierte, die zeitliche Begrenzung
auf 24 Monate „überzeugt angesichts länger-
währender Erkrankungen nicht, auch wenn
es dort eine einmalige Verlängerungsmög-
lichkeit gibt“. Helmut Stoltenberg ❚ 

Pflegezeit auch für Beamte 
INNERES Gesetz regelt auch flexibleren Ruhestandseintritt 
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Dehnübungen beim Nordic-Walking: „Gesundheitsförderliche Verhaltensweisen“ sollen künftig stärker gefördert werden.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



Die Millenniumsentwicklungsziele für das
Jahr 2015 sind bei weitem nicht erreicht.
Doch die Gedanken kreisten in der vergan-
genen Woche bei einer öffentlichen Anhö-
rung des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung und des
Unterausschusses „Vereinte Nationen, in-
ternationale Organisationen und Globali-
sierung“ bereits um neue Ziele für die Zeit
nach 2015. Auf dem „Rio plus 20“- Gipfel
wurde 2012 vereinbart, dass eine neue Ent-
wicklungsagenda ausgearbeitet wird. Sie
soll die auf Überwindung von Hunger, Ar-
mut und die soziale Grundversorgung ge-
richteten Millenniumsentwicklungsziele
(Millennium Development Goals, MDG)
mit Fragen des Umwelt- und Ressourcen-
schutzes verbinden und darüber hinaus zu
universellen Zielen für eine nachhaltige
Entwicklung führen (Sustainable Develop-
ment Goals, SDG).

Dirk Messner vom Deutschen Institut für Ent-
wicklungspolitik nannte die MDG eine „Er-
folgsgeschichte“, die für Entwicklungsbelan-
ge ein „globales Narrativ“ in die Hand gege-
ben hätten. Aus dem MDG-Prozess lasse sich
auch für die Entwicklungsagenda nach 2015
lernen: Das Projekt sei international mit brei-
tem Konsens getragen worden und habe sich
auf eine begrenzte Auswahl von konkreten
Zielen fokussiert, deren Erreichung oder auch
Nichterreichung weitgehend mess- und über-
prüfbar seien. 

Differenzierte Ziele Nikhil Seth (Abteilung
für nachhaltige Entwicklung bei den Verein-
ten Nationen, UN-DESA) wies auf die neuen
Herausforderungen hin: Dazu zählten der
Klimawandel, ein rasantes Weltbevölkerungs-
wachstum, die Zunahme von Mobilität, der
wachsende Mittelstand in Asien. Eine neue
Agenda müsse „ökologische Begrenzungen“

in Betracht ziehen, mit Auswirkungen auf das
Verbraucherverhalten, den Energieverbrauch,
die Siedlungspolitik und eine Vielzahl ande-
rer Bereiche. Wichtig seien nicht Ziele, die für
alle Länder gleich seien, sondern differenzie-
rende Ziele, die allerdings für jedes Land
gleich verbindlich seien, sagte Seth.
Jan Dusik vom Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen (UNEP) unterstrich, dass
Umwelt als Querschnittsthema Eingang in
die Agenda finden müsse: „Umweltzerstö-
rungen können Entwicklungsfortschritte ver-
langsamen oder sogar umkehren“, sagte Du-
sik. Gefordert seien nicht Patentlösungen,
sondern Maßnahmen für  nachhaltigen Kon-
sum und nachhaltiges Produzieren weltweit. 
Gilbert Fossoun Houngbo von der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (ILO) betonte,
dass die Bekämpfung von Ungleichheit und
insbesondere die Themen Arbeit, Wachstum
und Beschäftigung wichtige Bestandteile der

Agenda sein müssten. Menschenwürdige Ar-
beitsplätze und „vernünftig bezahlte Be-
schäftigung“ seien unverzichtbare Instru-
mente zur Bekämpfung
von Armut gerade in Ent-
wicklungsländern. 
Klaus Schilder vom Ver-
band Entwicklungspolitik
deutscher Nichtregie-
rungsorganisa t ionen
(Venro) sprach von der
„historischen Chance“, ei-
ne umfassende Agenda
auf Grundlage von Men-
schenrechten, Geschlech-
tergerechtigkeit, Nachhal-
tigkeit und sozialer Ge-
rechtigkeit zusammenzu-
führen. Die Agenda nach
2015 könne im Kern aus
vier Elementen bestehen:

einer Grundsatzerklärung, den Nachhaltig-
keitszielen, einem Aktionsprogramm für ih-
re Umsetzung sowie einem periodischen

Überprüfungsmechanismus, der nicht zu-
letzt die Staaten dazu anhalten soll, ihren
Verpflichtungen nachzukommen.
Oliver Wieck vom Bundesverband der Deut-
schen Industrie sprach von einer „gemischten
Bilanz“ der MDG.  Die Unternehmen der
OECD-Länder würden zudem durch eine
Vielzahl von Richtlinien zu verantwortungs-
vollem Wirtschaften angehalten. Allerdings
gelte dies nicht für Unternehmen aus Län-
dern wie China, Indien und Russland, die ih-
rerseits als entwicklungspolitische Akteure
auftreten. Eine Post-2015-Agenda müsse auch
diese Länder in die Pflicht nehmen. ahe ❚
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AUSLANDSSCHULEN Die Regierung will
einen gesetzlichen Finanzierungsanspruch
schaffen. Doch den Abgeordneten geht das
nicht weit genug. Sie kritisieren, dass ein
größerer Teil der Schulen außen vor bleibt

Einig in
der Kritik

„Fight Hunger“ - Aktion des UN-Welternährungsprogramms

Die Internationale Deutsche Schule in Ho-Chi-Minh-Stadt in Vietnam

C
ornelia Pieper (FDP) ver-
breitet Optimismus. Im In-
teresse der Planungssicher-
heit für die Deutschen Aus-
landsschulen habe die Bun-
desregierung einen

Gesetzentwurf (17/13058) vorgelegt, mit
dem ein gesetzlicher Finanzierungsan-
spruch geschaffen werde, sagte die Staatsmi-
nisterin im Auswärtigen Amt anlässlich der
ersten Lesung der Vorlage am vergangenen
Freitag. „Das ist ein schöner Tag für die
Deutschen Auslandsschulen“, urteilte sie.
Außerdem zeige dies, dass die Bildung „in
dieser Regierung Priorität genießt, trotz
Haushaltseinsparungen“. Bislang seien die
Auslandsschulen nach Zuwendungsrecht,
also ohne einen Rechtsanspruch, gefördert
worden. „Schulen sind aber keine kurzfris-
tigen Projekte, über die je nach Haushalts-
lage entschieden werden sollte“, sagte die
Staatsministerin. 
Genau hier setzt jedoch die Kritik der Abge-
ordneten aller Fraktionen an. Angesichts der
im Gesetz enthaltenen Einschränkungen sei
nur etwa ein Drittel der Auslandsschulen
anspruchsberechtigt. Die anderen blieben
weiterhin von der Haushaltssituation des
Bundes abhängig, bemängelten die Parla-
mentarier und forderten Nachbesserungen. 

Anreize Derzeit soll laut Entwurf jenen
Deutschen Auslandsschulen ein Anspruch
auf finanzielle und personelle Förderung
gewährt werden, „die zu dem Ziel, eine
möglichst große Anzahl im Ausland leben-
der Schülerinnen und Schüler zu einem in
Deutschland anerkannten schulischen Bil-
dungsabschluss zu führen, kontinuierlich
einen substantiellen Beitrag leisten“. Da-

durch, so heißt es zur Begründung, sollen
erfolgreich arbeitende Schulen belohnt und
Anreize für eine zielorientierte Arbeit aller
Deutschen Auslandsschulen gesetzt werden.
Zugleich würden auf diese Weise erreichte
Erfolge beim Aufbau Deutscher Auslands-
schulen abgesichert. 
Die Einschränkung führe dazu, dass von
den 140 Auslandsschulen nur 45 einen ge-
setzlichen Anspruch erhalten könnten, sag-
te Angelika Krüger-Leißner (SPD). „Der Rest
bleibt von der Kassenlage des Bundes ab-
hängig“, kritisierte sie. Dazu würde bei-
spielsweise auch die Schule in Teheran ge-
hören, weil es dort zu wenige Abitur-Ab-
schlüsse gebe. In das Gesetz überhaupt
nicht einbezogen seien die über 800 Schu-
len, an denen das Deutsche Sprachdiplom
(DSD) abgelegt wird. Im Unterausschuss für
Auswärtige Kulturpolitik, so machte die
SPD-Politikerin deutlich, sei man sich einig
in der Forderung, dass sämtliche Auslands-
schulen und auch die DSD-Schulen in dem
Gesetz verankert werden müssen. 
Es stelle sich jetzt die Frage, ob das Glas
halbvoll oder halbleer ist, sagte Peter Gau-
weiler (CSU), Vorsitzender des Unteraus-
schusses für Auswärtige Kulturpolitik. „Es ist
schon mal gut, dass überhaupt ein Glas auf
dem Tisch steht“, sagte er weiter. Die Parla-
mentarier müssten dieses nun füllen. Auch
wenn es gut sei, dass es nun endlich einen
Rechtsrahmen für die fast 400.000 Schüler
gebe, müssten noch Dinge ergänzt werden,
sagte Gauweiler und bekräftigte die Forde-
rung Krüger-Leißners nach Aufnahme aller
Auslandsschulen und der DSD-Schulen in
den gesetzlichen Finanzierungsanspruch.
„Wir sind an einem positiven Wende-
punkt“, sagte er. „Das Gesetz kann jetzt

scheitern, oder wir bringen es gemeinsam
durch“, und er machte deutlich: „Ich bin
überzeugt, dass wir es schaffen werden.“ 

Privilegierte Dass es so wie von der Bun-
desregierung vorgeschlagen nicht gehe, ist
auch die Sicht von Lukrezia Jochimsen (Die
Linke), die sich enttäuscht von der Vorlage
zeigte. „Wollen wir diesem Unsinn wirklich
zustimmen?“, fragte sie. Ein sinnvolles Aus-
landsschulgesetz müsse einen Nutzen für
alle haben und dürfe nicht einzelne – gro-
ße Schulen mit hohen Abschlusszahlen –
privilegieren. „Das ist zwar gut für die einen,
aber schlecht für die anderen“, sagte sie.
Bliebe es bei der jetzigen Regelung, würden
neben der schon erwähnten Schule in Tehe-

ran unter anderem auch die altehrwürdige
Schule in Neu Delhi sowie die erst jüngst ge-
gründete Schule in Bratislava keinen Förde-
rungsanspruch haben, sagte Jochimsen. 
Die vorliegende Fassung habe gravierende
Mängel, betonte auch Claudia Roth (Bünd-
nis 90/Die Grünen). Es sei bedauerlich, dass
der Regierungsentwurf im Laufe der Zeit im-
mer weiter abgespeckt worden sei. Es reiche
nicht, wenn nur etwa ein Drittel der Schu-
len einen Anspruch habe, der Rest aber wei-
terhin von der Kassenlage des Bundes ab-
hängig sei, weil die Mindestzahl an Ab-
schlüssen nicht erreicht werde. Roth kriti-
sierte in diesem Zusammenhang auch das
Verhalten der Länder. Es sei ein Trauerspiel,
wie sich die Länder in der Finanzierungsfra-
ge verhalten hätten, als sie die Beiträge für
die Versorgungszulage der Lehrkräfte einsei-
tig gekürzt haben, sagte sie und betonte:
„Damit meine ich alle Länder.“ 

Stipendien Eine weitere wichtige Frage sei,
wie es mit den Stipendien für talentierte Schü-
ler, die sich das Schulgeld nicht leisten kön-
nen, weitergehen solle. „Wir sollten darauf
achten, dass die deutsche Eigenheit, dass der
Zugang von Bildung eben nicht nur Geldeli-
ten möglich ist, stärker gefördert wird“, ver-
langte Roth. Sie hätte sich gewünscht, dass aus
dem zwölf Milliarden Euro umfassenden
Sonderprogramm für Bildung auch dafür et-
was abgefallen wäre, statt nur Haushaltslö-
cher zu stopfen. „Es ist eine verpasste Chance
für soziale Inklusion im Auslandsschulwe-
sen“, lautete ihr Fazit. Götz Hausding ❚

Mehr zu den Deutschen Auslandsschulen unter:
www.auslandsschulwesen.de

>KOMPAKT

> Auslandschulen Weltweit mehr als 140
dieser Schulen zählt die Zentralstelle für
das Auslandsschulwesen. Hinzu kommen
weitere 870 von Deutschland geförderte
schulische Einrichtungen sowie Deutsche
Abteilungen an staatlichen Schulen.

> Ziele Mit dem Gesetzentwurf (17/13058)
will die Bundesregierung einen gesetzli-
chen Finanzierungsanspruch für  Auslands-
schulen schaffen. Diese werden bislang
nach Zuwendungsrecht gefördert. Über-
greifendes Ziel ist es, eine möglichst große
Zahl im Ausland lebender  Schülerinnen
und Schüler zu einem in Deutschland aner-
kannten schulischen Bildungsabschluss zu 
führen.

Neue Agenda für die Zeit nach 2015
ENTWICKLUNG Experten betonen die Notwendigkeit eines breit getragenen Nachfolgeabkommens für die Millenniumsziele 

EUROPA Zusammen mit der Europäischen
Wachstumsstrategie 2020 wurde im Jahr 2011
das Europäische Semester (ES) eingeführt. Da-
bei nimmt die Kommission jährlich eine Analy-
se der Wirtschafts- und Strukturreformpro-
gramme vor und gibt den EU-Staaten anschlie-
ßend entsprechende Empfehlungen hinsichtlich
der Aufstellung des kommenden Haushalts.
Nach Meinung von Experten bietet das ES
Chancen für eine bessere Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken, berücksichtigt aber zu we-
nig soziale Aspekte und führt zu einer Reihe de-
mokratiepolitischer Probleme. Bei einer Anhö-
rung des Europaausschusses in der vergange-
nen Woche wurden die Wirkungen des Europäi-
schen Semesters von den geladenen Experten
unterschiedlich bewertet.
Als „größtenteils positiv und als Chance“ be-
wertete Professor Michael Eilfort von der Stif-
tung Marktwirtschaft das ES. Er sehe darin kei-
ne Vorstufe für eine Wirtschaftsregierung, son-
dern eine „politische Umsetzungshilfe“ für ein-
zelne Staaten. Man könne Ziele setzen und
auch den Druck erhöhen, „aber man sollte nicht
die Wege vorschreiben“, warnte Eilfort. Das
zwingende Ziel müsse sein, ausgeglichene
Haushalte zu erreichen. Das müsse auch in
Deutschland teilweise noch stärker beherzigt

werden: „Wir predigen Wasser und trinken
doch auch noch etwas Wein“, sagte er.
Auch nach Ansicht von Rolf Kroker vom Institut
der deutschen Wirtschaft in Köln habe man aus
der Finanzkrise gelernt, dass eine bessere Koor-
dinierung der Wirtschafts- und Finanzpolitik
notwendig sei. Europa habe die Chance aus der
Krise gestärkt hervorzugehen. „Neue Instru-
mente tragen zu einer stärkeren Koordinierung
bei“, sagte er. Professor Walter Hanesch von der
Hochschule Darmstadt forderte, dass es eine
Balance zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik
geben müsse. Er sprach dabei das Verhältnis
zwischen der europäischen Strategie 2020 und
dem ES an. Beim Abstimmungsprozess zwi-
schen den Staaten läge der Schwerpunkt auf
der Wirtschafts- und Finanzpolitik.
Auf die demokratiepolitischen Folgen des ES
ging Professor Andreas Maurer von der Stiftung
Wissenschaft und Politik ein. Die Krise habe das
technokratische und intergouvernementale
Handeln verstärkt und die bereits erreichten
Demokratiesierungsschritte durch eine sukzes-
sive Parlamentarisierung der EU „unterhöhlt
und teilweise außer Kraft gesetzt“. Daher fin-
de die Koordinierung durch das Europäische Se-
mester „im Schatten europäischer Entschei-
dungen“ statt. as ❚ 

Europäisches Semester umstritten 

MENSCHENRECHTE Die Oppositionsfraktio-
nen sind mit zwei Initiativen zur Lage in der
Westsahara gescheitert. Einen gemeinsamen An-
trag (17/12822) von SPD und Grünen zur Verlän-
gerung und Erweiterung des UN-Mandat für die
Westsahara sowie zur Nicht-Anerkennung der
„völkerrechtswidrigen Verwaltung“ durch Ma-
rokko lehnten die Koalitionsfraktionen am ver-
gangenen Donnerstag ab. Ebenfalls keine Mehr-
heit fand ein Antrag der Linksfraktion
(17/13089), die sich für ein Ende der „völker-
rechtswidrigen Besatzungspolitik Marokkos“
und die baldige Durchführung eines Referen-
dums über die Unabhängigkeit der Westsahara
eingesetzt hatte. Grundlage der Debatte war zu-
dem eine Große Anfrage der Grünen (17/11453),
die sich nach der Haltung der Bundesregierung
zur Menschenrechtslage und zur Zukunft des Ge-
biets erkundigt hatten.
Frank Heinrich (CDU) erklärte, infolge des seit
Jahrzehnten ungeklärten völkerrechtlichen Sta-
tus befinde sich die Lage in der Westsahara in ei-
ner „gefährlichen Sackgasse“. Ebenfalls seit Jah-
ren stagniere die konstruktive Unterstützung für
die Westsahara durch die Weltgemeinschaft,
sagte der Abgeordnete weiter. Man müsse von
einer dauerhaften sozialen, wirtschaftlichen und

kulturellen Diskriminierung der saharauischen
Bevölkerung sprechen. Ein großes Problem in der
Westsahara blieben Menschenrechtsverletzun-
gen. Marina Schuster (FDP) betonte, es seien vor
allem die Konfliktparteien, die einen gemeinsa-
men Nenner finden müssten, wie sie ihrer Ver-
antwortung für den Schutz der Menschenrechte
gerecht werden. Die Abgeordnete versprach:
„Wir tun alles, um dies zu unterstützen.“ 
Nach mehr als 20 Jahren des Wartens auf eine ge-
waltfreie Konfliktlösung und angesichts der
wachsenden Ungeduld junger Saharauis würde
sie mit Sorge in die Zukunft blicken, erklärte An-
gelika Graf (SPD).Saharauis,die im marokkanisch
verwalteten Gebiete lebten, litten täglich unter
den Menschenrechtsverletzungen und den Dis-
kriminierungen durch die marokkanische Verwal-
tung.Volker Beck (Grüne) sagte, es liege in erster
Linie an den wirtschaftlichen Interessen und der
„Sturköpfigkeit“ Marokkos, aber auch an fehlen-
dem „Willen und Elan“ von UN, EU und Deutsch-
land, dass der Westsahara-Konflikt immer noch
nicht gelöst sei. Sevim Dagdelen (Die Linke) warf
der Bundesregierung vor, mit „dem marokkani-
schen Regime aufs Engste“ zu kooperieren, in-
dem sie Waffen liefere und dessen Soldaten und
Polizisten ausbilde. ahe/bob ❚

Sorge um die Lage der Westsahara 

INKLUSION Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen ist mit ihrer Initiative zur Inklusion von Men-
schen mit Behinderungen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit gescheitert. Ein entsprechender
Antrag (17/12844) fand im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
vergangene Woche keine Mehrheit: Die Opposi-
tionsfraktionen votierten für die Initiative, die Ko-
alitionsfraktionen stimmten dagegen.
Die Grünen hatten unter anderem gefordert, In-
klusion in der Entwicklungszusammenarbeit „ge-
zielt voranzutreiben“ und als Querschnittsaufga-
be zu etablieren.Dazu gehöre unter anderem,An-
sprechpartner im Ministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und in
den Durchführungsorganisationen zu benennen,
die das Thema strategisch und inhaltlich betreu-
en und verantworten. Auf internationaler Ebene
solle unter anderem „die inklusive Gestaltung
von Entwicklungsmaßnahmen auf alle Sektoren
und Länder“ ausgeweitet werden.
Die Staatssekretärin im BMZ,Gudrun Kopp (FDP),
verwies in einer Unterrichtung zum Thema da-
rauf, dass ihr Haus 2012 als erstes Ministerium ei-
nen entsprechenden Aktionsplan vorgelegt habe.
Er ziele mit zehn Handlungsfeldern und mehr als
40 Maßnahmen darauf ab, die Inklusion zu ver-

bessern: innerhalb des Ministeriums, in den Part-
nerländern und in der Zusammenarbeit mit Zivil-
gesellschaft und Wirtschaft.
Der Aktionsplan stieß fraktionsübergreifend auf
Zustimmung – bei kritischen Nachfragen aus der
Opposition. Eine Vertreterin der Unionsfraktion
nannte den Grünen-Antrag  eine „treffende Zu-
sammenfassung“, plädierte aber dafür, zunächst
den Aktionsplan „mit Leben zu füllen“. Eine Ver-
treterin der FDP-Fraktion betonte, dass viele der
Forderungen der Grünen bereits auf den Weg ge-
bracht worden seien, etwa die Etablierung des
Themas Inklusion als Querschnittsaufgabe.
Die Linke kritisierte die aus ihrer Sicht unzurei-
chende Verbindlichkeit des Aktionsplans, ähnlich
argumentierten auch die Grünen. Beide Fraktio-
nen machten deutlich, dass das Thema Präventi-
on zu kurz komme: „Behinderung ist oft eine Fol-
ge von Armut, und Armut umgekehrt eine Folge
von Behinderung“, sagte ein Vertreter der Grü-
nen. Eine Vertreterin der SPD-Fraktion sagte, es
bedürfe einer „großen Umsteuerung“ und ver-
wies als Beispiel auf eine aktuelle Ausschreibung
im Rahmen einer Entwicklungspartnerschaft mit
der Wirtschaft, die trotz Aktionsplan das Thema
„Menschen mit Behinderungen“ nicht explizit als
Bewertungskriterium nenne. ahe ❚

Entwicklung ohne Hürden 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die Zusammenarbeit zwischen dem Bun-
destag und der Bundesregierung in Euro-
paangelegenheiten wird neu geregelt. Mit
den Stimmen aller Fraktionen beschloss der
Bundestag am Donnerstag einen entspre-
chenden Gesetzesentwurf (17/12816): Das
sogenannte „Gesetz über die Zusammenar-
beit von Bundesregierung und Bundestag in
Angelegenheiten der Europäischen Union“
(EUZBBG), mit dem die Unterrichtungs-
und Mitwirkungsrechte zwischen Parla-
ment und Regierung klargestellt werden.
Die Änderung war notwendig geworden,
nachdem das Bundesverfassungsgericht am
19. Juni 2012 (2BvE 4/11) nach einer Klage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eine
Konkretisierung der Unterrichtungs- und
Mitwirkungsrechte gefordert hatte. Das
neue Gesetz sieht vor, dass die Zusammen-
arbeit gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes
auch für völkerrechtliche Verträge, die Euro-
paangelegenheiten betreffen, gelten soll.
Die Bundesregierung muss den Bundestag
außerdem so frühzeitig informieren, dass
das Parlament ausreichend Zeit hat, sich ei-
ne Meinung zu bilden und auf den Willens-
bildungsprozess Einfluss zu nehmen,
schreibt das Gesetz vor. 
Einen Tag zuvor hatte Michael Stübgen
(CDU) in der Sitzung des Europaausschusses
eine positive Bilanz der Beratungen gezogen.
„Dass wir zu einem Konsens gekommen
sind, halte ich für einen großen Wert“, sagte

er. Mit der Neufassung würden Gründungs-
mängel der vorherigen Vereinbarung beho-
ben. Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts sei aufgenommen worden und es exis-
tiere jetzt eine klare Gesetzesstruktur. Außer-
dem gebe es Konkretisierungen bei der
Übersendung von Dokumenten und für den
Fall von Vertragsverletzungsverfahren. 
Michael Roth (SPD) erinnerte daran, dass
„das, wofür wir uns alle loben, einmal äu-
ßerst umstritten war“. Er hob hervor, dass

man die Verwaltung des Bundestages so
umgestaltet habe, dass es für die Unterrich-
tungs- und Mitwirkungsrechte des Parla-
ments jetzt dort ein „europataugliches In-
strumentarium“ gebe. Dies sei eine Dienst-
leistung, die allen zugute käme. „Das
EUZBBG ist gut, es muss aber auch konkret
umgesetzt werden“, mahnte er. 
Nach Meinung von Gabriele Molitor (FDP)
wird mit dem Gesetz „das Selbstbewusstsein
der Parlamentarier erheblich gestärkt“. Es sei

Anliegen aller Fraktionen, dass sie ihre Rech-
te nutzten. Sie plädierte dafür, auf die Einhal-
tung des Gesetzes zu pochen, da einmal ge-
setzte Standards zur Gewohnheit würden. 
Die Links-Fraktion stellte die Frage, warum
man nicht schon vor dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts so selbstbewusst gewe-
sen sei. Alexander Ulrich kritisierte für seine
Fraktion, dass das Parlament den Status quo
nicht von sich aus verbessert hätte. Das Ver-
fassungsgerichtsurteil sei „keine Sternstun-
de“ für das Parlament gewesen, sagte er. Man
werde weiterhin Debatten haben, ob die
Bundesregierung in ausreichendem Maße ih-
rer Informationspflicht nachkomme. Es stel-
le sich daher weiter die Frage, ob man bei
zentralen europapolitischen Fragen nicht die
gesamte Bevölkerung befragen solle. 
Jerzy Montag (Bündnis 90/Die Grünen) be-
zeichnete es als „Errungenschaft“, dass es
jetzt eine gesetzliche Regelung gebe. Vor
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
habe es von Seiten der Regierung oft nur ei-
ne „kleckerweise Information“ gegeben. Er
betonte jedoch: „Wir wollen Punkt für
Punkt informiert werden.“ Annette Sach ❚

F
ür Klimaschützer war es ein her-
ber Schlag: Die  Europaabgeord-
neten haben am Dienstag über-
raschend gegen eine Verknap-
pung von CO2-Zertifikaten ge-
stimmt. Mit nur 19 Stimmen

Mehrheit lehnten die Abgeordneten in
Straßburg einen Vorschlag der EU-Kommis-
sion zum sogenannten Backloading ab. Die
EU-Kommission wollte 900 Millionen Han-
delszertifikate erst zum Ende der aktuellen
Handelsperiode in den
Jahren 2019 und 2020
versteigern, damit der
Markt wieder Anreize für
klimafreundliche Investi-
tionen setzen kann. Ak-
tuell ist der Preis für Koh-
lendioxid so niedrig, dass
er kaum mehr einen Bei-
trag zum Klimaschutz
leistet. Nach der Ableh-
nung  fiel der Preis für Emissionszertifikate
um 40 Prozent auf einen neuen Tiefstand
von 2,63 Euro pro Tonne. Im Juli 2008 hat-
te der Preis mit 30 Euro pro Tonne einen
Höchststand erreicht.  

Schwarzer Tag Der Chefökonom der Inter-
nationalen Energieagentur (IEA), Fatih Bi-
rol, hatte vor der Abstimmung die Bedeu-
tung des Backloading für die Reform des
Emissionshandels unterstrichen: „Es ist
nicht nur für Europa bedeutend, sondern

für den weltweiten Kampf gegen Klimawan-
del.“ Scheitert der Emissionshandel in
Europa, ist es unwahrscheinlich, dass es je
einen weltweiten Handel mit Emissionszer-
tifikaten geben wird. Die Umweltorganisa-
tion BUND sprach von einem „schwarzen
Tag für den Klimaschutz“.
Die Mehrheit der Europa-Parlamentarier
empfand die von der Kommission vorge-
schlagene künstliche Verknappung von Zer-
tifikaten jedoch als einen unangemessenen

Eingriff in
den Markt.
„Man kann
nicht ein
marktwir t -
schaftliches
System ein-
führen und
dann, wenn
der Zertifika-
tepreis nicht

gewissen politischen Erwartungen ent-
spricht, durch kurzfristige Eingriffe den
Preis in die Höhe treiben wollen“, kritisier-
ten der Vorsitzende der CDU-Gruppe, Her-
bert Reul, und der Vorsitzende der CSU-
Gruppe, Markus Ferber, in einer gemeinsa-
men Stellungnahme. „Kurzfristige Eingriffe
würden das System ad absurdum führen.“ 
Der liberale Abgeordnete Holger Krahmer
sieht den Emissionshandel in seiner jetzi-
gen Form schon als gescheitert an: „Der Ver-
such, das System durch punktuelle Eingrif-

fe zu retten, ist aussichtslos.“ Die Vorsitzen-
de der Grünen im Europäischen Parlament,
Rebecca Harms, hat die Kommission aufge-
fordert, nun „Vorschläge für eine wirkliche
strukturelle Stärkung des Emissionshan-
dels“ vorzulegen. EU-Klimaschutzkommis-
sarin Connie Hedegaard wies jedoch darauf
hin, dass die Abgeordneten die Entschei-
dung zunächst in den Umweltausschuss des
Europäischen Parlaments zurückverwiesen
haben. Dieser hatte ursprünglich mit knap-
per Mehrheit für eine vorübergehende Ver-
knappung der Zertifikate gestimmt. 

Kleine Mehrheit Hedegaard betonte auch,
dass es unter den Mitgliedstaaten der EU im
Rat eine kleine Mehrheit für die Verknap-
pung gebe. Die Bundesregierung hat aller-
dings noch keine Position bezogen, da sich
Wirtschaftsminister Philip Rösler (FDP)
und Umweltminister Peter Altmaier (CDU)
bisher nicht auf einen gemeinsamen Stand-
punkt geeinigt haben. Rösler pocht auf Pla-
nungssicherheit für die Industrie, die ver-
gangene Woche die Ablehnung einhellig be-
grüßte. „Das war ein Rückschlag für den Kli-
maschutz in Europa“, sagte hingegen Peter
Altmaier. In einem Brief mit fünf anderen
Umweltministern hatte er zuvor die Abge-
ordneten gewarnt, dass der Emissionshan-
del ohne die vorgeschlagene Verknappung
seinen Modellcharakter für Länder wie Chi-
na verliere. Der wichtigste Grund, warum
das einstige Vorzeigeprojekt der EU aktuell

nicht funktioniert, ist die Rezession. Wegen
der schwachen Konjunktur ist die Nachfra-
ge nach den Verschmutzungszertifikaten ge-
ring. Schätzungen zufolge besteht aktuell
ein Überangebot von knapp zwei Milliar-
den Zertifikaten. Umweltschutzverbände
gehen davon aus, dass erst ab einem Preis
von 25 Euro pro Tonne Ausstoss ein Anreiz
besteht, damit Unternehmen in klimascho-
nende Technik investieren. Mit einer breiten
Mehrheit hat sich das Europäische Parla-

ment auch dafür ausgesprochen, den Emis-
sionshandel im Flugverkehr für ein Jahr aus-
zusetzen. 2008 hatte die Europäische Uni-
on beschlossen, den Flugverkehr in den
Emissionshandel einzubeziehen – war da-
bei aber auf massiven Widerstand von Staa-
ten wie den USA, Russland und China ge-
stoßen. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist Korrespondentin der 
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel. 

Die Bundesregierung, hier das Kanzleramt, muss den Bundestag in Zukunft auch über
völkerrechtliche Verträge zu Europaangelegenheiten frühzeitig informieren.

EU-EMISSIONSHANDEL Das Europaparlament lehnt eine Verknappung von CO2-Zertifikaten ab

Unter der Schmutzwolke  

Gedenken 
an Aufstand
EUROPA Der Bundestag hat in seiner Sit-
zung am vergangenen Freitag an den jüdi-
schen Aufstand im Warschauer Ghetto vor
70 Jahren gedacht. „Wir verneigen uns heu-
te vor den mutigen Frauen und Männern
und allen Opfern des Warschauer Ghettos.
Ihr Kampf um die Menschenwürde ist und
bleibt ein Vermächtnis für die nachfolgen-
den Generationen“, sagte Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) im Beisein
des polnischen Botschafters Jerzy Margans-
ki, während sich die Abgeordneten von ih-
ren Plätzen erhoben. 
Lammert erinnerte daran, dass zu Beginn
des Aufstandes am 19. April 1943 noch
„Zehntausende verzweifelte, größtenteils
längst entkräftete Menschen“ hinter den
drei Meter hohen Mauern des hermetisch
abgeriegelten Viertels lebten. Bereits 1942
seien  von dort aus rund 300.000 Menschen
in die Vernichtungslager deportiert worden.
Die Juden im Warschauer Ghetto, sagte
Lammert, „wussten, dass sie keine Chance
gegen den übermächtigen Angreifer hatten.
Sie wollten aber kämpfen – einen aussichts-
losen, verzweifelten Kampf um die Würde
ihres Volkes“, erklärte er. 
Auch in Polen wurde in zahlreichen Veran-
staltungen an den Aufstand vor 70 Jahren
erinnert. An der zentralen Gedenkfeier nah-
men unter anderem der Präsident des Euro-
paparlaments, Martin Schulz (SPD), und
die frühere Bundestagspräsidentin Rita
Süssmuth (CDU) teil. as ❚

Vorstoß zu
Volksentscheid
EUROPA Die Fraktion Die Linke möchte,
dass in Zukunft bei Neufassungen oder Än-
derungen der EU-Verträge verbindliche
Volksabstimmungen durchgeführt werden.
Am vergangenen Donnerstag wurde im Ple-
num in erster Lesung ein entsprechender
Gesetzentwurf (17/11371) behandelt, mit
dem das Grundgesetz geändert werden soll.
Der Entwurf sieht vor, dass sich an den Ab-
stimmungen mindestens 25 Prozent der
Wähler, die auch das Europäische Parla-
ment wählen, beteiligen müssen. 
In der zu Protokoll gegebenen Debatte wur-
de von Thomas Dörflinger (CDU) die Fra-
ge aufgeworfen, ob „mehr plebiszitär-parti-
zipatorische Elemente das Allheilmittel für
Demokratie auf europäischer Ebene sind“.
Er erinnerte daran, dass die Väter und Müt-
ter des Grundgesetzes plebiszitäre Elemen-
te aus guten Gründen im Grundgesetz aus-
gespart hätten. Für die SPD erklärte Micha-
el Roth, dass seine Partei bereits seit langem
dafür werbe, die repräsentative Demokratie
durch Formen der direkten Demokratie zu
ergänzen. Aber eine Volksabstimmung füh-
re nicht „zwangsläufig“ zu einer „höheren
demokratischen Legitimation“, erklärte
Roth. Nach Meinung von Oliver Luksic
(FDP) sollte das Volk nur dann befragt wer-
den, „wenn Entscheidungen die Natur der
EU grundlegend verändern“. Er warnte vor
der Gefahr, dass Volksabstimmungen dazu
benutzt werden könnten, „über völlig ande-
re, teilweise auch innenpolitische Entschei-
dungen zu verhandeln“. 
Auch die Grünen machten deutlich, dass sie
sich für die Stärkung von Volkentscheiden
in Deutschland einsetzten. Der Vorrang des
Europarechts, erklärte Manuel Sarrazin
(Bündnis 90/Die Grünen), dürfe aber auf
keinen Fall durch nationale Abstimmungen
geschwächt werden. as ❚

»Das war ein
Rückschlag für den
Klimaschutz in
Europa.«
Umweltminister 
Peter Altmaier (CDU)
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Amtliches Frühwarnsystem 
MITWIRKUNGSRECHTE Neues Gesetz konkretisiert, wie die Regierung das Parlament in EU-Angelegenheiten unterrichten muss 

>STICHWORT

> EU-Emissionshandel In der EU müssen rund 12.000 In-
dustrieunternehmen für den Ausstoß von CO2 Verschmut-
zungsrechte erwerben. Diese bekommen sie entweder von
den Regierungen geschenkt oder müssen sie in Auktionen
erwerben. Aufgrund einer zu hohen Zuteilung und der Wirt-
schaftskrise ist der Preis für die Zertifikate stark gesunken.

> Backloading Derzeit herrscht ein Überangebot von rund
1,7 Milliarden Verschmutzungsrechten. Die EU-Kommission
wollte daher ihre Zahl um 900 Millionen reduzieren, um das
Angebot zu verknappen und dadurch den Preis zu erhöhen.

> Mitentscheidung Das Parlament hat die Reform des Emis-
sionshandels abgelehnt. Es hat ein Mitentscheidungsrecht
und muss mit der EU-Kommission einen Kompromiss finden.

EU-Emissionshandel – Umstrittenes Instrument zum Klimaschutz 
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper

Anzeige

Mit den CO2-Emissionszertifikaten sollte die Industrie einen Anreiz bekommen, in klimafreundliche Technologie zu investieren. Derzeit gibt es aber am Markt ein Überangebot von zwei Milliarden Verschmutzungsrechten.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Bisher beschließen die Mitglieder des
Bundestages die Erhöhung ihrer Bezüge
turnusgemäß nach einer Gesetzesvorlage
des Bundestagspräsidenten. Die Unab-
hängige Kommission zu Fragen des Abge-
ordnetenrechts, der Sie vorstehen, schlägt
nun eine automatische Anpassung der Be-
züge vor. Warum?
Bisher sind anstehende Anpassungen der
Abgeordneten-Bezüge stets von heftigem
Echo in den Medien begleitet worden. Da
war dann von den Politikern als „Raffkes“
und von „Selbstbedienung“ der Parlamen-
tarier die Rede. Deshalb gibt es schon seit
längerem den politischen Wunsch, Bezüge-
Anpassungen irgendwie zu automatisieren.
Die Kommission ist nun der Meinung, dass
das Parlament Diäten-Erhöhungen zwar
grundsätzlich selber beschließen muss. Je-
doch könnte sich eine gewisse Mechanisie-
rung ergeben, wenn der Bundestag zu Be-
ginn einer jeden Legislaturperiode be-
schließt, dass die von den Bezügen der Rich-
ter-Besoldungsgruppe R6 ausgehenden
Diäten sich regelmäßig nach einem be-
stimmten, neutralen Teuerungsfaktor erhö-
hen. Damit wäre das Thema für den Rest der
Legislaturperiode erledigt, und mehr Ratio-
nalität beherrschte die öffentliche Debatte.

Kritiker könnten einwenden: Damit
wird die „Selbstbedienung“ automatisiert.
Das Parlament muss diese Dinge selbst be-
schließen. Dazu gibt es juristisch keine Al-
ternative. Wir schlagen aber nun vor, die An-
knüpfung der Entschädigungen an die Be-
züge von obersten Bundesrichtern mit dem
amtlichen Nominallohnindex zu koppeln.
Damit würden die Abgeordneten-Diäten
fortan so stark steigen wie der Durch-
schnittslohn der abhängig Beschäftigten.
Ich will auch nicht verhehlen, dass es in der
Kommission große Diskussionen darüber
gab, dass Bundestagsabgeordnete eben
nicht abhängig beschäftigt sind, sondern
ein ganz spezifisches, eigenständiges Amt
bekleiden. Ich glaube allerdings, der Index
ist ein relativ unkritisierbarer Maßstab. Aber
noch einmal: Dass der Bundestag mindes-
tens am Anfang einer Legislaturperiode den
entsprechenden Automatismus selber be-
schließen muss, daran führt kein Weg vor-
bei. Das ist nun mal so im Parlamentaris-
mus.

Warum die Anlehnung an das Gehalt
oberster Richter?
Das ist eine Bewertungsfrage. Wir haben uns
bewusst nicht auf die gleich hohe Beamten-
besoldung B6 kapriziert. Beamte sind etwas
anderes als Abgeordnete. Beamte sind bei-
spielsweise weisungsgebunden, Abgeordne-
te nicht. Außerdem ist die Gesetzgebung et-
was anderes als die Administration. Ent-
scheidend war für die Kommission aber das
Merkmal der Unabhängigkeit. Da ist ein
Abgeordneter am ehesten mit einem Rich-
ter zu vergleichen. So steht es übrigens
schon seit vielen Jahren auch im Abgeord-
netengesetz. Dieser Bezug ist aber inzwi-
schen verloren gegangen, offenbar aus
Angst, immer wieder in der Kritik der Öf-
fentlichkeit zu stehen.

In der Frage der Altersversorgung für
Bundestagsabgeordnete ist sich Ihre elf-
köpfige Kommission nicht einig geworden.
Warum?
Da sind wir in einem Patt geendet, fünf zu
fünf plus eine Stimme, die ein drittes Mo-
dell vorgeschlagen hatte. Die eine Fünfer-
gruppe war dafür, den alten, beamtenglei-
chen Versorgungsansatz mit gewissen Ver-
änderungen und Anpassungen beizubehal-
ten. Beispielsweise sollte die Bezugsgrenze
analog dem Öffentlichen Dienst heraufge-
setzt werden. Die andere Fünfergruppe hat
gesagt: Wir wollen uns mit einer Art Bau-
stein-Modell der Versorgungslage des allge-

meinen Arbeitnehmers annähern. Der eine
Abgeordnete bringt beispielsweise eine An-
wartschaft aus einem Versorgungswerk mit,
bevor er in den Bundestag eintritt. Ein an-
derer hat in die gesetzliche Rentenversiche-
rung eingezahlt. Und der dritte hat irgend-
eine andere Grundversorgung. Dieser erste
„Baustein“ könnte mit einer Zusatzversor-
gung analog einer betrieblichen Altersver-
sorgung kombiniert werden, die der Bun-
destag zu finanzieren hätte, wie im übrigen
Berufsleben. Und als dritter Baustein käme
dann womöglich noch Eigenvorsorge hin-
zu. Ein Kommissionsmitglied endlich war
für ausschließliche Eigenvorsorge …

… also so, wie es einige Bundesländer
für ihre Landtags-Abgeordneten einge-
führt haben?
Ja, genau, zum Beispiel Nordrhein-Westfa-
len. Dort hat das neue System die Bezüge
der Abgeordneten schlagartig hochschnel-
len lassen. Das hat zu einem Aufschrei in
der Bevölkerung geführt. Auch für den Bun-
destag wäre das reine Eigenvorsorge-Modell
mit einem unvertretbaren finanziellen Auf-
wand verbunden. Trotzdem muss ich zuge-
ben: Von der reinen Systematik her wäre das
durchaus eine schlüssige Variante. An der
praktischen Umsetzung allerdings würde es
haken.

Auch die Kostenpauschale soll nach Ih-
ren Vorschlägen ein Teil der Amtsausstat-
tung für Abgeordnete bleiben. Was wäre,
wenn man darauf verzichten würde?
Die Mehrheit der Kommission war der Mei-
nung, dass die Kostenpauschale dem höchs-
ten Gut des Abgeordnetenmandats, der Un-

abhängigkeit, dient. Wenn beispielsweise
ein Abgeordneter dem Finanzamt nachwei-
sen müsste, dass die Runde Bier beim Schüt-
zenfest im Wahlkreis einen Mandatsbezug
hat, der Finanzbeamte aber finden würde,
dass das nicht so ist, läge die Ausübung des
Mandates in den Händen Dritter. Das, so
die Quintessenz der Kommissionsmehr-
heit, darf nicht sein.

Bei den so genannten Funktionsvergü-
tungen empfehlen Sie, beispielsweise Vor-
sitzende von Bundestagsausschüssen zu-
sätzlich zu honorieren und es auch den
Fraktionen zu ermöglichen, herausgeho-
bene Ämter mit einer Zulage zu versehen.
Was versprechen Sie sich davon?
Zunächst haben wir da viel Argumentati-
onsaufwand betrieben, um mit der auch in
meinen Augen falschen Auffassung aufzu-
räumen, das Bundesverfassungsgericht ha-
be solche Funktionszulagen verboten. Das
stimmt so nicht, weil es sich jeweils um Ent-
scheidungen über Vorgänge in Landesparla-
menten handelt, die nur aus ganz bestimm-

ten Besonderheiten so ergangen sind. In je-
der Organisation muss das Leistungsprinzip
gelten. Also: gleiche Arbeit, gleicher Lohn.
Aber: andere Arbeit, anderer Lohn. Und: in-
tensivere Mehrarbeit, höherer Lohn. Im Ab-
geordnetengesetz steht, dass der Präsident
und die Vizepräsidenten des Bundestages
mit einer Zulage bedacht werden. Das wol-
len wir ergänzen um die Ausschussvorsit-
zenden. Und was die Zulagen bei den Frak-
tionen betrifft: Das ist eine Frage der Frakti-
onsautonomie, da kann der Gesetzgeber
nur begrenzt eingreifen. Voraussetzung ist
allerdings, dass in der Fraktionssatzung fest-
gelegt ist, wer mit welchen Zulagen bedacht
wird, und dass der jährliche Rechenschafts-
bericht das dann auch ausweist.

Wie korrespondieren denn all diese
Absichten mit der Möglichkeit für Abge-
ordnete, zusätzlich zu ihrem Einkommen
als Parlamentarier nicht ganz unerhebli-
che Nebeneinkünfte erzielen zu dürfen?
Das war gottlob nicht unser Thema. Gleich-
wohl haben wir dazu immer wieder, sozu-

sagen in klaren Nebensätzen, formuliert,
dass ein freier Abgeordneter grundsätzlich
parallel zu seiner Tätigkeit als Parlamenta-
rier in seinem alten Beruf oder woanders
noch auftreten darf. Dieses Engagement
muss er nur vor seinen Wählern und vor
sich selbst rechtfertigen. Wenn es da Aus-
wüchse gibt, muss das mit den Verhaltens-
richtlinien für Abgeordnete angegangen
werden. Ohnehin müssen danach ja alle
Nebentätigkeiten deklariert werden. Und
wer im Parlament wegen anderer Inan-
spruchnahme unentschuldigt fehlt, muss
mit Strafzahlungen rechnen.

Der Bericht Ihrer Kommission betont
außerdem die Notwendigkeit angemesse-
ner Bezahlung aus Gründen der Korrupti-
onsprävention in der Politik. Welche Rol-
le hat dieser Aspekt in der Diskussion ge-
spielt?
Der hat durchaus eine Rolle gespielt. Denn
gewiss ist es so, dass angemessen bezahlte
Abgeordnete weniger anfällig sind, sich ge-
gen Entgelt vor irgendwelche Karren span-

nen zu lassen. Deshalb müssen wir unsere
Parlamentarier anständig bezahlen.

Die Kommission hat auch darüber be-
funden, ob eine Neuordnung der Abgeord-
neten-Entschädigung sinnvollerweise über
einen Volksentscheid geregelt werden soll-
te. Warum wurde dieser Ansatz verworfen?
Nein, wir haben nur darauf hingewiesen,
dass selbst bei Einführung oder Ausweitung
plebiszitär-demokratischer Instrumente die
herausgehobene Bedeutung des Parlaments
– und damit des Abgeordnetenmandats –
bestehen bleibt, ja, sogar zunähme. Denn
die Einpassung in das System und die Her-
beiführung von Kompromissen kann nur
der parlamentarische Gesetzgeber leisten.
Im Übrigen würden Volksentscheide über
Abgeordnetenbezüge schon an dem Rechts-
grundsatz scheitern, dass aus naheliegen-
den Gründen haushaltswirksame Beschlüs-
se bei Plebisziten ausgeschlossen sind. 

Die Kommission hat sich aus Vertre-
tern ganz unterschiedlicher Berufsgrup-
pen zusammengesetzt: ehemalige Abge-
ordnete, aber auch Gewerkschafter, Juris-
ten, Politologen, Vertreter der Wirtschaft.
War diese ungewöhnliche Zusammenset-
zung ein Vor- oder ein Nachteil bei der Su-
che nach einem Konsens?
Diese Frage stellte sich insofern nicht, als die
Besetzung ja vorgegeben war. Darauf haben
sich die Fraktionen im Bundestag, und zwar
alle, geeinigt. Es zeigte sich freilich auch,
dass es bei der Kommissionsarbeit ohnehin
unbedeutend blieb, wer von wem vorge-
schlagen war. Bei den politischen Bewertun-
gen war das jedenfalls nie zu erkennen. Ich
fand die konkrete Besetzung auf jeden Fall
ausgesprochen hilfreich. Der Sachbezogen-
heit und Fachkompetenz unserer Diskussio-
nen hat sie zweifellos sehr gedient.

Ist Ihre Arbeit jetzt damit erledigt oder
rechnen Sie damit, dass da möglicherwei-
se noch ein Folgeauftrag an Sie herange-
tragen wird?
Nein, damit rechne ich eigentlich nicht. Ich
fand es auch ganz amüsant, dass der Herr
Bundestagspräsident nicht nur mit Aner-
kennung, sondern auch mit etwas Bewun-
derung registriert hat, dass wir mit unserem
Auftrag genau in der vorgegebenen Zeit fer-
tig geworden sind.

Das mag daran liegen, dass das nicht
immer gelingt.
Vielleicht. Die Kommission hofft jedenfalls,
dem Parlament und auch der Öffentlichkeit
eine gute Grundlage zur weiteren fachlichen
Auseinandersetzung mit dem Thema gelie-
fert zu haben. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas
und Alexander Heinrich.

Suche nach dem Diätenplan

ZUR SACHE
Die zu versteuernde Entschädigung für
Bundestagsabgeordnete beträgt der-
zeit 8.252 Euro. Richter der Besoldungs-
gruppe R6 verdienen ab August 8.726
Euro. Daran sollen nach dem Vorschlag
der Kommission die Diäten gekoppelt
werden. Zusätzlich erhalten Abgeord-
nete eine steuerfreie Kostenpauschale
von 4.123 Euro, mit der Ausgaben im
Zusammenhang mit dem Mandat ge-
deckt werden, zum Beispiel die Kosten
für eine Wohnung in Berlin. Als Alters-
versorgung erhalten Parlamentarier
pro Jahr im Bundestag beitragsfrei 207
Euro im Monat. Die Entschädigung
kann sich auf 5.571 Euro summieren.
Außerdem können Abgeordnete ab 55
Jahre in Rente gehen – ohne Abschlag.

ZUR PERSON
Edzard Schmidt-Jortzig ist Vorsitzender
der „Unabhängigen Komission zu Fra-
gen des Abgeordnetenrechts“. Der 71-
jährige Schmidt-Jortzig ist emeritierter
Ordinarius für Öffentliches Recht. Von
1996 bis 1998 war der FDP-Politiker
Bundesjustizminister im Kabinett Kohl.
Zuvor war Schmidt-Jortzig 1994 über
die Landesliste Schleswig-Holstein in
den Bundestag eingezogen.
Der Ältestenrat des Bundestages hatte
die Unabhängige Kommission 2011 ein-
gesetzt, um ein öffentlich vermittelba-
res Modell zur Festsetzung der Diäten-
höhe für Abgeordnete zu finden. Der
Bericht liegt inzwischen vor und wird
engagiert diskutiert.

EDZARD SCHMIDT-JORTZIG Der
Vorsitzende der »Unabhängigen

Kommission zu Fragen des
Abgeordnetenrechts« erläutert den

Abschlussbericht des Gremiums
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Nach dem Vorschlag der Kommission
würden die Abgeordneten-Diäten 

fortan so stark steigen
wie der Durchschnittslohn der

abhängig Beschäftigten.
Edzard Schmidt-Jortzig

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Auch bei Routinekontrollen ist der Führerschein in Gefahr.
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Neue Messgeräte werden
nicht mehr geeicht
Das gesetzliche Messwesen wird neu gere-
gelt. Der Bundestag stimmte am Donnerstag
einem Gesetzentwurf der Regierung
(17/12727, 17/13115) zu. Die Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP und die Grü-
nen waren dafür, die Linke dagegen, und die
SPD-Fraktion enthielt sich. Mit dem Gesetz
wird eine neue durchgängige Systematik für
das gesetzliche Messwesen geschaffen.
Zwar bleibt die Eichung von Messgeräten
zum Beispiel für die Ermittlung des Ver-
brauchs von Elektrizität, Gas, Wasser oder
Wärme als hoheitlicher Akt erhalten, wird
allerdings eingeschränkt auf den bisher als
„Nacheichung“ bezeichneten Bereich. Die
Ersteichung wird abgeschafft. hle ❚

Bundesregierung will
Mautgesetz reformieren 
Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf (17/13027) zur Änderung des Bundes-
fernstraßenmautgesetzes vorgelegt. Damit
soll die Richtlinie 2011/76/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
27. September 2011 zur Änderung der Richt-
linie 1999/62/EG über die Erhebung von Ge-
bühren für die Benutzung bestimmter Ver-
kehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge
umgesetzt werden. Bei dieser Gelegenheit
werde in das Bundesfernstraßen-Mautge-
setz eine Klarstellung zur tatsächlichen Er-
hebungspraxis der abschnittsweisen Be-
rechnung und Rundung aufgenommen. Es
wird ein neuer Absatz zum Einsatz optisch-
elektronischer Einrichtungen bei Überwa-
chungsaufgaben des Bundesamtes für Gü-
terverkehr eingefügt und eine Vorschrift zur
Bekanntgabe von Verwaltungsakten im Aus-
land ergänzt. Der Bundesrat macht in seiner
Stellungnahme zwei Änderungsvorschläge,
die die Bundesregierung ablehnt. Der Ge-
setzentwurf wurde am Donnerstag an die
Ausschüsse überwiesen. mik ❚

Güterverkehrsgesetz 
soll geändert werden
Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf (17/12856) zur Änderung des Güter-
kraftverkehrsgesetzes und anderer Gesetze
vorgelegt, der am Donnerstag zur weiteren
Beratung an die Ausschüsse überwiesen
wurde. Damit sollen unter anderem die Ka-
botagebestimmung im Güterkraftverkehrs-
gesetz angepasst, die Fahrlehrererlaubnis
im Fahrlehrergesetz ergänzt und das Berufs-
kraftfahrerqualifikationsgesetz angepasst
werden. mik ❚

Stelle für Fahrgastrechte
beim Eisenbahn-Bundesamt
Das Eisenbahn-Bundesamt soll zur nationa-
len Stelle für die Durchsetzung und Einhal-
tung der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des
Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 2011 über die Fahrgast-
rechte im Kraftomnibusverkehr und zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004
bestimmt werden. Dies sieht ein Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (17/13031) vor,
der am vergangenen Donnerstag zur weite-
ren Beratung an die Ausschüsse überwiesen
wurde. Der Bundesrat macht in seiner Stel-
lungnahme mehrere Änderungsvorschläge,
die die Bundesregierung in ihrer Gegenäu-
ßerung teilweise ablehnt. mik ❚

KURZ NOTIERT

In den Kampf gegen Steueroasen ist Bewe-
gung gekommen. Nachdem sich Luxem-
burg zu automatischen Kontrollmitteilun-
gen ab dem Jahr 2015 bereiterklärt hat,
sperrt sich nur noch Österreich dagegen, die
EU-Partner über Konten ihrer Staatsbürger
auf eigenen Banken zu informieren. Gleich-
zeitig wächst der Wille unter den EU-Staa-
ten, die Steuerflucht in Länder außerhalb
der Europäischen Union zu bekämpfen.

Kontroversen So positiv das alle Fraktio-
nen im Bundestag bewerten, in der Aktuel-
len Stunde am Donnerstag zum „Kampf ge-
gen Steuerhinterziehung“ blieb viel Stoff für
Kontroversen. Joachim Poß (SPD) eröffne-
te die von seiner Fraktion beantragte Aus-
sprache mit der rhetorischen Frage, ob der
Bundesfinanzminister wohl Gott gedankt
habe, dass der Bundesrat das ausgehandel-
te Steuerabkommen mit der Schweiz abge-
lehnt hat. Denn nur deswegen könne sich
Wolfgang Schäuble jetzt „als Vorkämpfer
gegen Steuerhinterziehung aufplustern“. 
Dem hielt Klaus-Peter Flosbach von der
CDU entgegen, dass nun zahlreiche Fälle

von Steuerhinterziehung verjährten und der
Fiskus leer ausgehe. Flosbach lobte, im
Kampf gegen Steuervermeidung und Steuer-
hinterziehung sei international in den letz-
ten Jahren „immer diese Bundesregierung
mit diesem Bundesfinanzminister Schäu-
ble“ Antreiber gewesen. Zuvor sei elf Jahre
lang mit SPD-Finanzministern überhaupt
nichts passiert. Die unter Rot-Grün einge-
führte strafbefreiende Selbstanzeige von
Steuersündern sei von der aktuellen Koali-
tion deutlich eingeschränkt worden. 

Kritik an der Regierung Schöder übte auch
Barbara Höll (Die Linke). Die von ihr ein-
geführte Abgeltungssteuer sei eine „Steilvor-
lage für Vertuschung“ gewesen. Höll forder-
te die Abschaffung dieser anonym von deut-
schen Banken abgeführten Steuer. 
Volker Wissing (FDP) verwies auf Experten-
aussagen, wonach sich das Problem der
Steuerflucht nicht national, sondern nur
durch internationale Verhandlungen lösen
lasse. „Und genau das tut die Bundesregie-
rung.“ Dagegen konstatierte Kerstin An-
dreae (Grüne): „Was Deutschland macht,
ist, auf europäischer Ebene zu blockieren
und zu verhindern, und allen voran Wirt-
schaftsminister Rösler.“ 
Heftig kritisierten Redner der Opposition
FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle, der den
Ankauf von Steuer-CDs als „Hehlertum“ be-
zeichnet hatte. Manfred Zöllmer (SPD) be-
zeichnete Brüderle als „Schutzpatron der
Steuerflüchtlinge“. Dagegen sagte der Parla-
mentarische Staatssekretär im Finanzminis-
terium, Hartmut Koschyk (CSU): „So viele
CDs werden Sie nie auf dem Markt aufkau-
fen können, um die Dinge so grundsätzlich
und dauerhaft zu lösen, wie wir das mit
dem deutsch-schweizerischen Abkommen
getan hätten.“ Der Kampf gegen die Steuer-
flucht komme aber in Europa voran. Es sei
„ein gutes Zeichen“, sagte Koschyk, dass
Großbritannien jetzt bereit sei, seine Über-
see-Territorien mit einzubeziehen. pst ❚

Kampf gegen Steueroasen kommt voran
FINANZEN Der Opposition reichen die Anstrengungen noch nicht. Kritik an Abgeltungssteuer

Auf Bermuda wohnt viel Geld.

F
ür viele Autofahrer ist es ein
Buch mit sieben Siegeln: Wie
viele Punkte habe ich in Flens-
burg? Was kann ich mir noch er-
lauben, bevor ich den Führer-
schein los bin? Wie kann ich

mein Punktekonto verringern? Dabei geht
es nicht nur um die persönliche Mobilität,
um den Familienausflug am Wochenende,
sondern bei Berufskraftfahrern geht es auch
um den Job.
Diesen undurchsichtigen Wirrwarr will die
Bundesregierung jetzt ändern. Dazu hat sie
einen Gesetzentwurf (17/12636) vorgelegt,
mit dem das Punktesystem einfacher und
transparenter gestaltet werden soll. Der Re-
gierungsentwurf sieht vor, dass es künftig
nur noch drei Kategorien geben soll: ein
Punkt bei Ordnungswidrigkeiten, die die
Verkehrssicherheit beeinträchtigen, zwei
Punkte bei Ordnungswidrigkeiten, die die
Verkehrssicherheit „besonders“ beeinträch-
tigen sowie bei Straftaten ohne Führer-
scheinentzug, und drei Punkte bei Strafta-
ten mit Führerscheinentzug. Weg sein soll
der Führerschein auch, wenn acht Punkte
angesammelt wurden. 

Transparenz Mehr  Transparenz will die Re-
gierung durch Verzicht auf komplizierte Til-
gungsregelungen erreichen. Statt dessen sol-
len künftig feste Tilgungsfristen für die je-
weiligen Verkehrsverstöße und ein einheit-
licher Beginn für die Tilgungsfristen gelten.
Somit soll jeder Verstoß für sich verjähren.
Die bisherige „Tilgungshemmung“, nach

der ein neuer Eintrag automatisch die Til-
gungsfrist des alten verlängert, soll wegfal-
len. Außerdem soll es Fahreignungssemina-
re geben, die das bisherige Aufbauseminar
für Punktetäter ablösen sollen. Die Teilnah-
me soll ab sechs Punkte verpflichtend sein.
Diese Vorschläge der Regierung werden von
Sachverständigen größtenteils positiv aufge-
nommen. Dies wurde vergangene Woche
bei einer öffentlichen Anhörung des Ver-
kehrsausschusses deutlich. So begrüßte
Markus Schäpe als Vertreter von mehr als
18,5 Millionen ADAC-Mitgliedern die
Punktereform „ausdrücklich“. Das bisherige
System sei zu kompliziert, sagte er. Es sei
konsequent sicherzustellen, dass aus-
schließlich relevante Delikte erfasst würden.
Formalverstöße ohne unmittelbare Auswir-
kung auf die Verkehrssicherheit sollten wei-
terhin angemessen geahndet, aber nicht ge-
speichert werden. Mit dem Wegfall der Til-
gungshemmung durch neu begangene Ta-
ten trete eine deutliche Entlastung
derjenigen Verkehrsteilnehmer ein, die nur
selten auffällig würden und daher nicht
Zielgruppe des Punktesystems seien. 
Walter Eichendorf vom Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrat (DVR) sprach sich eben-
falls für die grundsätzliche Ausrichtung auf
die für die Verkehrssicherheit relevanten
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten aus.
Ebenfalls zur Klarheit und Transparenz tra-
ge die neue Systematik der Punkteverteilung
und Bewertung bei. Dies mache es für die
Betroffenen einfacher zu erkennen, welcher
Verstoß wie bewertet werde. 

„Ein zentraler Punkt in der Debatte um das
Reformvorhaben ist die Einrichtung eines
neu konzipierten Fahreignungsseminars“,
betonte er. Dies sei aus Sicht der Verkehrssi-
cherheit ein Herzstück der Reform. Die Se-
minare sollten auffällig gewordene Kraft-
fahrer zu Verhaltensänderungen bewegen.

Eichendorf betonte, dass dies ein weiterer
Baustein zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit sei, dem zeitnah weitere Maßnah-
men wie die Verbesserung der Fahranfänger-
vorbereitung folgen sollten.

Auch der Vorsitzende Richter am Verwal-
tungsgericht München, Dietmar Zwerger,
begrüßte den Wegfall der Tilgungshem-
mung und die Vereinheitlichung der An-
laufzeitpunkte für die Punkte. Dadurch
würden die komplizierten Berechnungen in
der Praxis wesentlich vereinfacht. Kritisch

setzte er sich jedoch unter anderem mit dem
Festhalten am „Tattagprinzip“ auseinander.
Damit bleibe das System für alle Beteiligten
nach wie vor kompliziert und intransparent.
Er empfahl bei der Neuordnung des Punk-

tesystems. Für einen Punkteabbau durch
freiwilligen Besuch eines Fahreignungsse-
minars setzte sich Peter Kiegeland vom Be-
rufsverband Deutscher Psychologinnen und
Psychologen ein.

Kritik Für Anja Hänel vom Verkehrsclub
Deutschland (VCD) werden mit der Reform
klarere und transparentere Strukturen ge-
schaffen. Sie kritisierte jedoch, dass diese
Ziele nicht konsequent in allen Punkten des
vorliegenden Entwurfes umgesetzt würden.
So fehle eine klare Botschaft. Regelverstöße,
die die Verkehrssicherheit gefährdeten, sei-
en keine Kavaliersdelikte. Zwar schaffe die
Konzentration des Fahreignungsregisters
auf Delikte, die die Verkehrssicherheit ge-
fährdeten, mehr Klarheit. Sie führe jedoch
bei Ordnungswidrigkeiten wie das verbote-
ne Fahren in Umweltzonen zu einer Ver-
schlechterung. Reine Geldstrafen könnten
hier zu einer systematischen Missachtung
des Gesetzes führen. 
Für Peter Dauer von der Behörde für Inne-
res und Sport, Freie und Hansestadt Ham-
burg, ist die geplante Reform „nicht über-
zeugend“. Negativ sei unter anderem die
Einschränkung von Verfolgungsbehörden
und Gerichten bei der Ahndung der Verstö-
ße von Personen, die wiederholt Straftaten
und Ordnungswidrigkeiten begannen hät-
ten, und die Löschung sämtlicher Punkte
bei Neuerteilung von befristeter Fahrerlaub-
nis. Er kritisiert, dass auf die Länder ein
nicht quantifizierbarer Mehraufwand zu-
kommen werde. Michael Klein ❚

VERKEHR Bundesregierung will Flensburger Punktesystem reformieren. Wenig Kritik von Sachverständigen

Einfacher und transparenter

Die Aktenberge in der Verkehrssünderdatei sollen nach der Reform kleiner werden.
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DAS WILL ICH LESEN!

Anzeige

FINANZEN Die deutsche Kreditwirtschaft will,
dass die bundeseigene KFW-Bankengruppe (die
ehemalige Kreditanstalt für Wiederaufbau) der
gleichen Aufsicht unterliegt wie jede andere
deutsche Bank auch. Das machten in der letz-
ten Woche der Deutsche Sparkassen- und Giro-
verband, der Bankenverband, der Bundesver-
band der Volks- und Raiffeisenbanken und der
Verband Deutscher Pfandbriefbanken in einer
gemeinsamen Stellungnahme gegenüber dem
Finanzausschuss deutlich, der zu einem öffent-
lichen Fachgespräch geladen hatte.
Nach dem Kreditwesengesetz gilt die staatliche
Förderbank KfW nicht als Kreditinstitut oder Fi-
nanzdienstleistungsinstitut im Sinne dieses Ge-
setzes. Damit unterliegt sie auch nicht wie an-
dere Banken der Aufsicht durch die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
und die Deutsche Bundesbank. Zwar hält sie
wesentliche Aufsichtsvorschriften ein, aber le-
diglich auf freiwilliger Basis. Das wollen die Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und FDP ändern.
Sie haben dazu einen Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes über die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (17/12815) eingebracht. Danach
soll des Bundesfinanzministerium ermächtigt
werden, im Benehmen mit dem Bundeswirt-
schaftsministerium per Rechtsverordnung fest-
zulegen, welche bankenaufsichtsrechtlichen
Vorschriften bei der KfW anzuwenden sind. In
der Begründung heißt es, die KfW habe zwar ein

besonderes Geschäftsmodell, verfolge einen
festgelegten staatlichen Auftrag und sei daher
grundsätzlich nicht mit anderen Kreditinstitu-
ten vergleichbar. Es gebe aber „ein Bedürfnis,
rechtsverbindlich und transparent festlegen zu
können, welche bankenaufsichtlichen Stan-
dards für die KfW entsprechend gelten“.
Die Verbände der Kreditwirtschaft forderten
statt einer ministeriellen Verordnung eine ge-
setzlich verbindliche Festlegung von Aufsichts-
normen, die denen anderer Banken entspre-
chen. Eine Vertreterin der Kreditwirtschaft be-
gründete dies im Ausschuss vor allem damit,
dass die KfW mit verschiedenen ihrer Ge-
schäftstätigkeiten in Konkurrenz zu privaten,
genossenschaftlichen und öffentlich-rechtli-
chen Banken stehe. Die Förderfähigkeit der KfW
werde dadurch nicht eingeschränkt, da diese
auf der Bundesgarantie für die KfW sowie ihrer
Befreiung von der Körperschaftssteuer beruhe.
Die Repräsentanten von Bafin, Bundesbank und
DIHK schlossen sich dieser Ansicht allerdings
nicht an. Der Repräsentant der KfW wies zudem
darauf hin, dass diese aufgrund ihrer Größe als
systemrelevant eingestuft und der Aufsicht
durch die Europäische Zentralbank unterliegen
würde, wenn sie als normale Bank gelten wür-
de. Daran habe niemand in Europa Interesse,
weshalb die KfW wie auch nationale Förder-
banken anderer Länder ausdrücklich von der
Bankenrichtlinie ausgenommen sei. pst ❚

KfW soll an die kurze Leine

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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R
und 1.000 Seiten ist der Be-
richt dick, eine  „schwere Be-
lastung für Bücherregale“,
meint die Vorsitzende Da-
niela Kolbe (SPD) launig. In
28 Monaten kamen 17 Ab-

geordnete und 17 Wissenschaftler 31 Mal zu
Plenarsitzungen zusammen, fünf Projekt-
gruppen tagten, viele externen Experten
mischten mit. Die Enquetekommission
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“,
die durch eine über das
Bruttoinlandsprodukt
(BIP) hinausweisende
Neuberechnung des
Wohlstands Wege zu
nachhaltigem Wirtschaf-
ten weisen sollte, war
enorm fleißig. 

Weichenstellung Doch
wird das Gremium auch
die Weichen in der Politik neu stellen kön-
nen? Kolbes Stellvertreter Matthias Zimmer
(CDU):  „Wir haben einen Stein ins Wasser
geworfen, mal sehen, was daraus wird.“
Kolbe ist über das Ergebnis  „sehr zufrie-
den“. SPD-Obfrau Edelgard Bulmahn
spricht ebenfalls von einem Erfolg, meint
aber,  „dass wir manchmal unter unseren
Möglichkeiten geblieben sind“. Für FDP-
Sprecher Florian Bernschneider ist die Neu-
bemessung der Lebensqualität ein  „unge-
heurer Fortschritt“. Linken-Obfrau Ulla Löt-
zer fällt ein „insgesamt positives Urteil“.
Vielleicht wird die Kommission tatsächlich
eine Wende einleiten, sofern sich die Politik
nicht mehr allein an der Steigerung der
Wirtschaftsleistung, sondern verstärkt auch
an der sozialen Balance und am Umwelt-
schutz orientiert. Wenn es indes um konkre-

te Vorschläge geht, bleibt die Kommission
eher vage: Zwar präsentieren Koalition und
Opposition gemeinsam handfeste Forde-
rungen etwa zur schärferen Regulierung der
Finanzmärkte, nicht einigen konnte man
sich aber beispielsweise, wie die Senkung
des Ressourcenverbrauchs gelingen oder
wie eine zukunftsfähige Arbeitswelt ausse-
hen soll.
Das Gremium wurde eingerichtet, weil die
am BIP ausgerichtete Wachstumswirtschaft

zunehmend
n e g a t i v e
Schlagseiten
o f f e n b a r t :
Die Finanz-
systeme kri-
seln, der Kli-
m a w a n d e l
v e r s c h ä r f t
sich, die
Kluft zwi-

schen Arm und Reich wird größer. Deshalb
soll fortan der Wohlstand, auch Lebensqua-
lität oder Wohlfahrt genannt, der Maßstab
sein: Im Rahmen eines  „W3 Indikatoren“-
Modells geben neben dem  „materiellen
Wohlstand“ auch die Kriterien  „Soziales
und Teilhabe“ sowie  „Ökologie“ Auskunft,
wie es um das Land steht. Diese drei Grö-
ßen werden über zehn  „Leitindikatoren“
wie beispielsweise BIP, Einkommensvertei-
lung, Beschäftigungsquote, Emissionen von
Treibhausgasen oder Artenvielfalt sowie
über neun  „Warnlampen“ und eine  „Hin-
weislampe“ gemessen – bei Letzteren geht
es unter anderem um den Standard der Wei-
terbildung oder der Arbeitsqualität. Für Lin-
ke und Grüne ist dieses Konzept zu kompli-
ziert, um sich als Alternative gegenüber dem
BIP behaupten zu können.  

Die Politik soll eingreifen, wenn 
„W3“ Alarm schlägt, weil sich etwa der Zu-
stand der Umwelt verschlechtert, der mate-
rielle Wohlstand abnimmt, das Beschäfti-
gungsniveau sinkt oder der Ausstoß von
Treibhausgasen steigt.
Die Kommission will darauf pochen, dass
sich Parlament und Regierung regelmäßig
mit der Entwicklung der Lebensqualität be-
fassen. Geklärt wurde jedoch nicht, welchen
Stellenwert Wachstum im  „W3“-Modell ha-
ben soll. 

Wachstum Union und FDP bestehen auf ei-
nem im Prinzip positiven Verständnis von
Wachstum: Dieses schaffe technisch-inno-
vative und finanzielle Mittel, um Nachhal-
tigkeit in Gang zu bringen, Finanz- und
Umweltkrisen zu meistern oder Beschäfti-
gung, Sozialleistungen und Schuldenabbau
zu ermöglichen, insistiert der von der FDP
benannte Sachverständige Karl-Heinz Pa-
qué. Auch Bernschneider und Unions-Ob-
mann Georg Nüßlein haben mit  „Null-
wachstum“ nichts im Sinn. 
In den Reihen der Opposition macht man
hingegen die herkömmliche Wachstumspo-
litik mitverantwortlich für die Krisen und
verlangt eine  „sozialökologische Transfor-
mation“, Bulmahn spricht lieber von einer
„Neujustierung der sozialen Marktwirt-
schaft mit einer aktiven Rolle des Staats“.
Lötzer mahnt Umverteilung an, sonst drohe
wegen ohnehin sinkender Wachstumsraten
eine  „Demontage des Sozialstaats“. Grü-
nen-Obmann Hermann Ott will das Sozial-
system unabhängig vom Wachstum ma-
chen. Nüßlein freut sich, dass Union und
FDP Forderungen nach einer  „Veränderung
der Gesellschaftsstruktur abgelehnt haben“.
Paqué ist überzeugt, die Integration von

Nachhaltigkeit in Ökonomie und Ökologie
werde über eine  „pragmatische Anpassung“
der sozialen Marktwirtschaft gelingen. Einig
ist man sich, dass die Umweltbelastung die
Natur bereits überfordere und der Ressour-
cenverbrauch reduziert werden müsse. Aber

wie? Dazu fehlt eine gemeinsame Position.
Die Koalition meint, die nächste Regierung
solle solche Strategien entwerfen. Vorschlä-
ge der Opposition unter anderem zu einem
Wertstoffgesetz fanden keine Mehrheit.  

Karl-Otto Sattler ❚

WACHSTUMS-ENQUETE I Kommission setzt sich für eine Neubemessung des Wohlstands ein

Mit »W3« zur Nachhaltigkeit

Automobilmarkt
rückläufig
WIRTSCHAFT Stolz und Sorge prägten den
Auftritt von Matthias Wissmann vor dem
Wirtschaftsausschuss in der vergangenen
Woche. Stolz präsentierte der Präsident des
Verbands der Deutschen Automobilindus-
trie (VDA), der von 1998 bis 2001 selbst Vor-
sitzender dieses Ausschusses war, die Stel-
lung der deutschen Automobilindustrie. Sie
sei die einzige große Industrie, die in den
letzten zehn Jahren die Zahl der Arbeitsplät-
ze in Deutschland erhöht habe, und das, ob-
wohl die deutschen Autohersteller und –zu-
lieferer noch wesentlich mehr Arbeitsplätze
weltweit geschaffen hätten, beziehungswei-
se „gerade deshalb“. Von deutschen Herstel-
lern kämen 20 Prozent aller weltweit herge-
stellten Automobile, im Premium-Sektor be-
herrschten sie sogar 80 Prozent des Welt-
marktes, führte Wissmann aus.
Besorgt zeigte sich Wissmann im Gespräch
mit den Ausschussmitgliedern über die
Marktentwicklung in Europa. Mit Ausnah-
me Großbritanniens zeigten die Verkaufs-
zahlen nach unten. 2013 würden die Verkäu-
fe vermutlich um zwei bis drei Millionen
Fahrzeuge unter dem liegen, was „zur Rege-
neration der Flotten nötig“ sei. Besonders
bei italienischen und französischen Herstel-
lern und Zulieferern seien die Produktions-
kapazitäten sehr schlecht ausgelastet, was er
„ganz ohne Schadenfreude“ und  mit Sorge
feststelle, betonte Wissmann. Die deutsche
Automobilindustrie sei dagegen dank ihrer
Erfolge in anderen Erdteilen in einer guten
Verfassung.
Fragen an Wissmann aus allen Fraktionen
bezogen sich vor allem auf die Haltung der
deutschen Autoindustrie zur Elektromobili-
tät und anderen alternativen Antriebsfor-
men. Dazu sagte der Verbandschef, dass die
deutsche Industrie nicht den Fehler mache,
sich auf eine Technologie zu konzentrieren.
Beim Verbrennungsmotor seien noch 
20 Prozent Effizienzsteigerung innerhalb ei-
nes Jahrzehnts möglich. Beim Hybridan-
trieb habe die deutsche Industrie einen vo-
rübergehenden Rückstand aufgeholt. Die
Durchsetzung von Elektroautos allerdings
werde „kein Sprint, sondern ein Marathon-
lauf“. Problematisch sei der zu niedrige Wir-
kungsgrad von Batterien.  pst ❚

»Wir haben einen
Stein ins Wasser
geworfen, mal
sehen, was daraus
wird.«
Matthias Zimmer, CDU
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Dicker Bericht, noch mehr Inhalt. Die Mitglieder der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ haben den Abschlussberichtbericht vorgelegt.
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 www.freitag.de/testenJetzt 1 von 3 iPad mini gewinnen!In der Enquetekommission haben Abgeord-
nete und Sachverständige manchen politi-
schen Strauß ausgefochten, und die vielen
Gegensätze zwischen Parteien und Wissen-
schaftlern schlagen sich auch im Abschluss-
bericht nieder. Wieso aber wird die Experti-
se dann zuletzt einstimmig beschlossen?
Des Rätsels Lösung: Der Text enthält nicht
nur Mehrheitsbeschlüsse, sondern in vielen
Sondervoten zu zahlreichen Themen auch
die Sichtweisen der Oppositionsfraktionen
und einzelner Parlamentarier. So kann sich
jeder in den 1.000 Seiten wiederfinden.
Ganz salomonisch.

Deutliche Kontroversen Zum Finale wer-
den die Kontroversen noch einmal deutlich,
auch wenn manch freundliche Worte ge-
wechselt werden - „zu einem guten Ende ge-
kommen“ sieht die Kommission deren Vi-
zechef Matthias Zimmer (CDU). „Nach 28
Monaten harter Arbeit dürfen wir heute ern-
ten“, freut sich die Vorsitzende Daniela Kol-
be (SPD).
Zu den Vorwürfen von SPD, Linken und
Grünen, die FDP beharre zu sehr auf einer
Wachstumspolitik und die Union habe sich
als „strukturkonservativ“ erwiesen, meint
Georg Nüßlein: „Bei der sozialen Markt-
wirtschaft sind wir gerne strukturkonserva-
tiv.“ Der Unions-Obmann gibt sich „über-

rascht“, wie leicht sich in der Kommission
SPD und Grüne mit der Linken bei vielen
Themen geeinigt hätten: „Das beschwert
mich im Blick auf die Bundestagswahl“,
schießt der CSU-Abgeordnete wahlkämpfe-
risch einen Pfeil ab.
Edelgard Bulmahn (SPD) hofft, dass das
„W3 Indikatoren“-Modell mit seinem um-
fassenden Wohlstandsbegriff den Bürgern
einen „besseren Einblick in den Zustand des
Landes“ verschafft. Sie plädiert dafür, in der
nächsten Legislaturperiode die praktische
Umsetzung der Ergebnisse der Enquete-
kommission anzupacken.  Sie verweist da-
bei besonders auf konkrete Forderungen
nach einer ökologischen Ausrichtung des
Chemiesektors als Beispiel für die gesamte
Wirtschaft  und nach einer effektiveren Kon-
trolle der Finanzsysteme.

Berichtswesen gefordert Für Florian
Bernschneider kommt es darauf an, das
„W3“-Konzept in ein kontinuierliches Be-
richtswesen zu überführen. Die Regierung
müsse künftig regelmäßig zur Entwicklung
des Wohlstands Stellung nehmen, verlangt
der FDP-Obmann. Die Kommission habe
die Richtung gewiesen zu einem „sozial und
ökologisch vertretbaren Wirtschaften“.
Bernschneider lehnt eine Begrenzung des
Wachstums ab: „Wir bleiben Fortschrittsop-

timisten.“ Ulla Lötzer ruft die Forschung
auf, Konzepte für Strategien zur spürbaren
Verminderung des Ressourcenverbrauchs zu
entwickeln. Aus Sicht der Linken-Spreche-
rin wird die soziale Verteilungsfrage umso
wichtiger, je geringer in Zukunft die Wachs-
tumsraten ausfallen dürften. Zwar sei bei
manchen Themen keine Einigung erzielt
worden, doch könne die Darstellung der
unterschiedlichen Positionen im Bericht
Anstöße für eine Fortführung der Diskussi-
on geben.

Übereinstimmung Im Namen der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen lobt Hermann Ott
als wesentliches Resultat der Debatten die
Übereinstimmung darüber, „dass die öko-
logischen Grenzen des Planeten auch die
Grenzen der Politik definieren“. Als es bei
der Erarbeitung von Konsequenzen aus die-
ser Erkenntnis und anderen gemeinsamen
Analysen jedoch „zum Schwur kam“, hätten
sich Union und FDP verweigert, kritisiert
der Obmann. kos ❚

Planetarische Grenzen für die Politik 
WACHSTUMS-ENQUETE II Einstimmiger Abschlussbericht trotz vieler Hakeleien

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Offiziell endet die Arbeit des 1. Untersu-
chungsausschusses „Gorleben“ zwar erst im
Juni mit der Übergabe des Abschlussbe-
richts an den Bundestagspräsidenten und
einer Plenardebatte. Doch bereits in der ver-
gangenen Woche präsentierten Regierungs-
und Oppositionsfraktionen ihre Antworten
auf die Frage, die den Ausschuss seit 2010
beschäftigt: Warum hatte die Regierung un-
ter dem damaligen Bundeskanzler Helmut
Kohl (CDU) im Jahr 1983 entschieden, nur
den Salzstock im niedersächsischen Gorle-
ben auf eine Eignung für die Endlagerung
von Atommüll zu untersuchen, und ist es
dabei zu politischen Einschränkungen oder
Manipulationen gekommen?  

Befragungsmarathon Nach mehr als 90
Sitzungen, der Befragung von mehr als 50
Zeugen und Sachverständigen, darunter
auch von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU), sowie dem Studium von 2.800 Ak-
tenordnern kamen die Mitglieder des Aus-
schusses unter Vorsitz von Maria Flachs-

barth (CDU) zu fundamental unterschied-
lichen Bewertungen und konnten sich in
der Sitzung am vergangenen Donnerstag
nicht auf einen gemeinsamen Abschlussbe-
richt einigen. Der Berichterstatter der Uni-
ons-Fraktion, Michael Paul (CDU), ist sich
sicher, dass es in der fraglichen Zeit „keinen
Einfluss auf die wissenschaftlich-techni-
schen Entscheidungen bei Gorleben gege-

ben hat“. Der Manipulationsvorwurf des
früheren Umweltministers Sigmar Gabriel
(SPD) im Wahlkampf 2009 entbehre „jeder
Grundlage“, sagte Paul dieser Zeitung. Bei
der Arbeit im Ausschuss sei für ihn überra-
schend gewesen, dass es während der Amts-
zeit der damaligen Umweltministerin Ange-
la Merkel harte Interessengegensätze mit
der Energiewirtschaft gegeben habe und

„sich am Ende die Bundesregierung mit
Frau Merkel bei der Endlagerfrage gegen die
Energiewirtschaft durchgesetzt hat“. Einer
von vielen Punkten, die Regierung und Op-
position grundlegend gegensätzlich bewer-
ten: „Der Kostendruck aus Richtung der
Energieversorger war maßgeblicher Treiber
für Merkels Entscheidung 1996/1997, auf
die ausschließliche Nord-Ost-Erkundung
Gorlebens zu setzen“, erklärte Sylvia Kot-
ting Uhl, Obfrau von Bündnis 90/Die Grü-
nen im Untersuchungsausschuss. Aufgrund
der unterschiedlichen Bewertung legten
SPD, Die Linke und die Grünen im Aus-
schuss ein Sondervotum vor. Darin kom-
men sie zum Schluss, dass „Gorleben nicht
durch einen wissenschaftlich nachprüfba-
ren Auswahlprozess als Standort ausge-
wählt wurde, sondern Ergebnis politischer,
willkürlicher Entscheidung ist“, heißt es in
dem Papier. Mit Blick auf die anstehende
Endlagerfrage sagte Paul, der  Standort Gor-
leben sei „eignungshöffig“, wie es in der
Bergmannssprache heiße. „Der Begriff be-
sagt, dass es keine Gründe gibt, die daran
zweifeln lassen, dass Gorleben geeignet sein
könnte“, erklärte er. Auch das sieht die Op-
position anders – und so dürften die Dis-
kussionen bei der für Ende Mai geplanten
Einbringung des Endlagersuchgesetzes wei-
tergehen. Annette Sach ❚

E
in wichtiger Bereich der Ener-
giewende dümpelt bisher vor
sich hin. Nach dem Energielei-
tungsausbaugesetz (EnLAG,
17/11871) müssten insgesamt
1.834 Kilometer Stromleitun-

gen gebaut werden. Tatsächlich gebaut wa-
ren bis zum Sommer 2012 lediglich 214 Ki-
lometer. Für das Jahr 2013 ist offenbar die
Fertigstellung weiterer Leitungen mit einer
Länge von 165 Kilometern zu erwarten.  
Doch der Optimismus, das Ausbautempo
beschleunigen zu können, ist da. In einer öf-
fentlichen Anhörung des Bundestagsaus-
schusses für Wirtschaft und Technologie in
der vergangenen Woche hieß es vom Netz-
betreiber 50hertz, schon jetzt sei eine posi-
tive Dynamik beim Netzausbau zu beob-
achten: „Aufgrund des gestiegenen politi-
schen Rückhalts wurden bei einer Vielzahl
von Genehmigungsverfahren und Bautätig-
keiten viele wichtige Fortschritte erzielt.“ 

Große Erwartungen Übertragungsnetzbe-
treiber wie 50hertz setzen offenbar große Er-
wartungen in den von der Bundesregierung
vorgelegten Entwurf eines Zweiten Gesetzes
über Maßnahmen zur Beschleunigung des
Netzausbaus Elektrizitätsnetze (17/12638).
Auch der Netzbetreiber Amprion erklärte,
die gesetzliche Fortschreibung der Notwen-
digkeit von Leitungsverbindungen in den
elektrischen Höchstspannungsnetzen sei ei-
ne wesentliche Voraussetzung, um den
Netzausbau in den kommenden Jahren zeit-
gerecht umsetzen zu können.

In dem Gesetzentwurf wird für insgesamt 36
Planungen für den Bau von Höchstspan-
nungsleitungen die energiewirtschaftliche
Notwendigkeit und der vordringliche Be-
darf festgestellt. Eine Rechtswegverkürzung
soll zur Beschleunigung der Verfahren bei-
tragen. Danach wird es mit dem Bundesge-
richtshof nur noch eine Instanz für Klagen
gegen diese Leitungsprojekte geben. Für die
Realisierung der in den Bundesbedarfsplan
aufgenommenen Vorhaben werden Kosten
in Höhe von schätzungsweise zehn Milliar-
den Euro entstehen. Dabei sind Mehrkosten
für Erdkabel noch nicht berücksichtigt.

Pilotstrecken Der Bundesverband der
Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) be-
grüßte die Vorlage als „wichtigen Schritt zur
Beschleunigung des notwendigen Netzaus-
baus auf der Höchstspannungsebene, der
für ein Gelingen der Energiewende entschei-
dend ist“. Allerdings lehnte der BDEW die
vom Bundesrat geforderte Freigabe der
Möglichkeit zur Teil-Erdverkabelung aus-
drücklich ab. Bevor über eine Ausweitung
der Erdverkabelung im Bereich der Leitun-
gen von 380-Kilovolt (kV) entschieden wer-
de, sollten zunächst die Erfahrungen mit
den vier Pilotstrecken abgewartet werden.
„Neben deutlich höheren Kosten birgt die
Teil-Erdverkabelung Risiken, die die Versor-
gungssicherheit beeinträchtigen könnten“,
warnte der BDEW.
Die Bundesnetzagentur stellte fest: „Die
Erdverkabelung muss zunächst durch Pilot-
vorhaben erprobt werden.“ Belastbare Er-

kenntnisse und Erfahrungen mit einer Erd-
verkabelung auf der Höchstspannungsebe-
ne lägen noch nicht vor. Professor Albert
Moser (RWTH Aachen University) stellte in
seiner Stellungnahme zu den 380 (220) kV-
Übertragungsnetzen fest, aus technischer
und wirtschaftlicher Sicht seien Freileitun-
gen beim Übertragungsnetzausbau grund-
sätzlich zu bevorzugen. Erdkabel würden
aber von der Bevölkerung in Siedlungsräu-
men eher akzeptiert. Angesichts der hohen
Bedeutung eines zuverlässigen und sicheren
Übertragungsnetzes sollten die Erdkabel
erst erprobt werden. Eine gegenteilige Auf-
fassung vertrat die Deutsche Umwelthilfe,
die die vier Pilotprojekte für nicht ausrei-
chend ansah und forderte: „Diese Möglich-
keit zur Teilverkabelung halten wir vor dem
Hintergrund der gesellschaftlichen Diskus-
sion um neue Höchstspannungsleitungen
nicht für ausreichend.“
Mit grundsätzlicher Kritik meldete sich Pro-
fessor Lorenz Jarass (Hochschule Rhein-
Main Wiesbaden). Er bezeichnete Gesetz-
entwurf und Netzausbauplanungen als
„einseitig von den Interessen der Stromer-
zeuger geprägt“. Der geplante weit überdi-
mensionierte Netzausbau bedrohe die ge-
sellschaftliche Akzeptanz des weiteren Aus-
baus erneuerbarer Energien und damit die
Energiewende insgesamt. Als Grund für den
überdimensionierten Ausbau der Netze
nannte er die Interessen der Kohlekraft-
werksbetreiber, Strom auch bei Starkwind
ins Ausland exportieren zu können. Die Ver-
braucherzentrale Bundesverband zweifelte

den Umfang der geplanten Netzausbau-
maßnahmen an und gab in ihrer Stellung-
nahme den Hinweis auf Alternativen bei der
Erreichung der Ausbauziele für die erneuer-
baren Energien, die möglicherweise „einen
geringeren, zumindest aber einen zeitlich
gestreckten Netzausbau möglich machen“.
Die Opposition will den Stromnetzausbau
durch weitere Maßnahmen voranbringen.
So forderte die SPD-Fraktion (17/12682) in
der letzten Sitzung des Bundestagsausschus-
ses für Wirtschaft und Technologie den Ab-
bau von Hindernisse für private Investoren

in Energienetze. Neben Maßnahmen für
mehr Energieeffizienz verlangten die Sozial-
demokraten, sämtliche Möglichkeiten zur
Erhöhung der Kapazitäten bestehender Lei-
tungen auszuschöpfen und den Ausbau in-
telligenter Netze voranzutreiben. Zur Ener-
giewende hieß es, diese müsse möglichst
kosteneffizient umgesetzt werden, „damit
Strom auch künftig für den industriellen
Mittelstand, industrieorientierte Dienstleis-
tungen, den Handel und das Bauhaupt- und
Ausbaugewerbe des Handwerks bezahlbar
bleibt“. Hans-Jürgen Leersch ❚

Prominente Zeugin: Bundeskanzlerin Merkel stand dem Untersuchungsausschuss im
September 2012 Rede und Antwort.

WIRTSCHAFT Unternehmen versprechen sich mehr Tempo durch Ausbaubeschleunigungsgesetz

Optimismus strömt im Netz

Billige Mieten
für Studenten
VERKEHR UND BAU Die Bundesregierung
soll die Wohn- und Mietensituation von
Studenten verbessern. Dies fordert die Frak-
tion Die Linke in einem Antrag (17/11696),
der am Donnerstag zu weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen wurde. Deshalb
soll sie eine Mietrechtsreform einleiten mit
dem Ziel, günstigen Wohnraum zu schaffen
und dadurch die Wohnkosten auch für das
Segment „Studentisches Wohnen“ zu
dämpfen und ein Konzept für eine „Woh-
nungsoffensive für Studierende“ mit dem
Ziel zu entwickeln, der angespannten Lage
auf dem studentischen Wohnungsmarkt
wirksam entgegenzutreten. 
Schließlich fordern die Abgeordneten von
der Regierung, im Wege einer BAföG-Novel-
le sicherzustellen, dass der für Wohnzwecke
veranschlagte Teil des Förderungssatzes
zum 1. Januar 2013 auf 291 Euro erhöht
wird und fortan jährlich dynamisch an die
durchschnittlichen Steigerungswerte der
Mietpreise angepasst wird. 
Die Fraktion schreibt zur Begründung, dass
die Mieten vor allem in Ballungsräumen
beim Abschluss von Neuverträgen stark stei-
gen würden. Der Anteil der Ausgaben für
Wohnen am Haushaltseinkommen werde
immer größer und auch der Kaufpreis von
Wohnungen ziehe kräftig an. Diese Ent-
wicklung betreffe insbesondere auch Stu-
denten. Die Ausgaben für Miete und Neben-
kosten würden das studentische Budget
weitaus am stärksten belasten.   mik ❚

Akten früher
zum Altpapier
FINANZEN Die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP haben eine wichtige
Maßnahme des Bürokratieabbaus erneut
eingebracht. Mit dem Entwurf eines Geset-
zes zur Verkürzung der Aufbewahrungsfris-
ten sowie zur Änderung weiterer steuerli-
cher Vorschriften (17/13082) sollen die bis-
her zehnjährigen Aufbewahrungsfristen für
die Wirtschaft in der Abgabenordnung und
im Umsatzsteuergesetz in einem ersten
Schritt auf acht Jahre verkürzt werden. Auch
die Aufbewahrungsfristen nach dem Han-
delsgesetzbuch sollen in einem ersten
Schritt ebenfalls auf acht Jahre und ab 2015
auf sieben Jahre verkürzt werden. Die Ände-
rung werde ab dem Jahre 2015 zu einem
Einsparpotenzial bei den Unternehmen um
2,5 Milliarden Euro führen, schreiben die
Koalitionsfraktionen in ihrem Entwurf, der
am Freitag an die Ausschüsse überwiesen
wurde. Die Maßnahme war bereits in dem
nicht zu Stande gekommenen Jahressteuer-
gesetz 2013 enthalten.
Zu den weiteren in dem Entwurf enthalte-
nen Maßnahmen gehört die steuerliche Be-
handlung des Wehrsoldes für freiwillig
Wehrdienstleistende. Der Gehaltsbestand-
teil Wehrsold soll auch in Zukunft steuerfrei
bleiben. Weitere Bezüge der freiwillig Wehr-
dienstleistenden wie der Wehrdienstzu-
schlag und besondere Zuwendungen sowie
die unentgeltliche Unterkunft und Verpfle-
gung werden dagegen steuerpflichtig (für
freiwilligen Wehrdienst Leistende, die ihren
Dienst nach dem 31. Dezember 2013 begin-
nen). Der Wehrsold beträgt zur Zeit etwa
280 bis 350 Euro monatlich. Nach dem Ge-
setzentwurf wird ferner das für den Bundes-
freiwilligendienst ab dem 1. Januar 2013 ge-
zahlte Taschengeld (zur Zeit maximal 348
Euro im Monat) steuerfrei gestellt. Weitere
Bezüge wie die unentgeltliche Unterkunft
und Verpflegung sollen allerdings steuer-
pflichtig sein. hle ❚

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Gorleben bleibt ein Reizwort 
UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Fraktionen ziehen sehr unterschiedliche Bilanz. Opposition legt Sondervotum vor

>STICHWORT

> Unerprobt Der Einsatz von Erdkabeln (Bild) im Höchst-
spannungsbereich ist bisher weitgehend unerprobt. Derzeit
würden insbesondere Systemsicherheits- und Wirtschaft-
lichkeitsfragen gegen einen großflächigen Einsatz von Erd-
kabeln auf Höchstspanungsebene sprechen, heißt es in ei-
nem Bericht der Bundesregierung (17/11871).

> Widerstand Gegen einen Erdkabelpilotabschnitt von 3,5
Kilometer Länge im Münsterland laufen Landwirte Sturm,
weil sie Ernteausfälle auf ihren Äckern befürchten.

> Anwohner Anwohner fordern dagegen eine Verlängerung
des Pilotabschnitts. Angesichts der unterschiedlichen Auf-
fassung sei eine Verfahrensbeschleunigung durch die Erd-
verkabelung nicht zu erzielen, heißt es in der Unterrichtung.

ERDKABEL – Einsatz im Höchstspanungsbereich ist unerprobt und unsicher
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VERKEHR UND BAU Die von der Bundesre-
gierung geplante Neuregelungen des Energie-
einsparungsgesetzes (17/12619) und der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) wird von Exper-
ten unterschiedlich beurteilt. Das wurde wäh-
rend einer öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung in der vergangenen Woche deutlich. Das
Gesetz verpflichtet Bauherren, alle Neubauten
nach dem 31.12. 2020 als Niedrigstenergiege-
bäude zu errichten. Für Neubauten, die von Be-
hörden genutzt werden und im Eigentum von
Behörden stehen, soll diese Verpflichtung be-
reits zwei Jahre früher wirksam werden.
Skeptisch zu dem Vorhaben äußerten sich Ver-
treter der Immobilienwirtschaft und verwiesen
auf mögliche Auswirkungen auf Baukosten und
Mieten. Ausdrücklich begrüßt wurde hingegen,
dass es keine Verschärfungen für den Gebäude-
bestand geben soll. Es sei richtig, im Bestand
beim Prinzip der Freiwilligkeit zu bleiben, sagte
Walter Rasch von der Bundesarbeitsgemein-
schaft Immobilienwirtschaft Deutschland (BID).
Bei einheitlich hohen Vorgaben für die energe-
tische Sanierung sei die Effizienz nicht gesi-
chert, was auch zu einem Druck auf die Mieten
führen könne, fügte er hinzu. Eine Ausweitung
der Vorgaben auf den Bestand sei wirtschaftlich
nicht sinnvoll und stoße auf verfassungsrecht-

liche Bedenken, sagte Kai H. Warnecke von der
Eigentümer-Schutzgemeinschaft Haus und
Grund. „Eine solche Enteignung auf kaltem We-
ge lehnen wir ab“, machte er deutlich.
Werner Genter von der KfW-Bankengruppe be-
fürwortete die Zielrichtung des Gesetzentwur-
fes, ab 2020 Neubauten als Niedrigstenergie-
häuser zu errichten. Das sei nötig, wolle man
bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebäu-
debestand erreichen. Einer entsprechenden
Energieeinsparpflicht bei der Sanierung von Be-
standsgebäuden steht der KfW-Vertreter skep-
tisch gegenüber. Dies könne dazu führen, dass
das Sanierungstempo nachlasse.
Mehrfamilienhäuser würden stärker belastet
als Einfamilienhäuser, bemängelte Dietmar
Wahlberg von der Arbeitsgemeinschaft für zeit-
gemäßes Bauen. Das sei „nicht zielführend“, da
Mehrfamilienhäuser im Bau und in der Nutzung
grundsätzlich energie- und ressourcenschonen-
der ausgeführt und betrieben werden könnten.
Wahlberg sprach sich zudem für Änderungen
aus. Hilmar von Lojewski vom Deutschen Städ-
tetag bewertete es als „problematisch“, dass
die öffentliche Hand als Bauherr eine Art Vor-
bildfunktion übernehmen solle. „Das können
wir nicht alleine stemmen“, sagte der Vertreter
der Kommunen und sprach sich für eine Unter-
stützung durch den Bund aus. hau ❚

Hausbesitzer warnen vor Enteignung

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Proteste gegen den Ausbau des Stromleitungsnetzes sind an der Tagesordnung. Doch Strom muss fließen.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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S
o oft kommt es nicht vor, dass
sich alle Fraktionen bei einem
Thema einig sind. Was die Be-
wertung der Arbeit der Enquete-
Kommission „Internet und digi-
tale Gesellschaft“ angeht, ist das

jedoch der Fall. Erfolgreich nämlich sei sie
gewesen, die Arbeit der 17 Parlamentarier
und ebenso vielen Sachverständigen, urteil-
ten die Abgeordneten während der Debatte
am vergangenen Donnerstag. Erfolgreich,
weil sie die Netzpolitik von einem Nischen-
thema zu einem Schwerpunktthema ge-
macht habe, wie Jens Koeppen (CDU) be-
tonte. Erfolgreich, weil sie Wegmarken ge-
setzt habe, „hinter die keiner mehr zurück
kann“, wie Lars Klingbeil (SPD) sagte. 
Seit Mai 2010 hat die auf Beschluss aller
Fraktionen des Bundestages eingesetzte
Kommission gewirkt. Im Jahr zuvor, so er-
innerte Klingbeil, habe es mit den Netzsper-
ren einen „netzpolitischen Tiefpunkt“ gege-

ben. Das sei zugleich auch Antrieb gewesen,
zu sagen: „Wir brauchen eine Enquete-
Kommission.“ Eine Rolle habe seinerzeit
aber auch die Piratenpartei gespielt, die da-
zu beigetragen habe, „dass das Thema ange-
kommen ist“, räumte der SPD-Politiker ein. 

Direkte Bürgerbeteiligung Drei Jahre spä-
ter haben zwölf Projektgruppen insgesamt
179 Mal getagt. Die Gesamt-Enquete traf
sich zu 20 Sitzungen. Die Ergebnisse der Ar-
beit finden sich auf rund 2.000 Berichtssei-
ten. Neuland betrat die Internet-Enquete in
Sachen Bürgerbeteiligung. Schon im Einset-
zungsauftrag war von einem 18. Sachver-
ständigen – der interessierten Öffentlichkeit
– die Rede. Seit Februar 2011 nutzte die En-
quete-Kommission die Online-Beteili-
gungsplattform Adhocracy zur Bürgerbetei-
ligung. Sämtliche Kommissionsitzungen
wurden live übertragen, es wurde getwittert
und natürlich auch gebloggt. 

Dass trotz des „Experiments der direkten
Bürgerbeteiligung, das weltweit einmalig
und zukunftsgewandt ist“, wie Jimmy
Schulz (FDP) fand, bei vielen brisanten Fra-
gen keine gemeinsamen Handlungsemp-
fehlungen gefunden werden konnten, än-
dert aus Sicht der Parlamentarier nichts am
positiven Gesamteindruck. Er sei froh, dass
die Handlungsempfehlungen so vielseitig
seien, sagte Jens Koeppen und lobte vor al-
lem die gelungene Generalinventur. „Eine
solche Bestandsaufnahme gab es vorher
nicht“, betonte er. Der CDU-Politiker räum-
te ein, dass man sich insbesondere am An-
fang der Arbeit zu oft in die „ideologischen
Schützengräben“ zurückgezogen habe. Am
Ende stehe dennoch ein Erfolg, bei dem es
„keine Verlierer sondern nur Gewinner
gibt“. Konstantin von Notz (Bündnis 90/Die
Grünen) nannte es hingegen bedauerlich,
dass bei vielen Themen trotz großer Kom-
promissbereitschaft keine Einigung erlangt

werden konnte. „Wir hätten uns da manch-
mal mehr Mut gewünscht“, sagte der Grü-
nen-Abgeordnete.
Und in der Tat gibt es weder in der Frage, ob
künftig die Netzneutralität gesetzlich festge-
schrieben werden müsse, noch bei daten-
schutzrechtlichen Themen wie dem Kopp-
lungsverbot, dem Beschäftigtendatenschutz
oder den Schadensansprüchen im Daten-
schutzrecht eine einheitliche Linie. In den
besagten Fällen erhielt weder der Text der
Koalition noch jener der Opposition eine
Mehrheit, was dazu führte, dass beide Vor-
lagen als sogenannte Sondervoten in den
Bericht eingingen. Dem gegenüber stehen
Einigungen unter anderem im Bereich Me-
dienkompetenz, bei der Nutzung von Open
Access in der Wissenschaft und der Forde-
rung nach einer stärkeren Begleitung inter-
nationaler Entwicklungen im Internetbe-
reich durch die Bundesregierung. 

Ständiger Ausschuss Übereinstimmung
gibt es auch in zwei Punkten, die für die Zu-
kunft von Bedeutung sind. Das betrifft zum
einen die im Schlussbericht der Kommissi-
on (17/12550) enthaltene Forderung, der
Bundestag solle künftig jenen Ausschüssen,
die damit arbeiten wollten, Beteiligungs-
werkzeuge zur Verfügung stellen. Das begrü-
ße sie ausdrücklich, sagte Halina Wawzyni-
ak (Die Linke) während der Debatte und
rief ihre Parlamentarierkollegen dazu auf,
dies auch zu nutzen. Schließlich, so Lars
Klingbeil, habe sich gezeigt: „Die Politik
muss keine Angst davor haben, die Tür auf-
zustoßen und die Menschen zu beteiligen.“
Das „zähe Ringen um Kompromisse“ sei al-
lerdings auch durch neue Beteiligungsfor-
men nicht zu ersetzen, machte Konstantin
von Notz deutlich. CDU-Mann Koeppen
verwies darauf, dass trotz neuer Formen der
Bürgerbeteiligung schlussendlich immer
noch der Bundestag entscheide. 
Einig ist man sich auch in der Forderung
nach einem ständigen Ausschuss. Schon zu
Beginn der Arbeit der Enquete-Kommission
habe er einen dauerhaften Platz für dieses
Thema im Bundestag gefordert, sagte Jimmy
Schulz. Umso mehr freue er sich, dass man
sich in dem Punkt einig sei. Lars Klingbeil
ging noch ein Stück weiter. Er machte sich
für eine „Spiegelung auf der Regierungssei-
te“ stark. „Das könnte etwa ein Staatsminis-
ter im Bundeskanzleramt sein“, lautete sei-
ne Überlegung, die offenbar auch der Vor-
sitzende der Internet-Enquete Axel E. Fi-
scher (CDU) teilt. Es sei ein Kardinalfehler
früherer Enquete-Kommissionen gewesen,
den Handlungsempfehlungen keine Taten
folgen zu lassen, sagte Fischer. Das dürfe
sich nicht wiederholen, warnte er. „Der von
uns angeregte Ausschuss, der in der Bundes-
regierung entsprechend abgebildet werden
sollte, ist ein adäquates Mittel, um die The-
men der Digitalisierung dauerhaft im Parla-
ment, in der Politik und in der Gesellschaft
zu verankern“, befand der CDU-Politiker.  

Streit vorprogrammiert Problematisch
könnte sich diese Umsetzung der Hand-
lungsempfehlungen dennoch gestalten,
scheinen doch einige Forderungen unver-
einbar. Halina Wawzyniak machte schon
mal deutlich, worum es der Linksfraktion
künftig im Bereich der Netzpolitik geht. Da
ist zum einen die Forderung, das Internet als
Bestandteil des sozio-kulturellen Existenz-
minimums festzuschreiben und den Com-
puter „unpfändbar zu machen“. Ein Beitrag
in Richtung „Netz für alle“ sei das, sagte
Wawzyniak. Ebenso nötig sind aus ihrer
Sicht der Breitbandausbau und eine Univer-
saldienstverpflichtung. Spätestens die For-
derung nach der gesetzlichen Festschrei-
bung der Netzneutralität, die von SPD und
Grünen geteilt, von der Koalition bislang
aber abgelehnt wird, dürfte für Streit im
neuen Ausschuss sorgen. Götz Hausding ❚

„Das Parlament sollte die Beantwortung ver-
fassungsrechtlicher Fragen nicht allein dem
Bundesverfassungsgericht überlassen, son-
dern sich eine eigene Meinung bilden und
diese auch vertreten“, sagt die Rechtswissen-
schaftlerin Friederike Lange. Für ihre Disser-
tation „Grundrechtsbindung des Gesetzge-
bers. Eine rechtsvergleichende Studie zu
Deutschland, Frankreich und den USA“ hat
ihr Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) vergangene Woche den Wissen-
schaftspreis 2012 des Bundestages überreicht.

»Ablehnung einkalkulieren« Lange, Mitar-
beiterin von Verfassungsgerichtspräsident An-
dreas Voßkuhle, befasste sich mit der Frage,
ob die Politik bei der Interpretation der Ver-
fassung an Verfassungsgerichtsurteile gebun-
den ist oder eigene Interpretationen vortra-
gen kann. „Es gibt Spielräume für eine eigene
Meinung des Parlaments“, ermutigte Lange
die Abgeordneten. Die Bereitschaft, beim Ver-
fassungsgericht eine Ablehnung zu riskieren,
sollte bei einer Niederlage nicht diskriminiert
werden. „Eine lebendige Verfassung bedarf
der Mitwirkung einer Vielzahl von Akteuren“,
betonte die Wissenschaftlerin, deren Disser-
tation der Würzburger Verfassungsrechtler
Horst Dreier betreut hatte.
Norbert Lammert bat die Preisträgerin, ihre
Einsichten über die Eigenständigkeit des Par-
laments bei ihrer jetzigen Tätigkeit in Karlsru-
he „in wirkungsvoller Weise“ zu vermitteln.

Die Jura-Professorin Ute Sacksofsky aus
Frankfurt am Main, Mitglied der Jury des Wis-
senschaftspreises, machte aus ihrer Begeiste-
rung über Langes „Meisterstück“, das mate-
riell eine Habilitationsschrift sei, kein Hehl:
„Ich war die ganzen 500 Seiten lang faszi-
niert.“ Zwar dürfe der Gesetzgeber verfas-
sungsgerichtliche Entscheidungen nicht igno-
rieren, er sollte aber auch nicht durch „vo-
rauseilenden Gehorsam“ seinen eigenen
Handlungsspielraum verkürzen, fasste Sack-
sofsky die Quintessenz der Arbeit zusammen. 

Der Konflikt zwischen Parla-
ment und Verfassungsgerichts-
barkeit sei bekannt, die
Grundrechtsbindung des Ge-
setzgebers kein neues Thema,
betonte die Laudatorin. Lange
eröffne mit ihrer Arbeit aber
einen neuen Blick auf über-
kommene Debatten. Sie be-
schränke ihre Arbeit nicht auf
dogmatische Spitzfindigkei-
ten, sondern interpretiere das
Recht in seinem Kontext und
seiner Entwicklung.
Bereits im November 2012 hat-
te sich die siebenköpfige Jury
unter Vorsitz des Hamburger
Rechtswissenschaftlers Profes-
sor Ulrich Karpen unter mehr
als 30 Bewerbungen auf Friede-
rike Lange als Preisträgerin ge-

einigt. Nach Auffassung der Jury handelt es
sich bei Langes Studie um eine überragende
Dissertation zur Frage, wie die Entscheidungs-
hoheit des demokratisch legitimierten Gesetz-
gebers mit den Anforderungen an die Effekti-
vität der Grundrechte in Einklang gebracht
werden kann. Je sechs der zwölf seit 1993 ver-
liehenen Wissenschaftspreise des Bundestages
gingen laut Karpen an Juristen und Politikwis-
senschaftler, vier an Historiker. Zunächst wur-
de der Preis jährlich, seit 1997 wird er alle zwei
Jahre vergeben. Volker Müller ❚

»Ich war 500 Seiten lang fasziniert«
WISSENSCHAFTSPREIS Bundestag zeichnet Arbeit der Juristin Friederike Lange aus

Blick nach vorn
INTERNET-ENQUETE Die Arbeit der Kommission ist beendet.
Künftig soll sich ein ständiger Ausschuss der Netzpolitik widmen

Bundestagspräsident Norbert Lammert (l.) gratuliert
Preisträgerin Friederike Lange.

Transparenz im Bundestag: Die Internet-Enquete nutzte für ihre Arbeit auch die Online-Beteiligungsplattform Adhocracy.
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Kofi Annan:
Ein Leben in Krieg
und Frieden.

Deutsche 
Verlags-Anstalt,
München 2013;
463 S., 26,99 €

„Ich agierte als Dolmetscher und gelegent-
lich als Schiedsrichter, sie als Gladiatoren in
der Arena.“ So beschreibt Kofi Annan, von
1997 bis 2003 Generalsekretär der Verein-
ten Nationen, seine und die Rolle der Kon-
fliktparteien im Vorfeld des Irak-Krieges. De-
tailliert berichtet er in seiner lesenswerten
Autobiografie über Hintergrundgespräche,
geheime Vereinbarungen und die Entste-
hung der Sicherheitsratsresolutionen wäh-
rend seiner Amtszeit. Den USA und Großbri-
tannien habe es nicht zugestanden, „das
Gesetz in die eigenen Hände zu nehmen“
und im März 2003 ohne klare Resolution im
Irak zu intervenieren. Am Ende hätten Anar-
chie und ein zehnjähriger Bürgerkrieg die Ty-
rannei Saddam Husseins ersetzt. Besonders
getroffen hat Annan die Erklärung des da-
maligen britischen Premierministers Tony
Blair, der Sicherheitsrat habe seine Legitimi-
tät verloren, als er der Intervention seine Zu-
stimmung verweigerte. Dabei stand der
Irak-Krieg „weder im Einklang mit der UN-
Charta, noch war er legitim“, resümiert Ko-
fi Annan.
Als Sohn eines ghanaischen Vertreters eines
europäischen Handelsunternehmens, Frei-
maurers und gläubigen Anglikaners ver-
brachte Kofi Annan sein ganzes Berufsleben
in den Organisationen der Vereinten Natio-
nen. Mit seinem „persönlichen Bericht“ will
der frühere Generalsekretär den Lesern ver-
mitteln, welche katastrophalen Kosten 
Konflikte verursachen. Gleichzeitig betont er
die Vorteile der globalen Zusammenarbeit
im Kampf gegen Hunger, Armut und Krank-
heiten.
Besonders interessant liest sich seine Dar-
stellung über Verhandlungen vor dem Koso-
vo-Krieg. Damals stellte sich Annan auf die
Seite der USA und Großbritanniens, obwohl
der UN-Sicherheitsrat die Anwendung von
Gewalt nicht autorisiert hatte. Auch die
„Fehlschläge der Vergangenheit“, wie die
Machtlosigkeit der Vereinten Nationen wäh-
rend der Völkermorde in Ruanda und Bos-
nien, werden von Annan schonungslos und
ohne diplomatische Zurückhaltung darge-
stellt. manu ❚

Werner Sonne:
Staatsräson?
Wie Deutschland für
Israels Sicherheit
haftet.

Propyläen Verlag,
Berlin 2013;
249 S., 19,99 €

Bislang hat sich noch jede Bundesregierung
zur historischen Verantwortung Deutsch-
lands für Israel und dessen Existenzrecht be-
kannt.Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) äußerte sich in ihrer historischen Re-
de vor der Knesset am 18. März 2008 – sie
hatte als erste deutsche Regierungschefin
dort reden dürfen – in diesem Sinne. Doch
Merkel formulierte einen Satz, der aufhor-
chen ließ. Wörtlich sagte sie: „Diese histori-
sche Verantwortung Deutschlands ist Teil
der Staatsräson meines Landes. Das heißt:
Die Sicherheit Israels ist für mich als Bundes-
kanzlerin niemals verhandelbar“. Der Fern-
sehjournalist Werner Sonne versucht in sei-
nem empfehlenswerten Buch über die deut-
sche Israel-Politik die Worte Merkels zu ent-
ziffern. Bedeutet die Zusage Merkels etwa
eine militärische Bündnisverpflichtung, so
wie sie Deutschland gegenüber seinen
Nato-Partnern übernommen hat? Wird
Deutschland beispielsweise im Falle eines
Krieges mit dem Iran zu Gunsten Israels mi-
litärisch eingreifen? Gehört ein solches Sze-
nario auch zur „Staatsräson“? Doch keiner
der vielen Gesprächspartner Sonnes im po-
litischen Berlin konnte oder wollte sich da-
zu konkret äußern.
Werner Sonne stellt solchen Spekulationen
Fakten gegenüber: Obwohl Israels Minister-
präsident Ehud Olmert Deutschland im Som-
mer 2006 eingeladen hatte, sich mit einem
eigenen Truppenkontingent an der Unifil-
Mission der Vereinten Nationen im Grenzge-
biet zwischen Libanon und Israel zu beteili-
gen, lehnte dies Merkel ab. Die Stationie-
rung von Bodentruppen in der Konfliktregi-
on erschien der Bundesregierung dann doch
zu gefährlich. Deutschland begnügte sich
mit der Entsendung von Kriegsschiffen für
die maritime Komponente der Unifil-Missi-
on in den Gewässern vor dem Libanon.
Neben den bekannten Beispielen für die
deutsch-israelische Zusammenarbeit in Si-
cherheitsfragen liefert Sonne auch interes-
sante Hintergrundinformationen über die
Lieferung von sechs modernen U-Booten an
die israelische Marine. Diese können mit Nu-
klearraketen bestückt werden, die auch den
Iran erreichen könnten. manu ❚

KURZ REZENSIERT

Die Verständigung von Bund und Ländern
über eine Aufstockung des Hochschulpakts
ist im Bundestag von Vertretern der Koaliti-
on wie der Opposition begrüßt worden.
Bundesbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) nannte das Ergebnis der Gemeinsa-
men Wissenschaftskonferenz (GWK) vom
12. April in einer von der Koalition bean-
tragten Aktuellen Stunde vergangene Woche
eine „Riesenchance für Deutschland“. Man
habe jetzt ein Ergebnis, das alle Bundeslän-
der mitfinanzierten. „Das (...) ist zugunsten
der Studierenden und trägt zu vernünftigen
Studienbedingungen bei“, sagte sie. 
Der CSU-Abgeordnete Albert Rupprecht
verwies darauf, dass der Hochschulpakt um
zusätzliche 300.000 Plätze aufgestockt wer-
de. Das heiße, dass in der zweiten Phase des
Pakts insgesamt 625.000 zusätzliche Studi-
enplätze geschaffen werden. Der Bund er-
höhe seinen Beitrag für diese Phase von
2011 bis 2015 um 2,2 Milliarden Euro. Da-
rüber hinaus werde man von 2016 bis 2018
weitere 2,7 Milliarden Euro Bundesmittel
einplanen. Dies  sei ein „Riesenerfolg“. „Wir
garantieren damit, dass jeder junge Mensch,
der zum Studium in Deutschland berechtigt
ist, auch einen Studienplatz bekommen
kann“, fügte Rupprecht hinzu. 
Der FDP-Parlamentarier Martin Neumann
betonte, der Hochschulpakt „und seine
Weiterentwicklung haben im Zeitraum 2011
bis 2018 einen finanziellen Umfang von cir-

ca zehn Milliarden Euro bei den Bundes-
mitteln“. Das sei ein „wirklich dicker Bro-
cken“. 

»Auf Kante genäht« Der SPD-Abgeordne-
te Swen Schulz wertete den Hochschulpakt
als „Ausweis von Kraft und Bedeutung der
Zusammenarbeit von Bund und Ländern“.
Hunderttausende Studienplätze würden ge-
meinsam finanziert, was „großartig“ sei.
Die Aufstockung des Pakts sei „gut“, aber
auch „überfällig“ gewesen. 
Der Grünen-Parlamentarier Kai Gehring
bezeichnete die Einigung von Bund und
Ländern als „Fortschritt“. Der Hochschul-
pakt bleibe aber „auf Kante genäht“. Am En-
de der laufenden Paktphase werde der Bund
„erneut eine Schippe drauflegen müssen“. 
Für Die Linke kritisierte ihre Parlamentarie-
rin Nicole Gohlke, dass die Bundesregie-
rung mit jährlich 6.500 Euro pro Studien-
anfänger rechne, aber schon jetzt ein Studi-
enplatz im Schnitt 7.200 Euro pro Jahr kos-
te. Ihre Fraktion fordere, die Mittel pro
geschaffenen Studienplatz auf mindestens
8.640 Euro zu erhöhen. sto ❚

Chance für Deutschland
BILDUNG Positives Echo auf Aufstockung des Hochschulpakts 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

SPD fordert mehr Angebote
in »Leichter Sprache«  
Die SPD-Fraktion setzt sich für einen Ausbau
der Informationsangebote des Bundestages
in der sogenannten „Einfachen“ und
„Leichten Sprache“ ein. Diese sollten die
wichtigsten Debatten und Entscheidungen
im Plenum sowie prinzipielle Informationen
über die Arbeit des Parlaments umfassen.
Den entsprechenden Antrag (17/12724)
überwies der Bundestag am vergangenen
Donnerstag in erster Lesung in die Aus-
schüsse. Die SPD beruft sich auf Ergebnisse
der Studie „leo. – Level-One“ im Auftrag des
Bundesbildungsministeriums, nach der 
rund 7,5 Millionen Menschen in Deutsch-
land von funktionalem Analphabetismus be-
troffen sind. Dies bedeutet: Die Betroffenen
könnten zwar teilweise einzelne einfache
Sätze lesen oder schreiben, nicht jedoch zu-
sammenhängende Texte. rol ❚

Vorstoß zu Zeitverträgen
in der Wissenschaft
Die SPD-Fraktion fordert Mindestlaufzeiten
für befristete Beschäftigungsverhältnisse,
die auf der Grundlage des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes geschlossen werden.
Den entsprechenden Gesetzentwurf zur No-
vellierung des Wissenschaftszeitvertragsge-
setzes (17/12531) überwies der Bundestag
am vergangenen Donnerstag in Erster Le-
sung in die Ausschüsse. Nach Ansicht der So-
zialdemokraten lässt der hohe Anteil befris-
teter Beschäftigungsverhältnisse mit sehr
kurzen Laufzeiten von unter einem Jahr ei-
ne sachlich ungerechtfertigte Benachteili-
gung der Arbeitnehmer vermuten. Ferner
würden die mit einer Promotion verbunde-
nen Qualifizierungsziele oft nicht hinrei-
chend gewährleistet. rol ❚

Europäisches Übereinkommen
zum audiovisuellen Erbe
Deutschland soll das Europäische Überein-
kommen zum Schutz des audiovisuellen Er-
bes vom 8. November 2001 ratifizieren. Den
entsprechenden Gesetzentwurf der Bundes-
regierung (17/12952) überwies der Bundes-
tag am vergangenen Donnerstag ohne Aus-
sprache in die Ausschüsse. Das Übereinkom-
men verpflichtet die Unterzeichnerstaaten,
Systeme zur Hinterlegung von Kino- und
Fernsehfilmen einzuführen, die zu ihrem au-
diovisuellen Erbe gehören. Darüber hinaus
müssen die hinterlegten Filme für die Öf-
fentlichkeit zugänglich sein. aw ❚

Grüne: Vertragliche Stellung
von Urhebern verbessern 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
vertragliche Stellung von Urhebern und
Künstlern verbessern. In ihrem Antrag
(17/12625), den der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in die Ausschüsse über-
wies, fordern die Grünen die Bundesregie-
rung auf, einen entsprechenden Gesetzent-
wurf zur Novellierung des Urhebervertrags-
rechts vorzulegen. Das Gesetz zur Stärkung
der vertraglichen Stellung von Urhebern und
ausübenden Künstlern aus dem Jahr 2002
habe das Ziel, die strukturell, wirtschaftlich
und organisatorisch unterlegene Stellung
von Urhebern zu beseitigen, verfehlt. Vor al-
lem fehle es ihnen an Möglichkeiten, ihren
gesetzlichen Anspruch auf eine angemesse-
ne Vergütung durchzusetzen. aw ❚

KURZ NOTIERT
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>Jürgen Grimming
Bundestagsabgeordneter 1975-1976,
SPD
Jürgen Grimming wird am 23. April 75 Jahre
alt. Der Berliner Journalist und Pressereferent
trat 1962 der SPD bei und war von 1967 bis
1969 Landesvorsitzender der Jungsozialis-
ten. Grimming, im Juni 1975 für den Abge-
ordneten Gottfried Wurche nachgerückt, war
Mitglied des Ausschusses für innerdeutsche
Beziehungen.

>Jens Jordan
Bundestagsabgeordneter 1994, FDP
Am 24.April feiert Jens Jordan seinen 70. Ge-
burtstag. Der promovierte Chemiker,
FDP-Mitglied seit 1969, war 1989 bis 1999
Vorsitzender des Kreisverbands Recklinghau-
sen und stand 31 Jahren an der Spitze des
FDP-Stadtverbands Waltrop. Von 2000 bis
2005 war er Mitglied des nordrhein-westfä-
lischen Landtags.

>Ina Albowitz
Bundestagsabgeordnete 1990-1998,
2000-2002, FDP
Ina Albowitz wird am 26. April 70 Jahre alt.
Die Werbekauffrau aus Gummersbach wurde
1975 FDP-Mitglied, war von 1982 bis 2002
Kreisvorsitzende und gehörte von 1994 bis
1998 dem NRW-Landesvorstand an. 20 Jah-
re war sie Ratsfrau ihrer Heimatstadt. Albo-
witz, von 1992 bis 1998 parlamentarische
Geschäftsführerin der FDP-Bundestagsfrakti-
on, arbeitete von 1990 bis 1998 im Haus-
haltsausschuss mit.

>Reinhard Freiherr von Schorlemer
Bundestagsabgeordneter 1980-2002,
CDU
Am 27. April vollendet Reinhard Freiherr von
Schorlemer sein 75. Lebensjahr. Der Land-
und Forstwirt aus Bippen im Landkreis Osna-
brück trat 1955 der CDU bei und war von
1972 bis 1990 Kreisvorsitzender der CDU 
Osnabrück-Land. Von 1974 bis 1980 gehörte
er dem niedersächsischen Landtag an.An der
Spitze der Deutschen Parlamentarischen Ge-
sellschaft stand Schorlemer von 1991 bis
1999. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Osnabrück-Land engagierte sich im Land-
wirtschaftsausschuss sowie im Auswärtigen
Ausschuss.

>Hinrich Kuessner
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
SPD
Am 29. April wird Hinrich Kuessner 70 Jahre
alt. Der protestantische Theologe aus Greifs-
wald trat 1989 in der DDR zunächst dem
Neuen Forum und wenig später der SPD bei.
1990 gehörte er der ersten frei gewählten
Volkskammer an. Im Bundestag war er Mit-
glied des Haushaltsausschusses. Von 1994
bis 1998 amtierte Kuessner  als Sozialminis-
ter in Mecklenburg-Vorpommern und von
1998 bis 2002 als Landtagspräsident.

>Margrit Spielmann
Bundestagsabgeordnete 1998-2009,
SPD
Margrit Spielmann feiert am 29. April ihren
70. Geburtstag. Die promovierte Rehabilita-
tionspädagogin aus Brandenburg an der Ha-
vel schloss sich 1990 der SPD an und war von
1994 bis 2000 Mitglied im SPD-Landesvor-
stand. Als Bürgermeisterin der Stadt Bran-
denburg amtierte sie von 1994 bis 1998. Im
Deutschen Bundestag engagierte sich Spiel-
mann in allen drei Wahlperioden im Gesund-
heitsausschuss. bmh ❚

Muss Bundeskanzler Jürgen Trittin von den Grünen um
seine Wiederwahl zittern? Wird die SPD wieder knapp vor
der Union liegen? Schaffen die Piraten erneut ein zweistel-
liges Ergebnis? Fragen über Fragen, die bei der Wahl im
September beantwortet werden. Genauer gesagt bei der Ju-
niorwahl 2013, an der deutsche Schüler ab Klasse sieben
teilnehmen können. Seit der Landtagswahl in Nordrhein-
Westfalen im Jahr 2000 gibt es die Juniorwahl als Initiati-
ve des gemeinnützigen Vereins Kumulus. Bei der ersten pa-
rallel zu einer Bundestagswahl ausgetragenen Juniorwahl
im Jahr 2002 verzeichnete die SPD einen erdrutschartigen
Sieg mit 43 Prozent der Stimmen. 2009 lagen die Grünen
mit 21 Prozent vorn – gefolgt von der SPD mit 19,2 und
der CDU mit 19,1 Prozent. Mehr als 1.000 Schulen hatten
seinerzeit an der Wahl teilgenommen. 
In diesem Jahr sollen es bundesweit 5.000 Schulen und da-
mit 25 Prozent aller weiterführenden Schulen in Deutsch-
land sein, sagt Gerald Wolff, Projektleiter bei Kumulus e.V..
„Mit der Juniorwahl wird ein Beitrag zur politischen Sozia-

lisation von Jugendlichen geleistet“, betont er. Es gehe da-
rum, die Beteiligung junger Menschen in der Demokratie
auch über Wahlen hinaus zu steigern, indem durch die Ju-
niorwahl bei der jungen Generation das Interesse am po-
litischen Geschehen insgesamt gefördert wird. Ein Ziel, das
erreicht wird, wie Michaela Asseng, Lehrerin an der
George-Orwell-Oberschule in Berlin-Lichtenberg bestätigt.
„Es geht sogar so weit, dass durch unsere Vorbereitungen
auf die Wahl im Unterricht Diskussionen zuhause in den
Familien der Schüler ausgelöst werden“, sagt sie. Schwie-
rig sei die Vorbereitung dennoch. „Die Vorkenntnisse sind
doch sehr gering, da zuhause kaum noch Zeitung gelesen
wird und viele Eltern scheinbar nur wenig politisch inte-
ressiert sind.“
Eine große Hilfe bei der Vorbereitung in der Schule, die
schon begonnen hat, sind die vom Verein Kumulus zur
Verfügung gestellten umfangreichen Materialien, wie Ma-
rion Gerber von der Bertha-von-Suttner-Schule in Berlin-
Reinickendorf sagt. Was die Wahl selbst angeht, so sei ein

reges Interesse der Schüler zu verzeichnen. „Die Jüngeren
fragen dann immer, warum sie noch nicht mitmachen dür-
fen“, erzählt die Geschichtslehrerin. Gehen die Schüler die
Wahl auch mit der nötigen Ernsthaftigkeit an? Ein klares
Ja ist dazu von den beiden Lehrkräften zu hören. „Die
Schüler nehmen die Juniorwahl sehr ernst“, sagt die
Deutschlehrerin Michaela Asseng. „Sie haben am Wahltag
auch ganz akkurat ihre Personaldokumente in das Wahl-
lokal mitgebracht, um sich ausweisen zu können und im
Wählerverzeichnis abgestrichen zu werden.“
Darüber wird sich auch Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) freuen, der ein großer Befürworter der Junior-
wahl ist und als deren Schirmherr fungiert. In dieser Rolle
wandte er sich in der vergangenen Woche nit einem Brief
an seine Abgeordnetenkollegen. Tenor des Anschreibens:
Macht doch bitte im Wahlkreis Werbung für die Junior-
wahl. Im Interesse der politischen Bildung kann man sich
nur wünschen, dass die Parlamentarier dabei erfolgreich
sind. Götz Hausding ❚

»Die Schüler nehmen die Abstimmung sehr ernst«

ORTSTERMIN: PROJEKT »JUNIORWAHL 2013« GESTARTET 

Große Mehrheit
für den Euro
23. April 1998: Bundestag beschließt
Euro-Einführung Den Euro abschaffen –
es ist keine ganz neue Forderung, die sich
die neue Protestpartei „Alternative für
Deutschland“ für ihren Bundestagswahl-
kampf auf die Fahnen geschrieben hat. Der
Slogan „Euro, so nicht“ war jedenfalls
schon vor 15 Jahren, am 23. April 1998, auf
Schildern zu lesen, die Abgeordnete der
PDS im Bundestag auf ihre Tische gestellt
hatten. Damals wurde abschließend über
die Teilnahme Deutschlands an der Euro-
päischen Währungsunion debattiert.
In dem siebenstündigen Schlagabtausch
wurde abermals klar, wie umstritten das
Vorhaben in der Bundesrepublik war. Zu
gut war das Image der D-Mark als Garant

für Wohlstand und Stabilität. Finanzminis-
ter Theo Waigel (CSU) verteidigte aber die
Idee der Gemeinschaftswährung als „eine
Notwendigkeit im Zeichen der Globalisie-
rung und zunehmender Standortkonkur-
renz“ und „Ausdruck gemeinsamer wirt-
schaftlicher und politischer Überzeugung“.
Gerhard Schröder (SPD) attestierte dem
Euro dagegen „beim deutschen Volk ein Le-
gitimationsproblem“, an dem auch die
schwarz-gelbe Koalition Schuld sei. Sie ha-
be es nicht geschafft, den Bürgern die gu-
ten Gründe für den Euro zu vermitteln. Ein
klares Nein zum Euro kam von der PDS:
Gregor Gysi glaubte, dass die Voraussetzun-
gen für die Währungsunion falsch seien
und ein Europa für Rüstungs- und Export-
konzerne sowie Banken geschaffen werde. 
Am Ende bekam der Euro eine große Mehr-
heit: 575 Abgeordnete votierten mit Ja, nur
35 mit Nein, fünf Parlamentarier enthiel-
ten sich. Der Euro wurde am 1. Januar 1999
in elf Ländern eingeführt. Benjamin Stahl ❚

Der Außenminister Zyperns hat
sich gegen den Vorwurf ge-
wehrt, in seinem Land werde
vor allem das Schwarzgeld rus-

sischer Oligarchen gewaschen. Die russi-
schen Einlagen bei zypriotischen Banken
machten schließlich nur 20 Milliarden
Euro aus, und ein popliger Milliardär, so
fuhr der Außenminister fort, sei schließ-
lich noch lange kein Oligarch. „Es ist
leicht, eine Milliarde zu haben.“ 
Das stimmt: Oligarch, das ist schon eine
andere Nummer. Das Leben – eine einzi-
ge Hast auf der Überholspur mit Kaufop-
tionen unterm Arm. Oligarchen haben die
lästige Verpflichtung, ausgefallene Sachen
zu sammeln, britische Fußballclubs zum
Beispiel und widerspenstige Redaktionen.
Sonst gilt man ja nichts unter den Kolle-
gen auf Forbes-Liste und der zypriotische
Außenminister würde sagen: „Aber das ist
ja gar kein richtiger Oligarch!“
Schon zu früheren Zeiten pflegte übrigens
mancher Zypriote ein phantastisches Ver-
hältnis zum Geld. Fortunatus aus Fama-
gusta zum Beispiel, Held des gleichnami-
gen Volksbuchs aus dem Jahre 1509. Ihn
küsst mir nichts dir nichts die „Glücksfee“
auf die Stirn. Er bekommt ein „Glückssä-
ckel“, in dem stets unbegrenzt Geld für ihn
bereit liegt, praktischerweise immer schon
in der Währung des Landes, in dem sich
Fortunatus aufhält. Lange hat man sich in
Nikosia den Finanzstandort Zypern wohl
als einen guten Ort für die „Glückssäckel“-
Träger dieser Welt vorgestellt. Man steckt
einfach die Hand ein bisschen mit in ihre
Säckel. Und ist im Handumdrehen auch
ein bisschen Milliardär. Jetzt sind die
Glückssäckel fast leer, die Glücksfee über
alle Berge und der Außenminister zer-
bricht sich den Kopf: Leicht ist eine popli-
ge Milliarde verdient – doch wie schwer ist
es, sie zu behalten.

.Schon zu früheren Zeiten pflegte übrigens mancher Zypriote ein phantastisches Verhältnis zum Geld. Fortunatus aus Famagusta zum Beispiel, Held des gleichnamigen Volksbuchs aus dem Jahre 1509. Ihn küsst mir nichts dir nichts die „Glücksfee“ auf die Stirn. Er bekommt ein „Glückssäckel“, in dem stets unbegrenzt Geld für ihn bereit liegt, praktischerweise immer schon in der Währung des Landes, in dem sich Fortunatus aufhält. Lange hat man sich in Nikosia den Finanzstandort Zypern wohl als einen guten Ort für die „Glückssäckel“-Träger dieser Welt vorgestellt. Man steckt einfach die Hand ein bisschen mit in ihre Säckel. Und ist im Handumdrehen auch ein bisschen Milliardär. Jetzt sind die Glückssäckel fast leer, die Glücksfee über alle Berge und der Außenminister zerbricht sich den Kopf: Leicht ist eine poplige Milliarde verdient – doch wie schwer ist es, sie zu behalten.             Alexander Heinrich ❚

Die Kunst, 
reich zu bleiben
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VOR 20 JAHREN ...

Eine Euro-Münze vor der Flagge der
Europäischen Union 

Demokratie in der Schule: Mit Wahlbenachrichtigungen, auf denen ein Bundesadler prangt, werden Lernende in Deutschland zur Juniorwahl aufgefordert.
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Zu Ausgabe 13-14 vom 25.3.2013,
„Schatten einer Diktatur“ und „Opfer,
Täter, Akten und Gedenkstätten“auf
Seite 1:
Als direkte Schande für das heutige
Deutschland sehe ich das nahezu völlige
Verschweigen des illegalen Widerstandes in
der DDR in Form der „Kampfgruppe gegen
Unmenschlichkeit“ des „Untersuchungs-
ausschusses freiheitlicher Juristen“ und der
Ostbüros der einzelnen Parteien. Im Gegen-
satz zu den Bürgerrechtlern, die zum Groß-
teil gar nicht die Einheit der beiden deut-
schen Staaten anstrebten und auf die ledig-
lich wenige Jahre Gefängnis warteten oder
nur die Ausweisung in den Westen, setzten
jene Männer und Frauen ihr Leben für die
Wiedervereinigung Deutschlands aufs Spiel.
Sofern sie dies überhaupt
überlebten, erhielten sie nie
einen – ohnehin kostenlo-
sen – Dank ihres (Stief-)Va-
terlandes. Eine ausländische
Zeitung nannte sie unlängst
„vergessene Helden“, mei-
ner Meinung nach eine sehr
treffende Bezeichnung.  

F. W Schlomann, 
Königswinter  

Zu Ausgabe 13-14 vom
25.3.2013, „Flüchtiges
Vertrauen“ auf Seite 8:
Die Bundesregierung hat
bei der Zypern-Rettung viel

falsch gemacht. Da haben die Redner der
Oppositionsparteien mit ihren Ausfüh-
rungen bei der Debatte im Deutschen
Bundestag sicher Recht gehabt. Weil die
Bundesregierung bei dem Brüsseler Kri-
sentreffen im März zuerst dem Begehren
der zyprischen Regierung zugestimmt hat,
auch die Kleinsparer auf der Insel zu
schröpfen, wurden damit die Widerstände
gegen die Belastung der großen Gläubiger
bei den Bankguthaben über 100.000 Euro
erst so richtig entfacht. Dabei war ein be-
achtlicher Beitrag der Großgläubiger, die
jahrelang besonders von den zuletzt noch
sehr hohen Zinsen der zyprischen Banken
profitiert haben, zur Banken-Rettung im-
mer vordringlich angebracht. Mit den Hil-
fen auch aus Deutschland bekommen nun

die steuerflüchtigen Gläubiger der zypris-
chen Banken ihre Gelder zurück.
Die Milliardenhilfen, und da stimme ich
aber auch der Opposition nicht zu, der eu-
ropäischen Steuerzahler für Zypern halte
ich generell für falsch. Denn diese versto-
ßen gegen den Maastricht-Vertrag, nach
dem wir nicht für die Schulden in anderen
Euro-Ländern haften. Und: Das kleine Zy-
pern ist im Gegensatz zu den Bestimmun-
gen des ESM-Rettungschirms auch keines-
wegs systemrelevant für die Eurozone. Er-
neut begehen unsere Politiker also einen
Rechtsbruch. Wie lange soll das mit der
Euro-Rettung und der permanenten Au-
ßerkraftsetzung des Rechts noch so weiter-
gehen? Zypern verschuldet sich durch die
Milliarden-Hilfen noch weiter und wird

durch die Bankenrettung einen Kollaps er-
leiden.

Gerd Karnholz, Bremen

Zur Zeitung „Das Parlament“ allge-
mein:
Ich bin ein polnischer Leser von „Das Par-
lament“. Ich freue mich, dass die deutsche
Botschaft in Warschau mir Ihre Zeitung mit
der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschich-
te“ seit nun 13 Jahren regelmäßig zur Ver-
fügung stellt. Leider ist dabei ein Fehler un-
terlaufen, so dass mir jetzt die Ausgabe 10-
11 vom 4. März 2013 fehlt. Das ist für mich
sehr bedauerlich, weil ich besonders die
Themenausgaben von „Das Parlament“
und auch die Beilage „Aus Politik und Zeit-
geschichte“ schätze und gerne sammle. Sie

würden mir einen großen
Gefallen tun, wenn Sie es
ermöglichen könnten, mir
die fehlende Ausgabe nach-
träglich zur Verfügung zu
stellen, damit meine
Sammlung vollständig ist.
Für Ihre Mühe danke ich Ih-
nen jetzt schon herzlich.

Konrad Mazur, Rzeszów

Anmerkung der Redaktion:
Selbstverständlich ist ein

Exemplar der gewünschten
Ausgabe auf dem Weg nach

Polen.

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 
23.04.2013-26.04.2013

Förderung des Mittel-
stands (Do), Armuts- und
Reichtumsbericht (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 22. April 2013.

Trauer um
Ottmar Schreiner
Wenn vom sozialen
Gewissen der SPD die
Rede ist, fiel auch stets
der Name Ottmar
Schreiners, des wohl
profiliertesten Vertre-
ters des linken Partei-
flügels. Nach längerer
Krankheit starb er am
6. April im Alter von 67 Jahren. Er sei ein
Politiker gewesen, so hieß es parteiüber-
greifend, der stets für seine Überzeugun-
gen gekämpft habe, ein gradliniger und
prinzipienfester Sozialdemokrat. Auch
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) würdigte den verstorbenen SPD-
Abgeordneten. Mit Schreiner verliere der
Bundestag eines seiner dienstältesten
Mitglieder, dessen mehr als 30-jährige
parlamentarische Arbeit in unterschiedli-
chen Funktionen vor allem sozialpoliti-
schen Themen gewidmet war und weit
über die eigene Partei und Fraktion hi-
naus hohe Anerkennung gefunden habe.
Der 1946 im saarländischen Merzig ge-
borene Jurist trat 1969 der SPD bei und
wurde 1980 erstmals in den Bundestag
gewählt. 1998 berief ihn Oskar Lafontai-
ne zum Bundesgeschäftsführer; er übte
das Amt aber nur ein Jahr aus. Schreiner
war später die wortführende Stimme ge-
gen die Reformagenda Schröders, Cle-
ments und Münteferings. Trotz seiner
Freundschaft zu Oskar Lafontaine kam
ihm aber nie in den Sinn, die SPD zu ver-
lassen. bmh ❚
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Wir sind bei der Bekämp-
fung der Staatsschulden-
krise in der Euro-Zone ge-

rade im letzten Jahr gut vorange-
kommen. Wir haben die Währungs-
union Schritt für Schritt stabilisiert.
Wir haben immer gesagt: Es gibt zur
Überwindung dieser Krise nicht eine
einfache schnelle Lösung, sondern
wir müssen Schritt für Schritt konse-
quent vorangehen.

Zur Stabilisierung und zur Über-
windung der Krise sind im Wesent-
lichen vier Aspekte von Bedeutung.
Zum einen müssen in den gefährde-
ten oder betroffenen Staaten die
notwendigen finanz- und wirt-
schaftspolitischen Reformen durch-
gesetzt werden. Deswegen ist eine
strenge Konditionalität aller Hilfen
notwendig. Zum anderen muss un-
sere Währungsunion zu einer euro-
päischen Stabilitätsunion umge-
baut werden, in der der vergemein-
schafteten Geldpolitik eine effektive
finanzpolitische Säule zur Seite ge-
stellt wird: mit besserer Kontrolle,
wirksameren Reformvorgaben und
früher greifenden Sanktionen.
Dann brauchen wir einen funkti-
onsfähigen Europäischen Stabili-
tätsmechanismus, um den Krisen-
staaten, wenn notwendig, Zeit für
Reformen zu verschaffen und um
Ansteckungseffekte in Europa ver-
hindern zu können. Schließlich
muss der europäische Bankensektor
durch ausreichende Eigenkapital-
ausstattung und durch eine schlag-
kräftige europäische Bankenauf-
sicht stabilisiert werden.

Auf diesem mühsamen Weg sind
wir gut vorangekommen. Man muss
sich das angesichts fortlaufender
Krisennachrichten gelegentlich ins
Gedächtnis zurückrufen. Es stellen

sich Erfolge in den Krisenländern
ein. Stück um Stück wird auch verlo-
ren gegangenes Vertrauen zurückge-
wonnen. Wenn man sich die Markt-
entwicklung anschaut, dann stellt
man fest: Es gibt zwar immer noch
Nervositäten und Unsicherheiten,
aber deutlich weniger als noch vor
drei Jahren, vor zwei Jahren oder vor
einem Jahr. Wir sind auf dem richti-
gen Weg.

Aus diesem eingeschlagenen Weg
ergibt sich die Notwendigkeit – da-
bei geht es auch um die Stabilität
und die Handlungsfähigkeit der
Euro-Zone –, dass wir Zypern hel-
fen. Das ist Gegenstand der heutigen
Beratung. Die Hilfe für Zypern zielt
eben darauf ab, die bisher erreichten
Erfolge in der Euro-Zone zu sichern.
Wir wollen und wir müssen verhin-
dern, dass aus den Problemen in Zy-
pern neue Probleme in anderen Län-
dern der Euro-Zone werden.

Es ist wahr: Zypern ist ein Land
mit weniger als 1 Million Einwoh-
nern und einem Anteil am Bruttoin-
landsprodukt der Euro-Zone von 0,2
Prozent, also ein relativ kleines
Land. Aber Zypern befindet sich in
einer dramatischen Situation. Zy-
pern hat seit anderthalb Jahren prak-
tisch keinen Zugang mehr zu den Fi-
nanzmärkten. Wenn wir Zypern
nicht helfen, steht Zypern unaus-
weichlich vor dem Staatsbankrott.

Zyperns Problem ist eine zu ein-
seitige Wirtschaftspolitik, die sich
als nicht tragfähig erwiesen hat. Es
hat sich herausgestellt: Der zypri-
sche Bankensektor war fehlstruktu-
riert und völlig überdimensioniert.
Ein großer Bankensektor an sich –
auch das muss man sagen –muss
nicht problematisch sein, aber im
Falle Zyperns war eine Anlage auf
dem zyprischen Finanzplatz eine
Spekulation auf die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit des zyprischen
Staates, der als alleiniger Garantiege-
ber hinter diesem Finanzplatz stand.
Im Unterschied zu anderen Finanz-
plätzen in Europa – das ist wichtig,
damit man keine falschen Schluss-
folgerungen zieht – haben wir es in
Zypern auch nicht in erster Linie mit
Tochterunternehmen anderer gro-
ßer ausländischer Banken zu tun.
Daraus ergibt sich eine spezifische
Situation Zyperns. Deswegen kann
es für Zypern – das ist das Wesentli-
che – keine Lösung geben, die nicht
eine deutliche Verkleinerung des
Bankensektors umfasst. Das ist also

notwendig und mit dem heute vor-
gelegten Hilfsprogramm gewährleis-
tet.

Im Übrigen zeigt der Fall Zypern
auch, wie wichtig es ist, dass wir in
Europa eine funktionierende Ban-
kenaufsicht schaffen, gerade auch,
wenn nationale Bankenaufsicht of-
fensichtlich an ihre Grenzen stößt
oder gestoßen ist.  In Zukunft wird
eine europäische Bankenaufsicht
mindestens die drei bedeutendsten
Kreditinstitute in jedem teilneh-
menden Mitgliedstaat beaufsichti-
gen. So werden wir in Europa früher
eingreifen können, etwa um dro-
hende Schäden zu verhindern. Im
Vergleich zur funktionierenden Ban-
kenaufsicht, die wir jetzt aufbauen,
wäre eine Verlagerung der Risiken
auf einen europäi-
schen Rettungs-
fonds, also eine Ver-
gemeinschaftung
der Risiken, keine
Lösung gewesen.
Das hätte in der Sa-
che überhaupt kein
Problem gelöst,
sondern wäre nur
wieder eine Verlage-
rung der Risiken gewesen. Entschei-
dend ist eine durchsetzungsstarke
Aufsicht, die sich auch ohne Rück-
sicht auf nationale Interessen gegen
Fehlentwicklungen durchsetzen
kann.

Auch bei Zypern gilt, was immer
gegolten hat: Hilfe ist immer Hilfe
zur Selbsthilfe. Im Übrigen ist Soli-
dität die Gegenleistung für Solidari-
tät. Auch daran muss man gelegent-
lich und immer wieder erinnern.

Zypern geht seine Probleme an.
Wir, die Partner in der Euro-Zone,
helfen, dass das in geordneten Bah-
nen geschehen kann. Aber Zypern
selbst muss erhebliche Anstrengun-
gen aufbringen, und die bringt es
auf. Der ESM-Vertrag und das deut-
sche ESM-Finanzierungsgesetz ent-
halten ja klare Vorgaben, die erfüllt
sein müssen, damit ein Land Fi-
nanzhilfe aus dem ESM erhalten
kann: Die eine Bedingung ist, dass
die Hilfe der Wahrung der Finanz-
stabilität der Euro-Zone als Ganzes
dient, dass sie dafür notwendig ist.
Das ist die sogenannte Systemrele-
vanz. Die andere Bedingung ist,
dass die Hilfe Sinn machen muss.
Dabei geht es um die Umsetzung
des Grundsatzes der Schuldentrag-
fähigkeit.

Die Europäische Zentralbank, die
Europäische Kommission und der
Internationale Währungsfonds ha-
ben bestätigt, dass von Zypern An-
steckungseffekte für die gesamte
Euro-Zone ausgehen können. Des-
halb halten wir eine Finanzhilfe für
Zypern für notwendig und sehen die
Voraussetzung der Systemrelevanz
als gegeben an. Man muss sich klar-
machen: Bei einer Staatsinsolvenz
Zyperns bestünde ein großes Anste-
ckungsrisiko etwa für Griechenland;
aber auch Länder, die unter dem
Programm stehen, und andere Län-
der, die auf den Finanzmärkten ner-
vös beurteilt werden, würden bei ei-
ner negativen Signalwirkung oder
erneut aufkommenden Zweifeln an
der Integrität der Euro-Zone in Mit-
leidenschaft gezogen. Dadurch
könnte der Marktzugang anderer
Staaten gefährdet sein. Man muss
daran erinnern: Portugal und Irland
nähern sich dem erfolgreichen Ab-
schluss ihrer Anpassungsprogram-
me, Spanien ist auf einem guten
Weg, auch Italien hat erfolgreich sei-
ne Bedingungen am Markt verbes-

sert. All dies könnte
durch eine Staatsin-
solvenz Zyperns ge-
fährdet werden. Da-
raus folgern die ge-
nannten Institutio-
nen und auch wir die
Systemrelevanz Zy-
perns.

Die Erfüllung der
Voraussetzung der

Schuldentragfähigkeit wird durch
die von der Euro-Gruppe mit Zypern
vereinbarten Eckpunkte und durch
das, was wir dem Deutschen Bun-
destag heute als Programmentwurf
vorlegen, gewährleistet. Nach den
Berechnungen der Troika aus Euro-
päischer Kommission, Europäischer
Zentralbank und Internationalem
Währungsfonds darf das Programm-
volumen 10 Milliarden Euro nicht
überschreiten, damit die finanzielle
Tragfähigkeit gewährleistet ist. Unter
Zugrundelegung dieser Größenord-
nung rechnet die Troika damit, dass
die Schuldenquote im Jahr 2020 bei
rund 105 Prozent des Bruttoinlands-
produkts Zyperns liegen wird. Dies
wird als tragfähig angesehen. Die
Annahmen, die der Tragfähigkeits-
berechnung zugrunde liegen, sind
angesichts der aktuellen Entwick-
lungen in den letzten Wochen übri-
gens noch einmal vorsichtiger ange-
setzt worden, sodass ich davon aus-
gehe, dass dies eine verantwortliche
Schätzung ist.

Die Programmmittel in Höhe von
10 Milliarden Euro werden nicht zur
Rekapitalisierung der Laiki Bank
oder der Bank of Cyprus verwendet.
Das sind die beiden Banken, die
praktisch insolvent sind und in den

vergangenen Monaten nur durch die
Notfallliquiditätshilfe des europäi-
schen Währungssystems solvent ge-
halten worden sind. Das Programm
dient der Überbrückungsfinanzie-
rung des zyprischen Haushalts in ei-
ner Größenordnung von 7,5 Milliar-
den Euro und in einem geringeren
Umfang, nämlich in Höhe von 2,5
Milliarden Euro, der Rekapitalisie-
rung und Umstrukturierung des üb-
rigen Bankensektors – nicht der bei-
den betroffenen großen Banken in
Zypern.

Wir haben uns übrigens von An-
fang an und immer wieder dafür
ausgesprochen – insbesondere zu-
sammen mit dem Internationalen
Währungsfonds –, dass bei der Lö-
sung der Probleme der beiden gro-
ßen insolventen Banken zuerst und
zuvorderst die Eigentümer und be-
stimmte Fremdkapitalgeber heran-
gezogen werden. Man muss daran
erinnern: Wer in Zypern besondere
Chancen durch günstige steuerliche
Regelungen, geringere Transparenz-
vorschriften und andere günstige
Rahmenbedingungen und im Übri-
gen auch höhere Zinsen gesucht
hat, der ist damit besondere Risiken
eingegangen. So ist es bei Finanzan-
lagen: Höhere Zinsen entsprechen
höheren Risiken. Wenn sich diese
Risiken realisieren, dann muss man
sie auch tragen.

Wir alle haben uns weltweit ver-
pflichtet – ich sage das auch im Vor-
feld der Tagung des Internationalen
Währungsfonds, die heute Abend in
Washington beginnt –, als Lehre aus
der Finanz- und Bankenkrise des
Jahres 2008, die sich nicht wieder-
holen darf, dafür zu sorgen, dass die
Risiken des Bankensektors, die
durch eine Maximierung von speku-
lativen und kurzfristigen hohen Ge-
winnen angehäuft werden, nicht am
Ende zuerst und zuvorderst von der
Gemeinschaft der Steuerzahler ge-
tragen werden. Deswegen gab es kei-
nen anderen Weg als den, an der Re-
strukturierung der beiden großen
Banken zuvorderst die Eigentümer
und die Anlagegläubiger zu beteili-
gen. Risiko und Haftung gehören
zusammen.
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Wolfgang Schäuble *1942
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Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister der Finanzen:

Zur Überwindung der Krise gibt es
keine einfache und schnelle Lösung

Wir sind bei der
Bekämpfung der
krise in der Euro-
Zone gerade im
letzten Jahr gut
vorangekommen.
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Es ist wahr, wir haben in dem
langen Ringen um diese Lösung zur
Kenntnis nehmen müssen, dass an-
dere befürchtet haben, dass von ei-
nem sogenannten Bail-in zunächst
große Verunsicherungsgefahren für
die Finanzmärkte ausgehen. Des-
wegen gab es außer vom Interna-
tionalen Währungsfonds und der
deutschen Bundesregierung am
Anfang nicht allzu viel Unterstüt-
zung für die Position, auf die man
sich jetzt geeinigt hat. Auch daran
muss man erinnern dürfen. Aber
inzwischen ist klar geworden, dass
es ohne Beteiligung der Einleger
nicht gelingen konnte, ein tragfähi-
ges Programm für Zypern auf die
Beine zu stellen. So ist nun verein-
bart, dass von den beiden großen
Banken die eine abgewickelt und
die andere unter Heranziehung
von Eigentümern, Anleihegläubi-
gern und Anlegern mit Großeinla-
gen rekapitalisiert wird. Die Einla-
gen unter 100.000 Euro bleiben ge-
schützt. Das entspricht europäi-
schem Recht.

Bei der abzuwickelnden Laiki
Bank werden die Einlagen über
100.000 Euro komplett in eine Bad
Bank überführt, ebenso die Ansprü-
che von Aktionären und Gläubi-
gern, und die Einlagen bis zu
100.000 Euro werden in eine soge-
nannte Good Bank überführt, die
der Bank of Cyprus angegliedert

wird. Auch für die Rekapitalisierung
der Bank of Cyprus werden die An-
sprüche der Aktionäre und nachran-
giger Gläubiger in vollem Umfang
herangezogen, Einlagen über
100.000 Euro in einer Größenord-
nung, dass eine Eigenkapitalquote
von 9 Prozent erreicht wird. Da-
durch hat sich im Übrigen in den
letzten Wochen diese Verunsiche-
rung in der Öffentlichkeit hinsicht-
lich unterschiedlicher Zahlen erge-
ben. Es gab unterschiedliche Be-
rechnungen, wie viel es sein wird.
Das ändert an dem Hilfsprogramm
aber überhaupt nichts, weil von
vornherein klar war: Mittel für die
Rekapitalisierung der beiden Ban-
ken wird das Hilfsprogramm nicht
umfassen. Deswegen sind die 10
Milliarden Euro als Obergrenze zu
keinem Zeitpunkt bestritten wor-
den.

Ich will noch einmal unterstrei-
chen und wiederholen – das gilt
nämlich auch für den weiteren Weg
in Richtung Bankenunion in der Eu-
ropäischen Union –: Es muss im
Falle von Schieflagen von Banken
eine klare Haftungsreihenfolge ge-
ben, zuerst die Eigentümer, dann
die nachrangigen Fremdkapitalge-
ber, dann die Anleger unter Wah-
rung der gesicherten Einlagen und
erst dann der Staat, in dem die Bank
beheimatet ist, und am Ende not-
falls auch die Staatengemeinschaft.
Das ist die Haftungsreihenfolge,
und an der darf auch beim Aufbau
einer Bankenunion nichts geändert
werden.

Für Deutschland ist dies übrigens
nicht neu. Das ist im deutschen Re-
strukturierungsgesetz enthalten.
Auch für Europa ist das nicht neu;
denn es ist Inhalt der Restrukturie-
rungsrichtlinie, die die Kommission
vor einem Jahr vorgelegt hat und die
sich jetzt im europäischen Rechtset-
zungsprozess befindet.

Das Zypern-Hilfsprogramm war
von Anfang an nicht unumstritten.
Wie könnte es anders sein? Aber al-
le Bedingungen, die auch im Deut-
schen Bundestag für ein Hilfspro-
gramm gestellt worden sind, sind
mit diesem Programm erfüllt. Der
Bankensektor in Zypern wird vehe-
ment gesundgeschrumpft. Er wird
unmittelbar zurückgeführt auf das
Durchschnittsniveau der Euro-Zo-
ne, also auf das Dreieinhalbfache
des Bruttoinlandsprodukts. Zypern
wird seine Kapitalertragsteuer und
seine Unternehmensteuern erhö-
hen. Es gibt klare Vereinbarungen
zur Geldwäscheprävention im Rah-
men eines laufenden Überprüfungs-
verfahrens, und es wird Reformen
geben im zyprischen Renten- und
Pensionssystem und im bisherigen
System automatischer Lohnerhö-
hungen in Zypern; auch das ist
wichtig, damit Zypern dauerhaft
wettbewerbsfähig wird.

Russland hat übrigens angekün-
digt, die Anstrengungen Zyperns
durch entsprechende Erleichterun-
gen bei seinem laufenden Kredit in
Höhe von 2,5 Milliarden Euro zu
unterstützen. Im Übrigen ist sicher-

gestellt, dass keine Mittel des Hilfs-
programms für die Rückzahlung des
russischen Kredites verwendet wer-
den können.

Der Internationale Währungs-
fonds wird sich an dem Programm
beteiligen, vorbehaltlich der Zu-
stimmung der entsprechenden Gre-
mien des Internationalen Wäh-
rungsfonds. Sie werden vermutlich
Anfang Mai dieses Jahres ihre for-
melle Entscheidung treffen. Wir ge-
hen von einer Mitfinanzierung in
Höhe von 1 Milliar-
de Euro aus, wo-
durch sich dann der
Anteil des ESM-
Hilfsprogramms auf
9 Milliarden Euro
begrenzt.

Bei Zustimmung
des Deutschen Bun-
destages könnten im
ESM die notwendi-
gen Entscheidungen, um die Fi-
nanzhilfe für Zypern zu vereinba-
ren, in der kommenden Woche ge-
troffen werden, sodass eine erste
Tranche im Mai dieses Jahres ausge-
zahlt werden könnte. Aber Voraus-
setzung dafür ist die Umsetzung der
in dem Memorandum of Under-
standing als vordringlich vereinbar-
ten Maßnahmen. Der Haushalts-
ausschuss des Bundestages wird
entsprechend unserer Regelung
fortlaufend über den Stand der Um-
setzung der vordringlichen Maß-
nahmen unterrichtet werden und
Gelegenheit zur Stellungnahme er-
halten.

In unserem Antrag bitten wir auch
um Zustimmung des Bundestages
zu der Programmänderung, die not-
wendig wird, weil Zypern den An-
trag gestellt hat, bei künftigen Ge-
währleistungen nach der EFSF von
seinem Haftungsanteil freigestellt
zu werden. Im EFSF-Vertrag ist vor-
gesehen, dass Länder, die das Pro-
gramm selber in Anspruch nehmen,
bei künftigen Programmen nicht
mithaften. Der deutsche Gewähr-
leistungsanteil würde sich damit
von 29,07 Prozent auf 29,13 Pro-
zent erhöhen. Ich bitte auch inso-
weit den Bundestag um Zustim-
mung.

Schließlich bitten wir um Zustim-
mung zur Verlängerung der Laufzeit
der laufenden Darlehen für Portugal
und Irland. Beide Länder, Irland
und Portugal, haben in den letzten
Jahren enorme Anstrengungen un-
ternommen, um ihre Haushalte zu
konsolidieren, ihre Bankensektoren
zu stabilisieren und ihre Wirtschaf-
ten wieder wettbewerbsfähig zu ma-
chen. Sie erfüllen die Programmauf-
lagen der Troika. Sie sind auf einem
guten Weg. Irland steht unmittelbar
vor der Rückkehr an die Kapital-
märkte. Portugal hat zwar durch ei-
ne Entscheidung seines Verfassungs-
gerichts Maßnahmen von 1,3 Milli-
arden Euro für verfassungswidrig er-
klärt bekommen, hat aber
inzwischen gleichwertige Maßnah-
men beschlossen. Das verdient un-
sere Anerkennung. Beide Länder
sind auf dem richtigen Weg. Sie zei-

gen, dass die Programme funktio-
nieren.

Nun ist es wichtig, dass wir in die-
ser entscheidenden Phase die Erfol-
ge beider Länder nicht aufs Spiel set-
zen. Deswegen hat die Troika emp-
fohlen, für beide Länder die Laufzeit
der Programme zu verlängern. Das
bedeutet keine Erhöhung der Pro-
grammvolumina, aber es sichert
eben die Rückkehr an die Märkte für
beide Länder. Ich bitte den Bundes-
tag um Zustimmung. Ich weise im

Übrigen darauf hin,
dass nicht nur die
EFSF-Kredite verlän-
gert werden sollen,
sondern auch die
europäischen Kredi-
te. Alle Finanzminis-
ter der EU 27 haben
einstimmig auch ei-
ne Verlängerung des
EFSM-Kredits für

beide Länder empfohlen.
Herr Präsident, meine Damen

und Herren, ich will eine allgemei-
ne Bemerkung hinzufügen: Gerade
wir – in unserem Land spüren wir
die Euro-Krise im Alltag ja nicht so
sehr – sollten uns bei der Beratung
dieses Hilfsprogramms für Zypern
wieder einmal ins Gedächtnis rufen:
Die Menschen in Griechenland, in
Spanien, in Italien, in Portugal und
jetzt in Zypern erleben eine schwere
Zeit. Damit ihre Länder eine besse-
re Zukunft haben können, müssen
sie durchgreifende Reformen ertra-
gen, erleiden, durchstehen. Es gibt
keinen Weg, der daran vorbeiführt.
Aber es ist ein schwerer Weg für die
Menschen in den betroffenen Län-
dern. Dies muss man gerade in den
Ländern, in denen es den Menschen
besser geht, gelegentlich der Öffent-
lichkeit ins Gedächtnis rufen.

Die Anpassungsprozesse führen
zum Erfolg. Das zeigen die bisher
eingetretenen Entwicklungen. Auch
die EZB hat in diesen Tagen wieder
angemahnt, dass in den Bemühun-
gen nicht nachgelassen werden dür-
fe; eingetretene Erfolge dürften
nicht zu einem Nachlassen der Be-
mühungen führen. Es gibt keine
tragfähige Abkürzung auf diesem
Weg. Die Probleme in diesen Län-
dern haben eine längere Geschichte.
Diese lassen sich über Nacht nicht
heilen.

Aber natürlich müssen wir insbe-
sondere die hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit in einer Reihe von Ländern in
Europa bekämpfen. Denn es ist eine
Katastrophe, wenn 30, 40 Prozent
der jungen Menschen dauerhaft oh-
ne Chancen auf einen Arbeitsplatz
sind.

Deswegen ist es gut, dass der Eu-
ropäische Rat 6 Milliarden Euro für
Programme in den nächsten sieben
Jahren bereitgestellt hat. Dieses
Geld muss jetzt von den nationalen
Regierungen für die junge Generati-
on klug eingesetzt werden.

Auch die Europäische Investiti-
onsbank – wir haben das in der ver-
gangenen Woche in Dublin ausführ-
lich erörtert – tut vieles für nachhal-
tiges Wachstum in Europa. Sie setzt

bis 2015 zusätzlich 60 Milliarden
Euro zur Förderung von Investitio-
nen ein. Zusammen mit Partnern
und der Mobilisierung privater Gel-
der werden damit insgesamt 180 bis
200 Milliarden Euro mobilisiert
werden. So werden alleine in die-
sem Jahr für kleine und mittlere Un-
ternehmen über 15 Milliarden Euro
an Krediten auf den Weg gebracht
werden.

Deswegen sage ich: So hart die
Anpassungsprozesse in den Ländern
auch sind: Die positiven Auswirkun-
gen zeigen sich. Die Haushaltsdefi-
zite sinken. Sie sind in den letzten
drei Jahren in der Euro-Zone im
Durchschnitt halbiert worden. Die
Wettbewerbsfähigkeit steigt. Die
Unterschiede in der Wettbewerbsfä-
higkeit der Mitgliedsländer der Eu-
ropäischen Union haben sich in den
letzten Jahren reduziert. Die wirt-
schaftlichen Ungleichgewichte ge-
hen zurück. Die Ausfuhren in Süd-
europa steigen. Auch Griechenland
hat in den letzten Monaten seine
Ausfuhren in Drittländer deutlich
gesteigert.

Eine aktuelle DIHK-Studie zeigt
übrigens: Deutsche Firmen investie-
ren wieder stärker in den Krisenstaa-
ten Europas. Sie sehen die Reform-
anstrengungen und die Erfolge.

Die Europäische Kommission
rechnet mit einer Wende zum Besse-
ren bei den Konjunktur- und Wachs-
tumsindikatoren, in einigen Län-
dern schon in diesem Jahr, auch bei
der Beschäftigung. Übrigens: Auch
in Griechenland geht der Arbeits-
markt nicht weiter zurück, sondern
verbessert sich auf niedrigem Ni-
veau langsam. Für nächstes Jahr
wird der Turnaround in allen Län-
dern erwartet.

Was noch wichtiger ist: Die Bürge-
rinnen und Bürger Europas stehen
gerade auch in den Krisenländern –
sie haben es in Wahlen wieder und
wieder bewiesen – zu unserer Ge-
meinschaftswährung. Auch in
Deutschland hat es einen Stim-
mungsumschwung gegeben. Vor ein
paar Jahren hat noch jeder zweite
Deutsche am Euro gezweifelt. Nach
einer aktuellen Umfrage sind nun
70 Prozent für die gemeinsame eu-
ropäische Währung. Das ist eine be-
achtliche Verbesserung.

Die Menschen sehen: Der Weg ist
anstrengend, er ist nicht ohne Risi-
ken, aber wir sind auf dem richtigen
Weg. Die Menschen in Deutschland
wissen: Ohne die großen Erfolge
wirtschaftlicher Integration, ohne
die große stabilisierende Wirkung ei-
ner gemeinsamen Währung, von der
wir am meisten profitieren, hätten
wir unseren Wohlstand, unsere Leis-
tungsfähigkeit, unsere hohe Beschäf-
tigung, unsere soziale Sicherheit
nicht erreicht und wären diese für
die Zukunft nicht zu sichern. Deswe-
gen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, bitte ich Sie auf diesem schwie-
rigen Weg weiter um Ihre Unterstüt-
zung. Ich bitte um Zustimmung.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der FDP)
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Fortsetzung von Seite 1: Dr. Wolfgang Schäuble (Bundesminister der Finanzen)

Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 15. bis 19.April 2013
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Ablehnung 

Gesundheit „Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Anti-D-Hilfe-
gesetzes (Fraktion Die Linke,
17/5521);
Antrag „Betroffenen Frauen nach
dem Anti-D-Hilfegesetz zu mehr Ver-
fahrenssicherheit und Transparenz
verhelfen“ (SPD-Fraktion, 17/10645,
17/13138;
Bildung und Finanzen Antrag
„EU-Bildungsprogramme moderni-
sieren und ausbauen – Mobilität und
Austausch im Lebenslangen Lernen
für eine integrationsfördernde euro-
päische Bildungspolitik erweitern“
(SPD-Fraktion, 17/9575, 17/13078);
Verteidigung Antrag „Landbeschaf-
fungsgesetz überprüfen“ (Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, 17/12195,
17/12741).

Zustimmung
Recht „Entwurf eines Gesetzes zur
Stärkung des Verbraucherschutzes im
notariellen Beurkundungsverfahren“
(Bundesrat, 17/12035, 17/13137);
Haushalt „Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Finanz- und Perso-
nalstatistikgesetzes“ (Bundesregie-
rung, 17/12640, 17/13114).

Beschlüsse

Der Weg ist
anstrengend, er
ist nicht ohne
Risiken, aber wir
sind auf dem 
richtigen Weg.
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Meine Fraktion wird dem
europäischen Rettungspa-
ket heute zustimmen,

nicht nur weil wir zu Europa und
zum Euro stehen, sondern auch weil
der Entwurf – jedenfalls in seiner
jetzigen Form – trotz all dem, was
noch offen ist, an drei entscheiden-
den Stellen durchaus auch unsere
Handschrift trägt:

Erstens. Wir Sozialdemokraten
haben immer gesagt: „Der einfache
Steuerzahler darf am Ende nicht der
Dumme sein“, und: „Bei der Ret-
tung angeschlagener Banken müs-
sen die Lasten fairer verteilt wer-
den.“ Das geht in der Tat nicht oh-
ne eine angemessene Beteiligung
der Banken, ihrer Eigner und ihrer
Gläubiger.

Wenn die Menschen in Spanien,
in Griechenland, in Frankreich, in
Deutschland das Gefühl haben,
dass in diesem Europa pausenlos
gegen elementare Grundsätze von
Fairness und Gerechtigkeit versto-
ßen wird, dann – da können Sie,
Frau Merkel und Herr Schäuble,
noch so schöne Gipfelbilder ma-
chen lassen – gerät Europa in ernst-
hafte Gefahr. Anders gesagt: Eine
Europäische Union, die gegen ele-
mentare Grundsätze von Fairness
und Gerechtigkeit verstößt, wird
uns um die Ohren fliegen oder
rechten Populisten und Nationalis-
ten in die Hände fallen. Das zu-
künftige Europa wird ein gerechtes
Europa sein – oder es wird nicht
sein, meine Damen und Herren.

Die rechte Seite dieses Hauses hat
sich lange gegen Argumente von
uns gewehrt: Sie waren gegen eine
Finanzmarktbesteuerung – wir
mussten Sie dazu zwingen. Sie wa-
ren gegen eine Heranziehung gro-
ßer Vermögen – wir mussten Sie da-
zu zwingen. Und Sie sind immer
noch gegen die Beteiligung der Ban-
ken an einem Bankensicherungs-
fonds, wie Peer Steinbrück ihn ent-
worfen hat. In Zypern haben wir

nun zumindest eine Gläubigerbe-
teiligung. Wir haben bei der Gläu-
bigerbeteiligung einen ersten Ein-
stieg geschafft. Deshalb ist das auch
ein Erfolg für uns, meine Damen
und Herren.

Zweitens. Wir Sozialdemokraten
sind solidarisch mit Zypern; aber
wir sind nicht solidarisch mit einem
Geschäftsmodell, das darauf beruht,
dass man sich selbst zu einem Para-
dies für Steuerhinterzieher und
Geldwäscher erklärt.

Mit der Schließung der Laiki Bank
und mit der Umstrukturierung der
Bank of Cyprus wird der künstlich
aufgeblähte zyprische Bankensektor
zusammengeschrumpft. Zypern hat
sich außerdem bereit erklärt, seine
Gesetze gegen Geldwäsche – vor al-
len Dingen die Umsetzung dieser
Gesetze – jetzt durch eine interna-
tionale Gutachterkommission be-
werten zu lassen.
Mindestens das war
erforderlich. Das ist
ein zweiter wichtiger
Erfolg. Nur, wir müs-
sen natürlich jetzt
europäisch und auch
von Deutschland aus
darauf achten, dass
es nicht bei bloßen
Lippenbekenntnis-
sen bleibt.

Auf die Haltung von Union und
FDP bei Geldwäsche und Steuerhin-
terziehung komme ich am Ende
noch zurück.

Drittens. Wir Sozialdemokraten
sagen: Solidarität braucht Fort-
schritte bei der gemeinsamen Steu-
erpolitik, gerade bei der Unterneh-
mensbesteuerung. Warum? Weil
Steuerdumping, Unternehmensteu-
ersätze von 10 Prozent oder gar
noch darunter aus unserer Sicht in
Europa nicht hinnehmbar sind, und
wir werden das auf Dauer auch nicht
hinnehmen.

Das Ziel müsste natürlich ein ein-
heitliches europäisches Steuerrecht
sein. Davon sind wir weit entfernt;
aber immerhin ist es im Fall Zypern
zum ersten Mal gelungen, die abso-
lute Höhe von Steuersätzen über-
haupt zum Gegenstand einer euro-
päischen Vereinbarung zu machen.
12,5 Prozent statt 10 Prozent, das ist
nicht die Welt, das ist nicht viel, das
ist nicht genug; aber der Anfang ist
gemacht. Ich sage: Nationale Dum-
pingsteuersätze anzusprechen, darf
kein europäisches Tabu sein.

Sich ein paar Jahre ein leichtes Le-
ben machen und dann die Solidari-
tät von Steuerzahlern aus der Nach-
barschaft einfordern – das geht eben
nicht, das kann nicht funktionieren.
Deshalb sage ich: Auch die Anhe-
bung der Steuern in Zypern ist eine
Strukturreform. Es ist eben eine

Strukturreform, wenn jeder Staat
seine eigenen Bürger mit den not-
wendigen Steuern belastet. Das –
und nicht nur Einschnitte ins Sozi-
alleistungssystem – gehört zu einer
Strukturreform.

Ja, wir werden diesem Paket zu-
stimmen. Missverstehen Sie uns
aber nicht: Das ist keine Zustim-
mung zu Ihrer Art von Krisenma-
nagement, die wir in den letzten
Wochen noch einmal erlebt haben.

Das, was wir hier gesehen haben,
die Einbeziehung der Kleinanleger,
die Sie, Herr Schäuble, entweder ge-
fordert oder am Ende jedenfalls mit-
getragen haben, war Dilettantismus.
Das war ein Riesenfehler und hat
europaweit Angst und Verunsiche-
rung mit sich gebracht. Erst nach
langem und quälendem Hin und
Her ist es gelungen, zu der Einigung
zu kommen, die jetzt mit diesem

Rettungspaket vor-
liegt. Bei allem Ver-
ständnis, Herr
Schäuble, für die
Schwierigkeiten in
Europa, in solchen
Fragen einen Kon-
sens zu finden: Das
war eine erbärmli-
che Vorstellung des
Europäischen Fi-

nanzministerrates, und Sie haben
dabei keine gute Rolle gespielt.

Ich hoffe, dass die meisten ahnen
– auch die Beteiligten in der Regie-
rung –, dass der Weg zu der wirkli-
chen Lösung der europäischen Kri-
se noch verdammt lang und be-
schwerlich sein wird. Ich habe das
aber Ihren Äußerungen eben nicht
entnehmen können, Herr Schäuble.
Sie haben nämlich gesagt, es sei al-
les auf einem guten und richtigen
Weg. Ich finde, die deutsche Regie-
rung sitzt hier zu häufig auf dem
hohen Ross. Ihr Angebot ist: Wenn
alle den deutschen Weg gehen,
dann wird das schon irgendwie
richtig sein.

Ich sage ja auch: Natürlich geht es
in Deutschland besser als in vielen
europäischen Staaten, und ich sage
Ihnen vor allen Dingen: Darüber
freuen wir uns mehr als andere in
diesem Hohen Haus. Aber die gan-
ze Wahrheit ist: Die Beteiligten auf
der Regierungsbank haben den ge-
ringsten Anteil daran, dass es in
Deutschland besser geht.

Jedenfalls darf die Tatsache - das
ist mir sehr ernst –, dass es uns im
Augenblick besser geht als anderen,
nicht dazu führen, dass wir sagen:
Lasst mal die anderen machen. Bei
uns in Deutschland ist die Arbeit ja
im Wesentlichen getan.

Herr Schäuble, Sie haben in Ihren
Ausführungen eben nicht ein Mal
den neuesten IWF-Bericht zitiert.

Der IWF hat gerade Aussichten
veröffentlicht, die für uns höchst re-
levant sind. Dieser IWF-Bericht ist
eine Art Weckruf für ganz Europa,
aber ich hoffe, auch für uns.

Was steht in diesem IWF-Bericht
über die Aussichten? Der Abstand
Europas zu den USA wächst. Die
USA gehen Schritt für Schritt den
Weg aus der Krise, Europa stagniert.
In solch einer Situation einfach nur
auf das deutsche Vorbild zu verwei-
sen, kann nicht genügen. Deutsch-
land kann es doch auf Dauer nicht
gutgehen, wenn unsere europäi-
schen Partner ohne Wachstum und
immer mehr ohne Hoffnung sind.

Deshalb sage ich: Es ist mehr als
ein Fanal und kein Beweis dafür,
Herr Schäuble, dass wir allesamt auf
einem guten Weg sind, dass wir heu-
te auch über die Verlängerung der
Rückzahlungsfristen für Portugal
und Irland entscheiden müssen.
Das heißt doch nicht, dass der Weg
im Prinzip schon gegangen ist, son-
dern das heißt, dass wir mit unseren
Annahmen zu optimistisch waren –
und wir sind es weiterhin.

Der IWF-Bericht, den ich zitiert
habe, zeigt ganz klar: Der Euro-
Raum bleibt in seiner Wirtschafts-
entwicklung hinter den anderen Po-
len der Weltwirtschaft zurück: hin-
ter den dynamischen BRIC-Staaten,
was keinen überrascht, und hinter
den USA, was wir inzwischen auch
gelernt haben. Was aber keiner zur
Kenntnis nimmt: Der Euro-Raum
liegt mittlerweile sogar hinter Ja-
pan, einem Land, das wir immer als
Stagnationsland in Erinnerung ha-
ben.

Wenn man jetzt einen Blick auf
die aktuelle Situation in Europa
wirft, dann sieht man: Die Wirt-
schaft in Europa wird weiter
schrumpfen, während die Weltwirt-
schaft im Durchschnitt um 3,5 Pro-
zent wächst;  am stärksten natür-
lich die BRIC-Staaten, aber auch
die USA mit 1,9 Prozent. Die Euro-
Zone verliert zunehmend den An-
schluss. Deutschland ist mit einer
Wachstumsprognose – Herr Schäu-
ble, auch das hätten Sie sagen kön-
nen – von gerade einmal 0,4 Pro-
zent, also keine riesige Prozent-
zahl, doch wirklich nicht mehr der
Motor, der in Europa alles ziehen
kann.

Deshalb sage ich Ihnen – das ist
die Wahrheit –: Wachstum braucht
Investitionen in den Krisenstaaten
und auch bei uns. In den Krisenstaa-
ten schrumpft die Investitionsrate
im Augenblick dramatisch: in Grie-
chenland um 5 Prozent, in Portugal
seit Jahren im zweistelligen Bereich.
Wenn Sie einmal genau hinschauen,
dann werden Sie feststellen, dass die
Situation in Deutschland nur auf
den ersten Blick rosig aussieht. Auch
bei uns wurde bei der Investitions-
tätigkeit inzwischen der Rückwärts-
gang eingelegt: fast 5 Prozent minus
bei den Ausrüstungsinvestitionen in
2012. Dieser Trend setzt sich 2013
fort.

Herr Schäuble, diese Regierung
hat die guten Jahre, die sie vielleicht

auch dank unserer Vorarbeit hatte,
nicht genutzt. Diese Regierung ver-
schläft die Zukunft in diesem Land.
So einfach ist das.

Sie ignorieren eben, dass in die-
sem Lande ganz viel getan werden
muss: bei Bildung und Ausbildung,
bei der Sicherung der Fachkräfteba-
sis, bei der Modernisierung der In-
frastruktur, auch bei der Integration
von Frauen ins Erwerbsleben; darü-
ber werden wir nachher noch reden.

Seit dreieinhalb Jahren wird die-
ses Land, wie ich finde, weit unter
seinen Möglichkeiten regiert. Sie be-
lehren andere über die Notwendig-
keiten von Reformen, die Sie selbst
zu Ihren Regierungszeiten nie ge-
schafft haben. Sie kümmern sich im
eigenen Land nicht darum, etwas
gegen die Wachstumsbremsen von
morgen zu tun. Sie legen die Hände
in den Schoß. Deutschland sollte
Vorbild sein, aber – das sage ich Ih-
nen –nicht immer nur mit dem Zei-
gefinger des Oberlehrers, sondern
gelegentlich auch einmal mit zupa-
ckender Hand im eigenen Land.
Diese Hände haben Sie in Ihren bei-
den Hosentaschen!

Abschließend einige wenige Wor-
te zum Thema Steuerhinterziehung.
Ja, Zypern hat sich zum Steuerpara-
dies erklärt. Das geht nicht gut. Peer
Steinbrück hat recht, wenn er sagt:
Steuerparadiese sind Gerechtig-
keitswüsten. – Damit muss Schluss
sein: in Zypern und im Rest
Europas.

Herr Schäuble, Sie haben in die-
sem Kampf mit dem deutsch-
schweizerischen Steuerabkommen
von Anfang an aufs falsche Pferd ge-
setzt; das sage ich mit aller Deutlich-
keit.

Sie haben die von uns regierten
Länder dafür kritisiert, dass sie Steu-
er-CDs angekauft haben. Am Ende
zeigt sich doch: Das war wahr-
scheinlich der einzig mögliche Weg.
Wären Sie mit dem deutsch-schwei-
zerischen Steuerabkommen durch-
gekommen, hätten sich am Ende die
Steuerbetrüger ins Fäustchen ge-
lacht. Heute kann von denen keiner
mehr ruhig schlafen, weil er die Be-
fürchtung haben muss, entdeckt zu
werden.

Eigentlich muss an einem solchen
Tag, Herr Schäuble, auch einmal der
Satz fallen: In dieser Beziehung ha-
ben wir uns in der Regierung einfach
geirrt.

Wenn heute in Europa gegen
Steuerbetrug vorgegangen wird,
wenn jetzt Länder wie Luxemburg
und Österreich, was ich ausdrück-
lich begrüße, darüber nachdenken,
die Abschaffung des Bankgeheim-
nisses ernsthaft anzugehen, dann
hat das vor allen Dingen auch mit
der Beharrlichkeit von Sozialdemo-
kraten in Deutschland zu tun.

Ich sage Ihnen: Sie haben in den
dreieinhalb Jahren, die Sie in der Re-
gierung waren, die Chance nicht ge-
nutzt. Ich kann Ihnen voraussagen:
In 157 Tagen wird sie nicht wieder-
kommen.

(Beifall bei der SPD)

Frank-Walter Steinmeier *1956
Wahlkreis Brandenburg an der Havel –
Potsdam-Mittelmark l – Havelland lll –
Teltow-Fläming l

Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD:

Das Ziel müsste ein einheitliches
europäisches Steuerrecht sein

Die Wirtschaft in
Europa wird wei-
ter schrumpfen,
während die Welt-
wirtschaft um 3,5
Prozent wächst.

©
 L

ich
tb

lic
k 



4 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 17 – 22. April 2013

Nach Griechenland, Portugal,
Spanien und Irland geht es
nun um ein Rettungspaket

für einen Großteil der Banken auf
Zypern – nicht für die Bevölkerung,
nicht für die Wirtschaft, sondern

wieder für die Banken. Laut Deut-
scher Bundesbank haben wir bisher
rund 65 Milliarden Euro für die Ret-
tungspakete für die Banken in
Europa aufgewendet. Seit 2008 ha-
ben wir für die Rettung der deut-
schen Banken in Deutschland 285
Milliarden Euro aufgebracht. Wenn
ich das addiere, komme ich auf ei-
nen Betrag von 350 Milliarden Euro.
Die Frage ist: Wird dieses Geld je zu-
rückfließen? Sie sorgen im Süden
Europas dafür, dass diese Länder nie-
mals in der Lage sein werden, das
Geld zurückzuzahlen, und Sie trau-
en sich nicht, das ernsthaft von den
Banken zu fordern.

Auch beim Rettungspaket für die
zyprischen Banken haften wir wie
bei Irland, Griechenland, Spanien
und Portugal mit 27 Prozent, und
zwar haften die deutschen Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler für
den Fall, dass diese Länder nicht in

der Lage sind, die Darlehen fristge-
recht zurückzuzahlen. Alle Auflagen,
die Sie erteilen - das gilt auch für Zy-
pern -, führen zu einem Rückgang
der Kaufkraft, zu einem Rückgang
der Wirtschaft und damit auch zu ei-
nem Rückgang der Steuereinnah-
men. Zypern und die anderen Län-
dern werden deshalb nicht in der La-
ge sein, die Darlehen zurückzuzah-
len. Wovon sollen denn dann die
deutschen Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler das Geld aufbringen?
Es fehlt uns Geld für Kindertagesstät-
ten, überhaupt für Bildung, für Ge-
sundheit, für Investitionen, für Ren-
ten und Sozialleistungen.

Zypern braucht zur Rettung und
zur Abwicklung von Banken 23 Mil-
liarden Euro. 13 Milliarden Euro sol-
len die Zyprioten selbst aufbringen,
10 Milliarden Euro sollen als Darle-
hen dazukommen. Die Wirtschafts-
leistung Zyperns liegt bei 17 Milliar-

den Euro. Woher sollen die denn 13
Milliarden Euro nehmen? Übrigens
waren es zunächst nur 7,5 Milliar-
den Euro, und dann wurden es 13
Milliarden Euro. Weshalb? Weil die
Reichen vor der Konteneinfrierung
Tipps bekamen und ihr Geld noch
aus Zypern abziehen konnten. Wer
klärt das eigentlich einmal auf, auch
die Tatsache, dass Angehörige des
konservativen zy-
priotischen Präsi-
denten dabei waren?

Das ist wirklich
ein starkes Stück.
Jetzt hat eine Bera-
terfirma festgestellt,
dass die Beweismit-
tel schon vernichtet
worden sind. Das ist
doch der Gipfel der
Unverschämtheit, um das einmal
ganz klar zu sagen.

Was verlangen die Troika und al-
len voran die Bundesregierung für
die 10 Milliarden Euro, die als Dar-
lehen vorgesehen sind? Sie verlan-
gen wieder Privatisierungen, wieder
Renten- und Lohnkürzungen und
Entlassungen. Sie, Herr Fricke, ha-
ben gerade gesagt, dass das alles er-
forderlich sei. Nun wurde aber fest-
gestellt, dass das zyprische Parla-

ment zustimmen muss. Im Unter-
schied zu unserem leistet dieses ge-
legentlich Widerstand. Also warten
wir einmal ab, was dort passieren
wird.

Aber zunächst – und das war eine
wirklich dramatische Fehlentschei-
dung; da hat Herr Steinmeier recht –
sollten, Herr Bundesfinanzminister,
alle Sparerinnen und Sparer haften.

Die kleinsten Konten
sollten herangezo-
gen werden. Ich
muss Ihnen eines sa-
gen: Faktisch sollte
die Einlagensiche-
rung von 100 000
Euro abgeschafft
werden. Aber was
das Schlimmste ist:
Ich habe hier darü-

ber gesprochen, und dann haben Sie
mir vorgeworfen, dass ich die Spare-
rinnen und Sparer verunsichere.
Nein, nicht ich verunsichere sie, son-
dern die Verunsicherung ist mit der
Zustimmung der Bundeskanzlerin
und des Bundesfinanzministers, je-
des Konto in Zypern heranzuziehen,
eingetreten.

Beim neuen Rettungspaket ist es
so, dass die Anleger bei der Laiki
Bank betroffen sind, die vollständig

Gregor Gysi *1948
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Woher soll Zypern denn 
die 13 Milliarden Euro nehmen? 

Seit 2008 haben
wir für die
Rettung der deut-
schen Banken 285
Milliarden Euro
aufgebracht.

Ihre Sichtweise ist schon sehr in-
teressant, Herr Steinmeier: Wir
sind für alles Gute in der Welt zu-

ständig. – Erinnern Sie sich noch an
die letzte Bundestagswahl und da-
ran, was die Bevölkerung Ihnen ge-
sagt hat: Ihr könnt es nicht; ihr
macht es falsch; ihr seid in Europa
auf dem falschen Weg; ihr habt die
falschen Länder in die Euro-Zone
aufgenommen. – Das haben Sie
mittlerweile selbst festgestellt. An Ih-
rer Stelle würde ich mir eher Gedan-
ken darüber machen, welche Refor-
men denn notwendig sind, und
nicht darüber reden, um wie viel
Geld man die Bürger noch schröpfen
kann.

Sonst würden Sie im Ergebnis die-
selben Fehler machen wie die Län-
der, denen wir nun in europäischer
Verantwortung helfen. Es wäre Ihre
Aufgabe gewesen, sich darüber Ge-
danken zu machen.

Die Bürger werden in den von Ih-
nen angesprochenen verbleibenden
157 Tagen bis zur Bundestagswahl
erkennen, wer welche Leistung er-
bracht hat, und zu dem Schluss
kommen: Das waren vier gute Jahre
für Deutschland.

Die Bürger werden des Weiteren
sagen: Wir wollen, dass die Politik
dieser vier guten Jahre fortgesetzt
wird, und zwar – da gehen wir si-
cherlich überein – mit notwendigen
Reformen. Der Wähler als Souverän
wird entscheiden. Dann werden wir
sehen. Für den Wähler ist es sicher-
lich weniger interessant, von Ihnen
zu erfahren: Ich war es auch, Herr
Lehrer; ich habe es gut gemacht. –
Vielmehr wird der Wähler fragen:
Wer hat es tatsächlich gemacht?

Es fällt keinem leicht, bei Hilfspro-
grammen zu sagen: Wir geben Ga-
rantien auf Milliardensummen. –
Aber als verantwortungsvolle Euro-
päer müssen wir immer wieder da-
rauf hinweisen, dass es unsere Aufga-
be ist, Hilfe zur Selbsthilfe zu geben,
damit Veränderungen im Denken
und Handeln eintreten. Zypern hät-
te es wesentlich leichter haben kön-

nen, wenn es früher erkannt hätte,
dass es selber und damit die Bürger
Zyperns Teil der Lösung sind. Wir
müssen unseren Bürgern immer wie-
der sagen, dass in einem Europa, wie
wir es wollen, auch Deutschland pro-
fitiert und Teil der Lösung ist. Dies zu
vermitteln, ist Aufgabe der Politiker
nicht nur in Deutschland, sondern
auch in allen anderen Ländern.

Ich will für meine
Fraktion ausdrück-
lich sagen, dass mir
der Blick auf unser
Nachbarland Frank-
reich besondere Sor-
gen bereitet. Dort
glaubt man offen-
bar, dass die Verant-
wortung der Politik
nur darin besteht, al-
les so zu lassen, wie es ist. Ich bitte
darum und hoffe, dass das weiterge-
geben wird: Seht doch einmal, liebe
Bürger in Europa, dass Länder, die
sich unter schweren Anstrengungen
reformieren müssen, am Ende besser
dastehen als diejenigen Länder, de-
ren Bevölkerungen ihren Politikern
glauben, dass man nichts tun müsse.
– Das ist die Aufgabe, und diese wird
mit dem nun zu beschließenden Ret-
tungspaket auch wahrgenommen.

Ich will das für die Bürger noch ein-
mal deutlich darlegen. Wir tun etwas
gegen Geldwäsche; ich glaube, darin

sind wir uns einig. Wir sind in der La-
ge, bei Haushaltskonsolidierung und
Privatisierung wieder voranzugehen.
Herr Steinmeier, Sie haben gesagt, die
Körperschaftsteuer in Zypern werde
nur um 2,5 Prozentpunkte erhöht.
Aber eben einmal eine Ertragsteuer
um 25 Prozent zu erhöhen, verlangt
einem Land viel ab, weil sich dann die
Strukturen verändern. Die Zyprioten
machen das. Wir begrüßen das und
halten das auch für richtig. Aber man
hätte auch die Mehrwertsteuer erhö-
hen und die Pensionen kürzen kön-
nen. All diese Belastungen gehören
nun einmal dazu. All das verlangen
wir, die Bundesrepublik Deutschland,
für unsere Bereitschaft, Hilfe zu ge-
ben. Das ist die Aufgabe. Es geht um

Geben und Nehmen,
um möglichst viel
Freiheit, aber auch
um möglichst viel Ei-
genverantwortung der
betroffenen Länder.

Dass zusätzlich der
Bankensektor in Zy-
pern verkleinert
wird, ist genau rich-
tig. Die Bürger müs-

sen endlich wieder erkennen, dass
das Geld, das man in einem Land
anlegt, weil es beispielsweise um 0,5
Prozentpunkte höhere Zinsen bietet,
nicht automatisch sicher ist. 

Der Minister hat zu Recht darauf
hingewiesen – dafür bin ich ihm
ausdrücklich dankbar –: Höhere
Zinsen bedeuten ein höheres Risiko.

Hier möchte ich einen Punkt an-
sprechen, Herr Steinmeier, bei dem
ich große Bedenken habe. Alle Ver-
suche der Sozialdemokraten, der
Grünen und der Linken in Deutsch-
land, aber auch in anderen Ländern

laufen am Ende immer auf eine Ver-
gemeinschaftung der Schulden hi-
naus. Entweder sollen Euro-Bonds
eingeführt oder Altschuldentil-
gungsfonds aufgelegt werden. Ein er-
neuter Vorstoß in Richtung Verge-
meinschaftung kommt nun im Zu-
sammenhang mit dem Bankenret-
tungsfonds. 

Sie wollen nicht, dass jedes Land
Rettungsfonds für seine Banken auf-
baut, und zwar zusammen mit den
betreffenden Banken – es ist klar,
dass auch die Banken etwas dazu tun
müssen –, sondern Sie sagen – das
ist typisch für links –: Wir machen
das europäisch.

Was wird die Folge sein? Herr
Steinmeier, die SPD will einen euro-
päischen Bankenrettungsfonds.
Dann wird Gesamteuropa für die
Banken haften.

Den Bürgern der Bundesrepublik
Deutschland muss klar gesagt wer-
den, warum die Aussage der Bundes-
kanzlerin, dass die Einlagen der Bür-
ger sicher sind, nicht nur zutreffend,
sondern auch untermauert ist. Das
Land Zypern konnte seinen Bürgern
keine Garantie für ihre Einlagen bei
den Banken mehr geben, weil es sich
finanziell übernommen hat. Das
Land Bundesrepublik Deutschland –
weil es von dieser Bundesregierung
gut geführt wird, weil wir gesamt-
staatlich Überschüsse haben – ist der
größte Garant für stabile Finanzen
und sichere Ersparnisse. Diese garan-
tieren wir nicht nur durch unsere
Haushaltspolitik, sondern eben auch
durch unsere heutige Zustimmung
zu den Maßnahmen für Zypern.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Otto Fricke *1965
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Otto Fricke, FDP:

Es müssen Veränderungen im
Denken und Handeln eintreten 

Der Blick auf
unser
Nachbarland
Frankreich 
bereitet mir
Sorge.
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abgewickelt werden soll. Hier sollen
alle Sparguthaben über 100.000
Euro eingezogen werden. Das ist
wohl rechtlich nicht ganz unproble-
matisch. Auf andere Aspekte komme
ich noch zu sprechen.

Bei den anderen Banken soll ein
Schuldenschnitt erfolgen, und zwar
durch Einbehaltung von 60 Prozent
der Sparguthaben über 100.000
Euro.

Aber trifft es wirklich die Vermö-
genden und die Reichen? Das wäre
doch eine Chance. Nein! Die haben
sich ja längst aus dem Staub ge-
macht.

Wer zahlt also nun
für die Banken auf
Zypern in Zypern
selbst? Es sind vor al-
lem die Pensionskas-
sen, also die Rentne-
rinnen und Rentner
mit ihren Ersparnis-
sen; sie werden ent-
eignet.

Die Gelder der Rentenkassen bei
der abzuwickelnden Laiki Bank sind
komplett weg. Bei den Verhandlun-
gen mit der Troika versuchte die zy-
prische Seite, die Pensionskassen vor
ihrer Enteignung zu schützen.

Aber die Troika lehnte dies kate-
gorisch ab.

Bezahlen müssen die Krise auch
die vielen kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen, liebe FDP, für
die Sie angeblich immer so kämpfen
und die mehr als 100.000 Euro auf
dem Konto hatten, um zum Beispiel
Löhne und Vorleistungen zu bezah-
len. Viele von ihnen müssen jetzt
Konkurs anmelden. Sie gehen in In-
solvenz. Sie müssen ihre Beschäftig-
ten entlassen.

Die Anleger versuchen natürlich,
so schnell wie möglich Zypern zu
verlassen. Das stürzt Zypern in eine
noch tiefere Krise.

Was, bitte, soll das alles, Herr Bun-
desfinanzminister? Was haben Sie,
was haben wir davon? Als wir in
Deutschland in einer solchen Situa-
tion waren, haben wir ein Konjunk-
turprogramm beschlossen. Von den
anderen verlangen wir regelmäßig,
alles abzubauen, bis die Krise sich
noch deutlich verschärft.

Dann soll privatisiert werden. Ich
nenne Ihnen die drei Beispiele: Die
staatliche Telefongesellschaft, die
staatlichen Häfen und die staatli-
chen Stromerzeuger sollen privati-
siert werden. Diese Unternehmen
aber haben Zypern Geld gebracht.
Wenn die jetzt aus der Not heraus
verbilligt verkauft werden müssen,
fließt nie wieder Geld aus diesen Un-
ternehmen an den Staat. Auch das
macht es noch unwahrscheinlicher,
dass Zypern die Darlehen zurück-
zahlen kann, und es macht es mit-
hin wahrscheinlicher, dass gerade
und vornehmlich auch die deut-
schen Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler dafür haften.

Die Mehrwertsteuer wird von 17
auf 19 Prozent erhöht. Die Staatsan-
gestellten müssen auf 14,5 Prozent
ihrer Gehälter verzichten. Ab 2014
werden ihre Renten deutlich sinken.

Das gilt für die Kindergärtnerin, das
gilt für den Müllfahrer. All diese
Menschen müssen die Krise bezah-
len, obwohl sie nichts damit zu tun
haben.

Die EU prognostiziert infolgedes-
sen in diesem Jahr einen Rückgang
der Wirtschaftsleistung in Zypern
um 9 Prozent, im nächsten Jahr um
weitere 4 Prozent. Die Arbeitslosig-
keit wird weit über die jetzige Rate
von 15 Prozent hinaus explodieren.
Diese Prognosen waren regelmäßig
zu optimistisch. Sie werden es auch
in diesem Falle sein.

Heute ist in der
Süddeutschen Zei-
tung zu lesen, dass
der gesamte Export
der Autoindustrie in
Nord- und Mitteleu-
ropa rückläufig ist,
und zwar um 10 Pro-
zent und in Deutsch-
land sogar um 13
Prozent. Merken Sie

denn nicht, dass Sie einen völlig fal-
schen Kreislauf einleiten? Wir neh-
men auch uns die wirtschaftlichen
Chancen, wenn wir den Süden
Europas derart verarmen, wie Sie das
regelmäßig beschließen.

Ich habe einmal eine Frage: Wann
haften eigentlich endlich die Banken
für Banken? Was passiert denn,
wenn ein Bäckermeister in Insolvenz
gehen muss? Kommt da einer von
dieser Regierung oder von SPD und
Grünen und sagt: „Natürlich retten
wir den armen Bäckermeister“? Kei-
ner kommt! Auch bei Industrieun-
ternehmen passiert das nicht. Nur
bei den Banken können sich die An-
teilseigner und die Eigentümer da-
rauf verlassen. Sie können weltweit
treiben, was sie wollen. Sie können
zocken, wie sie wollen. Das spielt
keine Rolle. Die Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler übernehmen im-
mer deren Entschädigung. Das ist
nicht länger hinnehmbar.

Um nicht missverstanden zu wer-
den: Die Sparguthaben der Bürgerin-
nen und Bürger und der Unterneh-
men kann man retten, aber nicht die
Großaktionäre, nicht die weiteren
Aktionäre und auch nicht sonstige
Anteilseigner. Überall heißt es:
Wenn sich ein Unternehmen ver-
zockt hat, für das ich als Anteilseig-
ner hafte, habe ich eben Pech ge-
habt. Nur bei den Banken gilt das
nicht. Das hat übrigens, meine liebe
FDP, mit Marktwirtschaft gar nichts
zu tun. Der Markt hört bei Banken
auf, und das rügt die Linke. So weit
ist es schon gekommen in Deutsch-
land.

Was könnten wir also machen, da-
mit die Banken haften? Ja, wir brau-
chen einen Bankenabwicklungs-
fonds, in den auch und in erster Li-
nie die Banken einzahlen. Aber das
wurde von der Bundesregierung ver-
hindert. Ja, wir müssen etwas gegen
die Kapitalflucht oder die Steueroa-
sen tun. Es ist sehr schön, was Sie
hier gesagt haben, Herr Steinmeier.
Nur, in Ihrer Regierungszeit haben
Sie nichts, aber auch gar nichts dage-
gen getan.

Es waren ja nicht die Finanzbehör-
den, sondern es war ein Netzwerk
von Journalistinnen und Journalis-
ten, das Datensätze von über
130.000 Millionärinnen und Millio-
nären aus über 170 Ländern öffent-
lich machte und dabei feststellte,
dass ein Vermögen von rund 24 Bil-
lionen Euro – das ist mehr als ein
Drittel der Wirtschaftsleistung der
ganzen Welt – vor den Steuerbehör-
den versteckt wird. Mein Gott! Und
wenn eine Hartz-IV-Empfängerin
einmal eine falsche Angabe macht
und 10 Euro zu viel bekommt oder
es zu einer leichten Lohnüberzah-
lung kommt, dann kümmern sich
darum bei uns sofort irgendwelche
Leute, und es gibt Sanktionen. Aber
wenn Millionen und Milliarden ver-
steckt werden, achtet überhaupt kei-
ner darauf.

Wir forderten den Aufbau einer
Bundesfinanzpolizei, eines Steuer-
FBI. Ich muss nun sagen, Herr Bun-
desfinanzminister: Ihr Staatssekretär
hat sich ja, wahrscheinlich in Ihrem
Auftrag, unserer Idee angeschlossen.
Ich muss Ihnen noch etwas sagen,
Herr Bundesfinanzminister: Wenn
Sie sich viel häufiger und viel früher
unseren Ideen anschlössen, wären
wir schon heraus aus der Krise.

Wir schlagen vor, das Steuerrecht
endlich dahin gehend zu reformie-
ren, dass deutsche Staatsangehörige,
ganz egal, wo sie wohnen, mit ihrem
Einkommen in Deutschland steuer-
pflichtig werden. Dabei sind die im
Ausland bereits gezahlten Steuern
selbstverständlich von der Steuer-
schuld abzuziehen. Dasselbe muss
für das gesamte Vermögen gelten,
wenn wir endlich wieder eine Ver-
mögensteuer erheben.

Wir hatten das hier schon einmal
beantragt. Da waren Sie alle dage-
gen, auch die Grünen und die SPD.
Wissen Sie, was Sie gesagt haben? Es
sei zu bürokratisch. Das ist völliger
Unsinn. Wir brauchen ein bisschen
Bürokratie, um Steueroasen wirksam
bekämpfen zu können.

Außerdem müssen wir Banken,
die Kunden bei der Steuerflucht be-
hilflich sind, die Lizenz entziehen;
das ist ganz einfach. Wenn wir also
sicherstellen, dass die Eigentümer
der Banken, die Inhaber von Ban-
kenanleihen vollständig zur De-
ckung der Verluste der Banken he-
rangezogen werden, dann gibt es
auch einen Weg aus der Krise.

Nun brauchen wir in Deutschland
und Europa eine regelmäßige Ver-
mögensteuer für ein privates Vermö-

gen von über 1 Million Euro und
auch eine einmalige Vermögensab-
gabe. Warum trauen Sie sich nicht,
das einzuführen? Mein Gott, eine
Gesellschaft lebt nicht davon, dass
die Armen immer ärmer und die Rei-
chen immer reicher werden. Wir
brauchen hier eine Korrektur; selbst
die Konservativen müssten einmal
den Mut dazu aufbringen.

Jetzt sage ich als Letztes, an SPD
und Grüne gerichtet: Sie werden ja
wieder zustimmen. Klar, wie bei al-
len Rettungspaketen werden Sie
auch diesmal wieder zustimmen.
Damit sagen Sie aber – das müssen
Sie dann auch rechtfertigen – Ja zur
Enteignung der Rentnerinnen und
Rentner in Zypern, Ja zum Sozialab-
bau in Zypern, Ja zur Lohnkürzung
und zu einer völlig falschen Privati-
sierung in Zypern. Sie sagen auch Ja
zur Entlassung von Leuten und zur
Haftung auch und gerade der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler in
Deutschland. Sie sagen Ja zur Bezah-
lung der Krise durch Unbeteiligte
und Unschuldige.

Nur auf uns ist Verlass. Wir wer-
den und können einem solchen Pro-
gramm nicht zustimmen.

(Beifall bei der Linken)

Lieber Herr Kollege Gysi, wa-
rum sind wir denn heute Mor-
gen hier? Wir reden über Zy-

pern. Zypern hatte über einige Jahre
einen kommunistischen Staatspräsi-
denten, der an den internationalen
Finanzmärkten gezockt hat, den gro-
ßen Kapitalisten gegeben hat und
dadurch sein Land in diese Situation
gebracht hat, der dann neun Mona-
te lang einen Antrag gestellt hat und
sich jeglicher Problemlösung verwei-
gert hat. Sie, Herr Gysi, führen mit
Ihrer Truppe diesen Weg der Pro-
blemlösungsverweigerung heute
hier fort. Das ist kommunistische
Politik. Sie führt die Menschen in
den Abgrund und ins Elend.

Ich habe mich heute Morgen an
dieser Debatte sehr erfreut; denn wir
haben von allen Rednern, außer von
Herrn Gysi, gehört, dass es Deutsch-
land gut geht, dass wir die richtige
Politik in Europa machen. Der Streit
drehte sich deshalb nicht um die Fra-
gen: Welche Politik muss für
Deutschland gemacht werden? Wel-
che Politik muss für Europa gemacht
werden? Vielmehr hat Herr Stein-
meier lediglich die Frage gestellt, ob
für diese gute Politik die Oppositi-
on, die Koalitionsfraktionen oder
die Bundesregierung verantwortlich
sei. Ich glaube, wenn wir uns so breit
einig sind, dass wir das Richtige tun,
dann wäre es richtig, wenn wir das in
der Zukunft genau so weiterführten.

Liebe Frau Bundeskanzlerin, Sie
sind offenkundig auf dem richtigen
Weg. Wir sollten auf diesem Weg
weitergehen.

Wir haben heute früh auch gehört,
wo die Sozialdemokraten noch Op-
timierungspotenzial sehen. Sie ha-
ben uns als Vorbild die USA ge-
nannt, Herr Steinmeier; Sie haben
uns als Vorbild Japan genannt. In
beiden Ländern wird der Weg ge-
wählt, die Probleme durch Interven-
tion der jeweiligen Zentralbank zu
lösen. Das muss man sich erst ein-
mal auf der Zunge zergehen lassen!
Wir sind der Meinung, dass die Zen-
tralbank Geldpolitik machen sollte

und wir als Politiker Finanzpolitik
machen sollten. Staatsanleihenkäufe
durch die Zentralbank sind nicht die
Lösung, die wir wollen. Das ist ein
massiver Unterschied zu dem, was
Sie hier heute früh verlangt haben,
Herr Steinmeier.

Japan und die USA als Vorbild? In
beiden Ländern wird die Staatsver-
schuldung momentan in astronomi-
sche Höhen getrieben. Japan liegt im
nächsten Jahr bei etwa 250 Prozent
seines Bruttoinlandsprodukts, die
Vereinigten Staaten liegen im nächs-
ten Jahr bei etwa 110 Prozent ihres
Bruttoinlandsprodukts. Ist das denn
ein Vorbild, wo wir in Griechenland
und in anderen Fällen gelernt haben,
dass übertriebene Staatsverschul-
dung ins Elend führt? Lieber Herr
Steinmeier, ist das wirklich der Weg,
den wir gehen sollten? Ich sage:
Nein. Wir brauchen für die künfti-
gen Generationen, für ein stabiles
Europa seriöse, stabile, nachhaltige
Staatsfinanzen. Da geht Ihr Vor-
schlag eindeutig in die falsche Rich-
tung.

Eine letzte Bemerkung zum The-
ma „USA als Vorbild“. Es gibt da ei-
ne ganz enge Beziehung; ich finde
das ganz toll. Die wesentliche Per-
spektive der USA kommt aus der

Michael Meister *1961
Wahlkreis Bergstraße

Dr. Michael Meister, CDU/CSU:

Deutschland macht 
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Fortsetzung von Seite 5: Dr. Michael Meister (CDU/CSU)

Energiepolitik. Die USA werden Fra-
cking massiv vorantreiben, um sich
energiepolitisch wesentlich günsti-
gere Konditionen zu verschaffen.
Wenn Sie der Meinung sind, das sei
der richtige Weg, nehme ich das zur
Kenntnis. Wir sind der Meinung,
dass wir beim Thema Fracking einen
verantwortungsvollen Weg gehen
sollten und nicht einen Weg, der
möglichst schnell möglichst viel
Geld in unsere Kasse bringt.

Ich darf für die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion erklären, dass wir die
fünf Entscheidungen, zu denen das
Bundesfinanzministerium den
Deutschen Bundestag in dem heute
vorliegenden Antrag um Zustim-
mung bittet, unterstützen werden,
und zwar deshalb, weil wir glauben,
dass wir an dieser Stelle auf dem
richtigen Weg sind.

Man kann natürlich über die Grö-
ße Zyperns diskutieren, darüber, ob
eine Volkswirtschaft wie Zypern die
Finanzstabilität in Europa gefährden
kann. Wenn man die Vernetzung des
Finanzsystems von Zypern in ande-
re Länder, speziell nach Griechen-
land, sieht, wenn man betrachtet, in
welcher Lage andere europäische
Länder mit einem Rettungspro-
gramm, nämlich etwa Irland, Portu-
gal und Spanien, momentan sind –
sie sind eigentlich auf einem guten
Weg, ihre Probleme zu lösen –, ist
doch die Frage: Sollen wir diese Län-
der in neue Gefahren stürzen, indem
wir jetzt plötzlich Nein sagen? Sol-
len wir in ganz Europa eine Debatte
darüber beginnen, welche Länder
möglicherweise auch nicht gestützt
werden? Wir haben es in den vergan-
genen Monaten doch geschafft, mas-
sives Vertrauen in die europäische
Politik zu erzeugen. Alle in der Welt
glauben: Die Europäer werden den
Euro stabilisieren und die Probleme
lösen. – An dieser Stelle ist es richtig,
dass wir eindeutig sagen: Ja, Zypern
muss jetzt gestützt werden, um die

Finanzstabilität in der Euro-Zone
insgesamt zu erhalten. Deshalb sa-
gen wir an dieser Stelle ein klares Ja.

Es gibt in unserem Land eine Dis-
kussion darüber, ob die fünf Ent-
scheidungen, die wir heute treffen
wollen, an einem Tag hier im Parla-
ment diskutiert werden können oder
ob sie nicht nacheinander diskutiert
werden müssten. Wir haben uns
beim Europäischen Stabilitätsme-
chanismus als Deutscher Bundestag
wesentlich größere Mitbeteiligungs-
rechte gesichert, als dies vorher bei
der Europäischen Fi-
nanzstabilisierungs-
fazilität der Fall war.
Zypern hat seinen
Antrag noch nach
den Regeln der EFSF
gestellt, weil der ESM
zu diesem Zeitpunkt
noch nicht beschlos-
sen war; es gab ledig-
lich eine Diskussion
dazu. Deshalb sind wir der Mei-
nung, dass wir über das, was das
Bundesministerium der Finanzen
hier vorschlägt, nämlich über das
Ob eines Hilfsprogramms und über
den Inhalt eines Hilfsprogramms, al-
so das Wie, am heutigen Tag gemein-
sam entscheiden können und dass
dies durchaus den Regeln der Mitbe-
stimmung des Deutschen Bundesta-
ges entspricht, meine Damen und
Herren.

Herr Steinmeier hat die Frage der
Gerechtigkeit aufgeworfen. Beim
Thema „Gerechtigkeit in Europa“
muss man, glaube ich, sehr deutlich
die Frage stellen: Was ist denn ge-
recht? Wir haben drei Alternativen.
Die eine Alternative wird uns mo-
mentan außerhalb des Parlaments
vorgetragen, nämlich die Zerschla-
gung des Euro-Raums, die Auflösung
der Währungsgemeinschaft.  Da
kann man einmal die Kosten be-
trachten. Es sind uns in den vergan-
genen Monaten immer die TARGET-

Salden der Europäischen Zentral-
bank vorgehalten worden: knapp
800 Milliarden Euro. Sie sind übri-
gens momentan im Rückgang begrif-
fen, weil sich die Lage entspannt.
Momentan ist es aber nur eine Bu-
chungsposition. Wenn man den
Wahnsinn der Auflösung wirklich
begehen würde, würde aus der Bu-
chungsposition schlagartig ein Ver-
lust werden.

Ist das denn ein Gewinn für
Deutschland? Glauben wir, unseren
Export, der zu zwei Dritteln in die

Euro-Zone geht, tat-
sächlich mit einer
deutlich stärkeren
Währung massiv
schwächen zu müs-
sen und dadurch ein
bisschen weniger
Wachstum und et-
was höhere Arbeits-
losenzahlen in
Deutschland zu or-

ganisieren? Trägt dies zum Wohl-
stand, zur sozialen Sicherheit in un-
serem Land wirklich bei? Ich sage:
Nein. Wir tun mehr für Wohlstand,
mehr für Arbeitsplätze, mehr für un-
sere nachhaltige wirtschaftliche Ent-
wicklung innerhalb des Euro-
Raums. Deshalb scheidet für uns
diese Alternative aus, meine Damen
und Herren.

Die andere Alternative wird von
den Sozialdemokraten und vom
Bündnis 90/Die Grünen aufge-
macht. Das umschreibt Herr Stein-
meier mit dem Begriff „Gerechtig-
keit“. Ist es denn gerecht, dass die zy-
prische Regierung auf nationaler
Ebene ein Geschäftsmodell wählt
und wir in Deutschland dafür über
eine gemeinsame Haftung am Ende
die Rechnung bezahlen?

Dazu sage ich: Nein. Der, der ent-
scheidet, muss auch die Verantwor-
tung tragen.

Deshalb müssen wir, wenn natio-
nal entschieden wird, auch national

die Verantwortung wahrnehmen.
Das richtet sich nicht dagegen, dass
wir Solidarität üben; aber das Ver-
antwortungsprinzip „Entscheidung
und Haftung in einer Hand“ muss
gelten.

An dieser Stelle sehen wir einen
zentralen Unterschied zu Rot-Grün.
Sie sagen: Jeder trifft seine Entschei-
dungen, aber am Ende wird die
Rechnung gemeinsam bezahlt. –
Das ist nicht gerecht, das ist unver-
antwortlich, weil es zulasten der
Menschen in Deutschland geht, die
diese Rechnung bezahlen müssen.

Die Euro-Zone ist handlungsfähig
– das haben wir in den vergangenen
Monaten gezeigt –, und das glauben
auch die Beobachter aus dem In-
und Ausland.

Jetzt will ich etwas zum Thema
Gläubigerbeteiligung sagen. Herr
Steinmeier hat hier
vorgetragen, die Op-
position hätte uns
dazu treiben müs-
sen. Ich will ihm sei-
nen Glauben lassen;
aber ich will auch
darauf hinweisen,
dass wir seit dem 1.
Januar 2011 in der
B u n d e s r e p u b l i k
Deutschland ein Restrukturierungs-
gesetz haben, in das wir genau dies
hineingeschrieben haben, nämlich
dass es zu einer Beteiligung der
Gläubiger der Banken und der Ei-
gentümer der Banken kommt. Das
heißt, wir haben das für uns in
Deutschland vor über zwei Jahren
gesetzlich geregelt. Deshalb ist es
auch nicht unangemessen, wenn wir
jetzt in Zypern von anderen eine
Gläubigerbeteiligung nach genau
diesen Prinzipien einfordern, meine
Damen und Herren.

Zum Thema Geldwäsche möchte
ich sagen: Ja, aus meiner Sicht ist es
eine Schweinerei, wenn Steuern hin-
terzogen werden, und, lieber Herr
Gysi, es ist auch eine Schweinerei,
wenn Sozialbetrug begangen wird.
Beides ist gegenüber dem ehrlichen
Steuerzahler in diesem Land nicht
zu verantworten.

Da sage ich nicht: Der eine ist bes-
ser als der andere, sondern beides ist
für jemanden, der in diesem Land
rechtstreu ist, nicht akzeptabel und
kann von uns nicht akzeptiert wer-
den.

Deshalb freue ich mich, wenn
jetzt Luxemburg und Österreich Sig-
nale senden, indem sie sagen, dass
wir im Bereich der Kapitalertragsbe-
steuerung in Europa nicht nur bei
den Zinsen, sondern bei allen Kapi-
talerträgen und beim Informations-
austausch näher zusammenkom-
men sollten. Diese Bewegung wird
auch über die EU-Zone hinaus, über
Europa hinaus, dazu führen, dass
wir bei Kapitalerträgen gemeinsam
zu einer besseren Bekämpfung der
Hinterziehung kommen.

Es ist richtig, dass Herr Schäuble
die Frage der Gestaltungen im Be-
reich der Unternehmen themati-
siert hat und dass wir auch dort ver-
suchen, auf den Ebenen von G 7

und G 20 zu gemeinsamen Lösun-
gen zu kommen, um diese Modelle
in die Vergangenheit zu befördern
und an dieser Stelle in Zukunft zu
einer fairen Besteuerung zu kom-
men. Wir sind auf dem richtigen
Weg, und wir müssen ihn konse-
quent gehen.

Jetzt komme ich zum Steuerab-
kommen. Lieber Herr Steinmeier,
beim Zustandekommen des Steuer-
abkommens mit der Schweiz hätten
wir zur Stunde über 2 Milliarden
Euro in den deutschen Steuerkassen,
nämlich durch die Abgeltungen der-
jenigen, die in der Vergangenheit
dort unterwegs waren.

Diese 2 Milliarden Euro haben die
SPD und die Grünen dem deutschen
Steuerzahler genommen, indem sie
nicht zugestimmt haben.

Sie haben sich als Sozialdemokra-
ten zum Anwalt der
Steuerhinterzieher
gemacht.

Sie haben mit Ih-
rem Abstimmungs-
verhalten Steuerhin-
terzieher in Deutsch-
land geschützt. Sie
sollten sich nicht
hierhinstellen, große
Reden gegen Steuer-

hinterziehung halten und dagegen
stimmen, wenn entsprechende Ge-
setze auf dem Tisch liegen.

In Zypern muss das Geschäftsmo-
dell geändert werden. Es kann nicht
sein, dass das große Zocken an den
Kapitalmärkten von Zypern weiter-
geführt wird. Deshalb sagen wir Zy-
pern nicht, dass sie abbauen müs-
sen. Zypern muss sein Geschäftsmo-
dell umbauen. Es braucht ein nach-
haltig tragfähiges Geschäftsmodell
für seine Volkswirtschaft. Das steht
jetzt auch im Memorandum of Un-
derstanding, über das wir heute be-
finden. Es kann nicht das Verhalten
weitergeführt werden, das zu diesem
Unglück geführt hat. Deshalb wer-
den wir diesen Umbau begleiten,
wenn Zypern bereit ist, diesen Weg
zu gehen.

Ich hoffe, dass die Kollegen im zy-
prischen Parlament dies auch so se-
hen und unterstützen. Ich hoffe,
dass das, was ich eben gesagt habe,
auch verstanden wird. Bei dem The-
ma Staatsbürgerschaften mache ich
mir etwas Sorgen, ob das, was ich ge-
rade formuliert habe, schon von al-
len verstanden worden ist. Deshalb
muss hier möglicherweise noch et-
was Überzeugungsarbeit geleistet
werden.

Zum Abschluss einen herzlichen
Dank an Herrn Schäuble. Denn das
Verhandlungsergebnis, das uns vor-
liegt und das wir als Erfolg bewer-
ten, war nicht trivial, wenn man
hört, dass lediglich der Internatio-
nale Währungsfonds an der deut-
schen Seite stand und wir unsere Po-
sition gegen viele Widerstände errei-
chen mussten. Herzlichen Dank!
Ich glaube, wir können diesem Er-
gebnis heute mit Überzeugung zu-
stimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die 
kommunistische
Politik führt die
Menschen in den
Abgrund und ins
Elend.

Das Verant-
wortungsprinzip
„Entscheidung
und Haftung in
einer Hand“ 
muss gelten.

Zypern hofft, dass derartige Proteste nicht dem Tourismus im Land schaden.
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Nach den gehaltenen Reden
weiß ich nicht, ob ich
mehr von den Voodoo-Re-

den von Herrn Fricke und Herrn
Meister beeindruckt sein soll. Die-
se Voodoo-Reden hatten ein biss-
chen den Inhalt: Diese Bundesre-
gierung hat alles gut gemacht und
ist schon eine tolle Truppe. - Das
haben wir so aber nicht wahrge-
nommen.

Oder soll ich beeindruckter sein
von den Pirouetten,
die Gregor Gysi voll-
zogen hat? Es gab
kein wirkliches Wort
zur Frage des zypris-
chen Geschäftsmo-
dells, das beendet
werden muss. Es gab
in Ihrer Rede kein
Wort – jetzt gerade
ein bisschen – zum
vorherigen kommunistischen Prä-
sidenten, stattdessen nur lauter
wilde Dinge. Ich muss sagen, Gre-
gor Gysi: Du bist ein wenig herum-
gehüpft wie Robin Hood in Sher-
wood Forest, der Rächer der Wit-
wen, Waisen und Rentner. Leider
war das ungetrübt von jeglicher
Sachkenntnis.

Dann kommt die Rolle irgend-
wann einmal an ihr Ende: In das
Hilfspaket, dem die Linke gleich
nicht zustimmen wird, sind näm-
lich 400 Millionen Euro eingestellt,
um die Renten abzusichern. Wer
solch eine Robin-Hood- und Sher-
wood-Forest-Rede hält, müsste ei-
gentlich zustimmen, zumindest ei-
nem Teil des Pakets.

Meine Damen und Herren, Ich
sage ganz selbstbewusst: Es ist auch
deshalb gut geworden, weil wir
Grüne Druck gemacht haben und
von Anfang an gesagt haben: Zu
den alten Bedingungen werden wir
nicht zustimmen. – Es ist richtig,
dass wir jetzt die Beteiligung der
Gläubiger, der Einlegerinnen und
Einleger von über 100.000 Euro in
das Rettungspaket integriert haben,
weil es heißen muss: Wer vorher

den Profit aus einem Geschäftsmo-
dell gezogen hat, muss dann auch
die Last tragen.

Es ist richtig, dass der überbor-
dende zyprische Bankensektor jetzt
geschrumpft wird, auch wenn wir
wissen: Dies hat Folgen im sozialen
Sektor. Darauf müssen und werden
wir achten. Es ist richtig, dass wir
zur Erhöhung der Unternehmens-
teuern kommen und versuchen,
dem Steuerdumping eines Mit-
gliedstaats ein Ende zu setzen. Da
ist Zypern im Übrigen nicht allei-
ne. Wir setzen in Europa auf der ei-
nen Seite auf Solidarität; auf der
anderen Seite wird Steuerdumping
immer noch praktiziert.

Meine Damen und Herren, wir
stimmen dem Paket nicht nur aus
den genannten Gründen oder aus
solidarischen Gründen zu, sondern
auch, weil wir wissen, dass Zypern
für die Stabilität und Sicherheit der
Region wichtig ist.

Ich muss aber feststellen – des-
halb habe ich gerade gesagt: „nach
einigen Irrungen und Wirrungen“ –
: Diese Bundesregierung hat sich
nicht mit Ruhm bekleckert. Eigent-

lich haben Sie den
Start beim Schnü-
ren des Zypern-Pa-
kets ein Stück weit
verhunzt. Ich frage
mich schon: Wo
waren eigentlich
Frau Merkel und
Herr Schäuble, als
in der ersten Ver-
h a n d l u n g s r u n d e

die Beteiligung von Vermögen auch
unter 100.000 Euro mit in der De-
batte war? In jener Nacht hätte es
eigentlich heißen müssen: Wir
bleiben bei der Grenze von
100.000 Euro, und für alles darun-
ter garantieren wir.

Meine Damen und Herren, auch
dort haben Sie durch ein zu spätes
Agieren Irrungen, Aufruhr und Pro-
bleme mit verursacht. Das Problem
besteht darin, dass es mittlerweile
in ganz Europa ein Misstrauen hin-
sichtlich der Sicherheit selbst
kleinster Ersparnisse gibt. Ich glau-
be, eines wissen wir: Dies ist der ne-
gative Teil der ganzen Verhandlun-
gen über das Zypern-Paket, der sich
auf viele andere Bereiche auswirkt.

Man kann sagen: Es gibt eine eu-
ropaweite Vertrauenskrise. Herr
Schäuble, da reicht es nicht, hier
jetzt zu sagen – Sie haben das gera-
de gemacht –: Die Menschen in
Deutschland wissen um die Bedeu-
tung der Europäischen Union für
Deutschland. – Sie haben gesagt:
70 Prozent wollen weiterhin den
Euro. Herr Schäuble, es gibt aber
auch andere Zahlen: Laut Euroba-
rometer hatten schon Ende letzten

Jahres nur noch 33 Prozent der be-
fragten Europäerinnen und Euro-
päer Vertrauen in die Institutionen
der Europäischen Union. Das war
der zweitniedrigste Wert seit 2004.

Dazu gehört auch, dass es in
Europa, mit der AfD mittlerweile
auch in Deutschland – Herr Meister
hat es angesprochen –, ein Wachs-
tum europakritischer Parteien gibt,
die sagen: „Raus aus der Euro-Zo-
ne!“, die sich in einer Situation, die
gar keine Alternative dazu kennt, in
der Euro-Zone zu bleiben, als po-
pulistische Alternative aufbauen.
Da reicht es nicht, Herr Schäuble,
ein bisschen mantramäßig festzu-
stellen: Die Menschen wissen schon
um die Bedeutung der EU. Ich sage
Ihnen: Die Menschen sind auch
nach dem Schnüren des Zypern-Pa-
kets verunsichert und fragen sich
trotz alledem: Wie soll es eigentlich
mit der Europäischen Union wei-
tergehen? Ich muss sagen: Sie sind
heute, aber auch in den letzten Mo-

naten die Antwort auf diese Frage
schuldig geblieben.

Wir erwarten mehr als ein Be-
schwören einzelner Formeln. Wir
erwarten, dass Sie in bestimmten
Bereichen tatsächlich aktiv werden
und nicht nur formulieren, dass die
Finanzmärkte ernsthaft reguliert
werden, wir zu einer Schulden-
bremse für die Banken kommen
und wir wirklich transparente, kla-
re Regeln für die Abwicklung maro-
der Banken über einen Bankenre-
strukturierungsfonds schaffen. Wo
sind Ihre Aktivitäten an dieser Stel-
le? Es muss einen Schub bei der Be-
kämpfung von Geldwäsche und
beim Austrocknen
von Steueroasen ge-
ben. Wir müssen
endlich bei den In-
vestitionsprogram-
men weiterkom-
men, über die wir
immer geredet ha-
ben.

Herr Schäuble,
Sie haben vorhin
gesagt: Es gibt ein Programm zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit. Aber die Jugendarbeitslo-
sigkeit kann man nicht einfach mit
6 Milliarden ins Nichts hinein be-
kämpfen, sondern man muss für
Investitionsprogramme und die

Gründung neuer Unternehmen
sorgen.

Wo sind diese Programme? Wo
ist zum Beispiel die Initiative für ei-
ne Energiewende in Europa, für die
Einhaltung der hehren Klimaziele,
damit in deren Sog neue Unterneh-
men entstehen?

Ich frage Sie, Herr Schäuble: Wo
ist die Verve, mit der die Kanzlerin
für ein Europa der Zukunft eintritt,
für ein Europa, das in Zukunft die
Bürger mit einbezieht, ein Europa,
in dem sich alle einig sind, dass wir
gemeinsam über unsere Weiterent-
wicklungen reden und auch in ei-
nem europäischen Volksentscheid

darüber entschei-
den?

Herr Schäuble,
Frau Merkel, am En-
de ist es noch gut ge-
gangen, und wir
werden dem Zy-
pern-Paket zustim-
men. Aber dazu, wie
Sie mit Innovation
und Verve die Zu-

kunft Europas organisieren wollen,
haben Sie heute wenig geliefert.
Diese Debatte steht noch aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten

der SPD)

Renate Künast *1955
Landesliste Berlin

Renate Künast, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Das Schnüren des Zypern-Pakets
hat die Menschen verunsichert

Das Rettungs-
paket für Zypern
ist nach einigen
Irrungen und
Wirrungen gut
geworden.
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Auch das ist Zypern: Der Stadtstrand von Limassol ist ein beliebtes Touristen-Ziel.
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Wer den Profit
aus einem
Geschäftsmodell
gezogen hat,
muss dann auch
die Last tragen.
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Der Fall Zypern zeigt, dass
wir es bei der als Euro-Kri-
se beschriebenen Situation

im Euro-Raum nicht mit einer Kri-
se der Währung zu tun haben, Herr
Schäffler, sondern mit einem über-
bordenden und unkontrollierten
Bankensystem, das die Gefahr birgt,
Staaten und Staatsfinanzen und da-
mit im schlimmsten Fall unser
Währungssystem zu Fall zu bringen.

Das Programm, das wir heute für
Zypern verabschieden, ist Ausdruck
eines Paradigmenwechsels, den wir
Sozialdemokraten gefordert haben
und deswegen jetzt auch unterstüt-
zen. Der Paradigmenwechsel be-
deutet, dass die Privatgläubiger, die
Risiken eingegangen sind, indem

sie einem Offshorefinanzplatz, wo
man wenig Steuern zahlt und sein
Geldvermögen geheimhalten kann,
Geld anvertraut haben, und diejeni-
gen, die Aktionäre dieser beiden
Banken waren, aber auch Einleger –
ich will Ihnen sagen: Aus meinem
Wahlkreis war das keiner, so reich
sind die Leute bei mir in Erfurt
nicht; aber es muss wohl welche ge-
ben, die dort Einlagen hatten – jetzt
die Hauptzeche für die Lasten zah-
len, die durch diese Krise entstan-
den sind, das ist richtig.

Herr Schäuble, diesen Paradig-
menwechsel hätten Sie, auf Deutsch
gesagt, fast noch versaut. Das war
der Fehler, den Sie mit Ihren Kolle-
gen gemacht haben. Sie und die
Bundeskanzlerin haben uns hier
empfohlen, einer Beteiligung der
Kleinsparer an der Sanierung der
Banken zuzustimmen. Das war ein
großer ökonomischer und politi-
scher Fehler, der zu einer tiefen Ver-
unsicherung geführt hat.

Ich glaube, es wird gerade in den
südeuropäischen Ländern schwer
sein, wieder Vertrauen aufzubauen.
Nichtsdestotrotz ist das jetzt vorlie-
gende Paket, insbesondere was die
Gläubigerbeteiligung betrifft, rich-
tig.

Herr Meister, Sie haben wieder
die Mär vorgetragen, die Sozialde-
mokraten wären für eine Verge-
meinschaftung der Schulden. Sorry,

das ist nicht der Fall. Dass Sie das
so gesagt haben, kann nur daran lie-
gen, dass Sie jetzt einen Punching-
ball brauchen wegen der Abspal-
tung eines Teils Ihres rechten Flü-
gels, der Alternative für Deutsch-
land. Wenn Sie dem Kollegen
Schäffler zugehört haben, haben Sie
mitbekommen, dass er auch über
die EZB gesprochen hat. Ich teile
nicht jede seiner Einschätzungen
dazu, vor allen Dingen nicht seine
Schlussfolgerung,
aber dass wir über
die Europäische
Zentralbank schon
längst in einer Haf-
tungsgemeinschaft
sind, ist doch Fakt.
Das ist Fakt, Herr
Meister.

Die deutsche Ver-
fassung, das Grund-
gesetz ist eindeutig. Wir können
keine gesamtschuldnerische Haf-
tung für die Schulden anderer Staa-
ten der Euro-Zone übernehmen –
Punkt. Das ist im Grundgesetz nor-
miert, und das teilen wir als Sozial-
demokraten. Wir sind der
Auffassung, dass wir die Währungs-
union auch um eine echte Fiskalpo-
litik erweitern müssen. Das bedeu-
tet vor allen Dingen eine stärkere
Vereinheitlichung im Bereich der
Steuerpolitik, zum Beispiel, dass es
nicht länger Dumpingsteuersätze

quer durch Europa gibt. Vor allen
Dingen bedeutet das aber, dass wir
Kontrolle über die Haushalte ande-
rer Mitgliedstaaten bekommen,
nicht wir als Bundestag, sondern et-
wa eine europäische Behörde. Aber
das ist Zukunftsmusik. Das ist im
Übrigen das, was auch der Bundes-
finanzminister zu einer Verstärkung
und Erweiterung der Währungsuni-
on zu einer Fiskalunion sagte. Es ist
ein Fehler gewesen, den Euro als
Währung ohne eine gemeinsame
Steuer-, Finanz- und Haushaltspoli-
tik in die Welt zu setzen. Darunter
leiden wir heute. Diesen Fehler
müssen wir langfristig korrigieren.

Jetzt komme ich zum zweiten Teil
der Frage, zur Frage der Vergemein-
schaftung der Banken. Das ist ein
ganz wichtiger und zentraler Punkt.

Sie sind dafür, dass
es auf europäischer
Ebene eine gemein-
same Bankenauf-
sicht gibt. Das ist
richtig. Dazu gehört
aber auch – dem hat
die Bundeskanzle-
rin auf zwei Gipfeln
zugestimmt; ich
denke, dafür hat sie

Ihre Unterstützung –, dass der Teu-
felskreis bzw. die Verbindung zwi-
schen Staatsfinanzen und Banken-
bilanzen durchbrochen wird. Was
bedeutet das? Wenn wie in Zypern
das Bankensystem in einem Staat
kollabiert, zieht es die Staatsfinan-
zen mit sich, weil die Staatsschul-
denlast anwächst, weil wie in Irland
oder Spanien geschehen, die Schul-
den vom Staat übernommen wer-
den müssen. Letztendlich ist dann
auch das Land in Finanzierungs-
schwierigkeiten und hat keinen Zu-

gang mehr zum Kapitalmarkt. Die-
ser Teufelskreis muss durchbrochen
werden. Das ist zwingend notwen-
dig. Das ist im Übrigen einer der
Schlüssel, um die Euro-Krise zu
überwinden und die Wachstums-
aussichten der südlichen Peripherie
wieder zu stärken.

Denn deren Banken sind unter-
kapitalisiert; sie haben zu viele Ver-
luste in den Bilanzen und können
deswegen keine Kredite mehr verge-
ben.

Was ist die Antwort darauf? Die
Antwort ist nicht ein nationaler Ab-
wicklungsfonds.

Diese Antwort wäre falsch; das ist
ganz klar. Wir Sozialdemokraten
und übrigens die komplette Wis-
senschaft und auch die Europäische
Kommission sehen das so. Wir sind
dafür, dass die Aktionäre der euro-
päischen Banken - nicht die Einle-
ger - gemeinsam etwas von ihren
Gewinnen in einen europäischen
Fonds einzahlen, so wie es in
Deutschland gemacht wird, nur mit
höheren Summen. Der Bankenhaf-
tungsfonds hier in Deutschland hat
ein Volumen von 2 Milliarden
Euro. Das ist lächerlich.

– Nicht der Staat. – Die Banken
selbst sollen Abgaben auf ihre Ge-
winne zahlen – diese Abgaben sol-
len höher sein als das, was in
Deutschland gezahlt wird –, um aus
diesem Fonds die Verluste im euro-
päischen Bankensektor im Ernstfall
decken zu können. Nur so kann es
gelingen, diese Abwärtsspirale, von
der Banken und Staaten betroffen
sind, zu durchbrechen.

Das ist die entscheidende und
auch rechtlich machbare Maßnah-
me, die es schnellstmöglich, Herr
Minister Schäuble, umzusetzen gilt.

Carsten Schneider *1976
Landesliste Thüringen

Casten Schneider, SPD:

Ein nationaler Abwicklungsfonds 
ist nicht die Antwort

Die als Euro-Krise
beschriebene
Situation im 

Euro-Raum ist
keine Krise der

Währung.

Das, was heute stattfindet,
ist ein Rechtsbruch, ein
kollektiver Rechtsbruch.

Alle haben sich darauf verstän-
digt, den ESM, den wir gerade ge-

schaffen haben, die Regeln, die wir
dort beschlossen haben, einfach
beiseite zu wischen; denn kein
Mensch kann ernsthaft behaupten,
dass eine halbe Insel wie Zypern,
deren größte Bank kleiner ist als
die Hamburger Sparkasse, irgend-
wie systemrelevant für den Wäh-
rungsraum als Ganzes ist. Das ist
absurd. Auch das was die Europäi-
sche Zentralbank fortgesetzt
macht, ist ein kollektiver Rechts-
bruch; denn das, was hier passiert,
ist nichts anderes, als die Rettung
der zypriotischen Notenbank.

Sie hat seit September 2011 der
Laiki Bank 9,5 Milliarden Euro
zur Verfügung gestellt. Sie hat sie
am Leben gehalten. Sie hat dafür
gesorgt, dass Einleger ihr Geld ab-
ziehen konnten, dass sie im Zwei-
fel nicht haften. Letztendlich wird
jetzt die zypriotische Notenbank

herausgeboxt; denn deren ELA-
Kredite werden jetzt auf die Bank
of Cyprus übertragen. Das ist ein
Taschenspielertrick: Nach außen
wird gesagt, dass die Gläubiger
beteiligt werden, aber der größte
Gläubiger, die zypriotische No-
tenbank, wird herausgeboxt. Das
ist das, was hier tatsächlich pas-
siert. Die eigentliche Ursache die-
ser Krise ist aber eine ganz andere,
nämlich eine Krise unseres Geld-
systems, weil wir es nicht schaffen,
das Geldmonopol des Staates ab-
zuschaffen. Letztendlich hat die
Geldpolitik des Staates dazu ge-
führt, dass sich diese Länder über-
schuldet haben, dass sich die Wirt-
schaften überschuldet haben, dass
wir ein Schneeballsystem aus un-
gedeckten Forderungen entwickelt
haben; und diese ungedeckten For-
derungen platzen jetzt.

Die Antwort auf diese Krise kann
eigentlich nur sein, dass wir zu ei-
ner marktwirtschaftlichen Geld-
ordnung kommen, zu einer Geld-
ordnung, die Sparen und Investie-
ren und die Kreditvergabe wieder
in Einklang bringt. Wer Geld aus
dem Nichts produziert, indem er
als Bank auf den Knopf drückt, der
verursacht Blasen,
die immer wieder
platzen.

Jetzt platzt die
Blase in Zypern,
morgen platzt die
Blase in Portugal,
übermorgen in
Frankreich. Das
heißt: Wir stehen
am Anfang dieser
Finanzkrise. Wenn wir immer
mehr Geld in das System pumpen,
dann führt das am Ende dazu –
und das ist das Gegenteil dessen,
was viele hier in diesem Haus wol-
len –, dass diese Währung vor die
Wand fährt. Ihre Existenz wird
nicht von Dauer sein, wenn wir sie
immer wieder mit neuem Geld be-
feuern.

Die Brandstifter in diesem Sys-
tem sind die europäischen Noten-

banken und die Europäische Zen-
tralbank. Herr Draghi tut das Ge-
genteil dessen, was er nach den
Verträgen eigentlich tun muss: die
Preisstabilität des Euro sichern.

Er boxt die Länder heraus. Das,
was in Irland heute passiert, ist das
Gegenteil dessen, was uns jahre-
lang gesagt wurde. Wir haben im-

mer gehört: Irland
ist doch das beste
Beispiel, da läuft es
super. – Aber wenn
es super laufen wür-
de, dann müssten
wir die Laufzeiten
der Kredite nicht
verlängern. Das Ge-
genteil ist der Fall.
Die EZB hat die

Iren herausgeboxt. Am Ende hat
der irische Staat 20 Milliarden
Euro weniger an Zinszahlungen zu
leisten, weil die EZB das Geld
schlicht gedruckt hat. Wer diesen
Weg weitergeht, der wird die Wäh-
rung ruinieren.

(Beifall der Abg. Jens Ackermann

[FDP], Dr. Peter Gauweiler

[CDU/CSU] und Klaus-Peter Willsch

[CDU/CSU])

Frank Schäffler *1968
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Frank Schäffler, FDP:

Hier und heute findet ein 
kollektiver Rechtsbruch statt
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Die Brandstifter
sind die 
europäischen
Notenbanken und
die Europäische
Zentralbank.
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Sie haben auf das hingewiesen, was
in Dublin erörtert wurde. Dass Sie
sagen, die Einführung einer euro-
päischen Bankenaufsicht sei im
Rahmen der europäischen Verträge
noch möglich, das gehe gerade
noch so, aber eine Bankenabwick-
lung sei nicht möglich, sei ein Feh-
ler. Wenn Sie sagen, dass Sie eine
europäische Bankenaufsicht ein-
führen wollen und dass die Euro-
päische Zentralbank die Aufsichts-
funktion wahrnehmen soll, die
aber, so wie Kollege Schäffler eben
gesagt hat – in dem Punkt hat er
recht –, Hauptgläubiger und Kredit-
geber vieler Banken ist, frage ich
mich: Wie soll sie unabhängig
Geldpolitik machen können? Wie
soll sie agieren und eine Bank
schließen können, wenn sie weiß,
dass sie Hauptlasttragende ist?

Deswegen ist es eine Mär, Kollege
Meister, wenn gesagt wird, wir hät-
ten bisher keine – zumindest teil-
weise – Vergemeinschaftung der
Schulden. Wir haben sie über das
System der Europäischen Zentral-
bank: Es sind Liquiditätshilfen in
einem Umfang von 1,4 Billionen
Euro an die Banken vergeben wor-
den – unter Zugrundelegung sehr
niedriger Sicherheitsstandards und
im Übrigen ohne Information des
Deutschen Bundestages. Das findet
quasi in einem vordemokratischen
Raum statt.

Um das wieder in die Hand des
Parlaments zurückzuholen, aber
auch um es möglich zu machen,
große Banken, die die Staaten er-
pressen, abzuwickeln, brauchen wir
einen unabhängigen Aufseher und
vor allen Dingen ein Abwicklungs-

regime. Wir haben weder das eine
noch das andere. Ich kenne keine
Vorschläge, keine Ideen aus dem
Bundesfinanzministerium, die auf-
zeigen, wie das gehen soll. Sie sind
an dem Punkt weit zurückgeblie-
ben. Das führt nicht dazu, dass die
Macht wieder in der Hand des Staa-
tes liegt, sondern dazu, dass der
Markt und die großen Banken uns
erpressen können. Das ist leider die
Situation. Wir Sozialdemokraten
wollen das ändern.

Herr Kollege Meister, Sie haben
das Steuerabkommen mit der
Schweiz und das Thema Steueroa-
sen angesprochen. Wissen Sie, wir
Sozialdemokraten sind dafür, dass
diejenigen, die viel Geld in einem
Land verdient haben, es auch in
diesem Land versteuern. Wir wollen
– dafür kämpfen wir schon seit Jah-

ren, Peer Steinbrück vorneweg – der
Anonymität der Kontenbesitzer den
Garaus machen, zumindest in der
Europäischen Union.

Sie und Ihr Finanzminister haben
uns ein Steuerabkommen mit der
Schweiz vorgelegt. Dadurch wäre
erstens die Anonymität auf Dauer
gesichert worden. Zweitens hätten
die Steuervollzugsbeamten so gut
wie gar nicht mehr kontrollieren
dürfen. Sie hätten das Instrument,
das jetzt auch Sie nutzen, nämlich
CDs, nicht mehr nutzen können.
Dieses Instrument, das ja wirkt, hät-
ten Sie ihnen aus der Hand geschla-
gen. Drittens wären gerade die Ban-
ken, die bisher den Steuerbetrug in
der Schweiz begangen oder beför-
dert haben, diejenigen gewesen, die
unsere Steuern eingezogen hätten.
Dazu haben wir ganz klar Nein ge-

sagt. Die Zeit gibt uns recht. Es war
richtig, dass wir an dieser Stelle hart
geblieben sind.

Dass sich Luxemburg und, wie
ich hoffe, auch Österreich jetzt be-
wegen, ist, glaube ich – ohne zu viel
zu sagen und ohne sich selbst mit
zu vielen Lorbeeren zu schmücken
–, ein bedeutender Punkt. Wichtig
war, dass gute Journalisten – nicht
der Bundesfinanzminister – diese
Offshoreregionen öffentlich ge-
macht haben. Wichtig war auch un-
ser energischer Widerstand gegen
die Wahrung der Anonymität von
Kontenbesitzern in anderen euro-
päischen Ländern. Es muss Schluss
sein mit Dumping. Wer die Solida-
rität erhalten will, muss selbst Soli-
darität leisten.

(Beifall bei der SPD)

Lieber Kollege Carsten
Schneider, du hast ja gerade
– das will ich dir durchaus

zugestehen – in sehr eloquenter
und wortreicher Art und Weise auf
die Frage des Kollegen Otto Fricke
mehr oder weniger nicht geant-
wortet, bzw. deine Antwort zeigte
klar und deutlich, wohin der Weg
von Rot-Grün geht. Ihre Politik im
Hinblick auf die Bankenunion
würde dazu führen, dass deutsche
Sparerinnen und Sparer mit ihrem
Geld für die Einlagen grie-
chischer, portugiesischer oder zy-
prischer Banken haften müssten.

Das unterscheidet uns von der
anderen Seite des Hauses, und bei
dieser Linie bleiben wir konse-
quent.

Lassen Sie mich einen Hinweis
zum letztgenannten Punkt, zu
dem Steuerabkommen, geben.
Lieber Kollege Carsten Schneider,
liebe SPD-Fraktion, Sie alle wis-
sen, dass Steuerhinterziehung
nach zehn Jahren verjährt. Mit Ih-
rer Blockadehaltung haben Sie da-

zu beigetragen, dass Steuerhinter-
zieher ihr Geld nach zehn Jahren
zurückbringen und sich daran er-
freuen können, während wir dafür
gesorgt hätten, dass mindestens 2
Milliarden Euro in die Haushalts-
kasse fließen; auf Dauer betrach-
tet wäre es sicherlich ein wesent-
lich höherer Betrag gewesen.

Das hat die SPD verhindert. Da
müssen Sie sich Ihrer Verantwor-
tung stellen.

Der Satz: „Sie haben sich damit
zum Anwalt der Steuerhinterzie-
her gemacht“, den Michael Meis-
ter vorhin gesagt hat, ist richtig,
und ich wiederhole ihn.

Jetzt zu Zypern. Ich unterstütze
– das will ich vorweg sagen –
nachdrücklich das Hilfspro-
gramm für Zypern. Ich bin froh,
dass sich im Deutschen Bundestag
eine breite parlamentarische Un-
terstützung ab-
zeichnet. Ich will
an dieser Stelle fest-
halten: Die Bundes-
regierung, allen vo-
ran unsere Bundes-
kanzlerin Angela
Merkel und Bun-
desfinanzminister
Wolfgang Schäuble,
hat sehr gut verhan-
delt. Das Ergebnis, das jetzt auf
dem Tisch liegt, entspricht dem,
was wir von Anfang an gefordert
haben. Deshalb ist das ein hervor-
ragendes Verhandlungsergebnis.
Dafür mein großer Dank!

Obwohl sich unsere Bundes-
kanzlerin von Teilen der Bevölke-
rung der Empfängerländer sogar
beschimpfen lassen muss – wir
empfinden das als inakzeptabel –
, muss man sagen: Das ändert
nichts an der Tatsache, dass wir

das Programm für richtig und not-
wendig halten. Deshalb stehen
wir dazu, es hier und heute zu ver-
abschieden.

Für uns gilt weiterhin der
Grundsatz: Europäische Hilfspro-
gramme gibt es nur gegen Kondi-
tionalität. Das ist bei jeder Hilfe
das Grundprinzip. Deshalb wol-
len wir auch für Zypern eine faire
Lastenverteilung. Wenn man das
Programm insgesamt betrachtet,
muss man feststellen: Es ist sogar
so, dass der größere Anteil durch
eine Eigenleistung Zyperns er-
bracht werden muss, und zwar
insbesondere durch die Beteili-
gung der Eigentümer, der Gläubi-
ger und der Einleger zyprischer
Banken, die sich an den Kosten
der Bankenrestrukturierung betei-
ligen müssen. Das ist der richtige
Weg.

Im Übrigen führt
das Programm da-
zu, dass sich der
Bankensektor in
Zypern auf ein er-
trägliches Niveau
verkleinert. Die
Einnahmebasis des
Staates wird ver-
bessert. Die Haus-
ha l t skonso l id i e -

rung wird vorangetrieben. Struk-
turreformen sind im Memoran-
dum of Understanding enthalten.
Wachstum und Wettbewerbsfä-
higkeit sollen gefördert werden.
Das große Problem der Geldwä-
sche wird massiv angegangen,
auch mit unabhängiger externer
Kontrolle. Auch das haben wir
von Anfang an gefordert, und das
ist jetzt so eingetreten.

Unser Finanzminister hat da-
rauf hingewiesen, dass eine

Staatsinsolvenz Zyperns außer
Frage steht. Die Kommission und
die EZB haben zu Recht gemein-
sam festgestellt, dass daraus eine
Gefährdung der Finanzstabilität
für ganz Europa resultieren könn-
te. Deshalb ist es gut und richtig,
dieses Risiko nicht einzugehen.
Wir, die CDU/CSU-Fraktion ins-
besondere, stehen für einen stabi-
len Euro. Wir wollen unseren
Menschen draußen
im Lande versi-
chern können: Ihr
könnt euch auf die
Stabilität des Euro
verlassen! Dafür
beschließen wir
diese Programme.
Dafür treten wir
ein. Das ist unser
Ziel.

Meine Damen und Herren, dass
dieser Weg richtig ist, zeigt sich
auch an Portugal und Irland.
Denn auch die Verlängerung der
Kreditlaufzeiten, also der Rück-
zahlungsverpflichtung für die
Kredite, ist ein weiterer Schritt auf
diesem Weg und zeigt, dass so-
wohl die Empfängerländer als
auch die Garantiegeber dafür ein-
stehen, dass diese Länder mög-
lichst bald von den Rettungsschir-
men unabhängig gemacht wer-
den. Das ist das Ziel unserer Poli-
tik.

Der letzte Quartalsbericht für
2012 zeigt, dass das Defizitziel in
Irland deutlich unterschritten
wird. Bereits 2015 wird Irland
wieder die 3-Prozent-Grenze des
Stabilitätspakts unterschreiten.
Die Schuldenstandsquote in Ir-
land geht weiterhin zurück. Die
Bilanzschrumpfung und die Ver-
besserung der Refinanzierungssi-
tuation sowie der Rentabilität des
Bankensektors schreiten voran. Ir-
land bekommt immer breiteren
Zugang zu den Kapitalmärkten.
Und auch die Strukturreformen
zeigen Wirkung.

Deshalb, meine Damen und
Herren: Wenn das eintritt, was
uns die Experten vorhersagen,

dass nämlich am Ende dieses Jah-
res das Irland-Programm ausläuft,
man zu Deutsch also den Ende
2010 aufgespannten Rettungs-
schirm wieder zusammenklappen
kann, dann werden wir erstmals
die Situation haben, dass diejeni-
gen, die gegenüber unseren Ret-
tungsschirmen immer skeptisch
waren, die sogar dagegen ge-
stimmt haben – die wenigen in

unseren Reihen,
aber insbesondere
die Linke –, von der
Geschichte über-
holt werden. Bei
den Linken ist das
nichts Außerge-
wöhnliches. Das
haben wir schon
mehrfach erlebt.
Aber auch die ande-

ren, die gegen Hilfen für Irland
gestimmt haben, werden am Ende
des Jahres erleben, dass die Ge-
schichte sie revidiert. Ich bin
überzeugt, dass es auch so eintre-
ten wird.

Auch der Blick nach Portugal
zeigt: Portugal ist auf einem guten
Weg, auch wenn dieser etwas
holpriger ist als in Irland, aber sie
sind auf dem richtigen Weg.

Und auch aus Griechenland hö-
ren wir ermutigende Botschaften.
Selbst in Griechenland schreitet
die Haushaltskonsolidierung vo-
ran. Zwischen 2009 und 2012
sind die Primärausgaben um 22
Prozent gesunken. Übertragen auf
Deutschland entspräche das ei-
nem Einsparvolumen von 240
Milliarden Euro. Zu Anfang dieser
Legislaturperiode haben wir ein
Sparpaket in einem Umfang von
80 Milliarden Euro aufgelegt. Dies
hat nicht allen gefallen. Nun muss
man die Sparbemühungen in
Griechenland dazu in Relation
setzen und entsprechend würdi-
gen. Das hat dazu geführt, dass
das Haushaltsdefizit in Griechen-
land von 16 auf 7 Prozent des BIP

Norbert Barthle *1952
Wahlkreis Backnang – Schwäbisch
Gmünd

Norbert Barthle, CDU/CSU:

Jeder hat für seine Spareinlagen
selbst zu garantieren

Die Geldwäsche
wird massiv 
angegangen, auch
mit unabhängiger
externer
Kontrolle.
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Fortsetzung auf Seite 10

Ich hoffe sehr,
dass wir auf
Europa nicht
immer nur durch
die Krisenbrille
sehen müssen.
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gesunken ist. Wenn man die Zins-
ausgaben und die Konjunkturef-
fekte herausrechnet, dann hat der
griechische Staatshaushalt inzwi-
schen sogar einen Überschuss.
Auch Griechenland befindet sich
also auf einem zwar mühsamen,
aber guten und richtigen Weg.

An der Stelle hätte ich mir ge-
wünscht, Herr Steinmeier, dass
Sie, wenn Sie auf europäische Ver-
hältnisse abheben, sich den IWF-
Bericht, aus dem Sie zitiert haben,
etwas genauer angesehen hätten.
Hätten Sie dies getan, dann hätten
Sie festgestellt, dass in diesem
IWF-Bericht – erstens – die

Wachstumszahlen für Deutsch-
land positiver dargestellt werden,
als Sie es getan haben, nämlich
mit 0,6 Prozent für dieses Jahr
und mit 1,5 Prozent für das kom-
mende Jahr. Zweitens hätten Sie
festgestellt, dass das eigentliche
Sorgenkind laut dieses Berichts
Frankreich ist; denn für Frank-
reich werden dort für 2013 ein
Rückgang auf 0,4 Prozent und für
2014 ein Wachstum von 0,9 Pro-
zent festgehalten. Wir alle wären
froh, wenn Frankreich in der Lage
wäre, schon bald wieder das 3-
Prozent-Ziel einhalten zu kön-
nen. Das bereitet uns mehr Sorge,

und das ist in diesem Bericht auch
so enthalten.

Abschließend, meine Damen
und Herren, können wir feststel-
len: Europa bewegt sich. Diese
Krise hat viel dazu beigetragen,
dass positive Kräfte entfaltet wur-
den. Schritt für Schritt werden so-
zusagen die Erziehungsfehler im
Hinblick auf den Euro korrigiert,
werden entsprechende Reformpa-
kete beschlossen; der Fiskalver-
trag und der Stabilitätspakt sind
nur Beispiele dafür. Diesen Weg
werden wir weiter beschreiten.

Das nächste große Thema sind
die Finanzmärkte, ist die Banken-

union. Ich habe eingangs schon
erwähnt, dass wir auch bei der
Bankenunion auf unsere Grund-
prinzipien setzen. Diese Grund-
prinzipien stehen dabei durchaus
im Gegensatz zu dem, was zum
Beispiel die Grünen fordern.
Wenn ich die Rede von Frau Kü-
nast rekapituliere, muss ich fest-
stellen: Es war wieder die Rede da-
von, dass wir – die deutsche Bun-
deskanzlerin, der deutsche Fi-
nanzminister – eine Garantie für
die Spareinlagen auf Zypern hät-
ten abgeben sollen. Genau das
unterscheidet uns von den Grü-
nen. Wir sind der Meinung: Jeder

hat für seine Spareinlagen selbst
zu garantieren, hat eigenständige
Sicherungsfonds aufzulegen. Die-
ser Linie bleiben wir treu.

Meine Damen und Herren, ich
hoffe sehr, dass wir auf Europa
nicht immer nur durch die Krisen-
brille sehen müssen, sondern
bald dazu zurückkehren können,
die positiven Aspekte zu sehen.
Damit wir auf diesem Weg weiter
vorankommen, bitte ich Sie alle,
dem heutigen Abstimmungspaket
zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der FDP)

Herr Kollege Barthle, Herr
Kollege Meister, es muss
Ihnen richtig wehtun,

dass wieder eine rot-grüne Landes-
regierung eine Steuer-CD gekauft

hat und damit Steuerhinterzie-
hern auf der Spur ist; sonst wür-
den Sie dieses Thema hier nicht so
auswalzen und uns vorhalten, wir
würden Steuerhin-
terziehung begüns-
tigen. Nein, das
Gegenteil ist der
Fall.

Da Sie auf das
Abkommen mit
der Schweiz abhe-
ben, das wir zu
Recht, finde ich,
torpediert haben,
möchte ich Ihnen sagen: Wenn
dieses Steuerabkommen in Kraft
getreten wäre, hätte das zu einer
dauerhaften Anonymität von Steu-
erhinterziehern geführt. Deshalb
haben wir dieses Abkommen zu
Recht abgelehnt. Wir wollen ein
europäisches Steuerabkommen,

das alle Länder umfasst und Steu-
erhinterziehung aus der Anonymi-
tät herausholt.

Herr Gysi, Ihre Rede war mehr
als hilflos. 

Da verhandelt ein
kommunis t i scher
Präsident bis De-
zember ein MoU, in
dem all das steht,
was Sie hier vorgele-
sen haben – Stellen-
streichungen, Ein-
griffe in die Bil-
dungsverwaltung,

Eingriffe in Renten, Eingriffe in
den Gesundheitssektor –, wollte
aber gleichzeitig die Steueroase
Zypern erhalten, den riesigen Ban-
kensektor nicht regulieren und
Standards zur Verhinderung von
Geldwäsche nicht durchsetzen.
Wir haben dafür gesorgt, dass die-

ses alles stattfindet: dass der Ban-
kensektor reguliert wird, dass Ban-
ken abgewickelt werden mit Gläu-
bigerbeteiligung, dass Geldwä-
schestandards überprüft werden.
Das haben wir mit unserer Politik
erreicht, und deswegen werden wir
diesem Paket zustimmen können.

Wenn Sie noch nicht einmal be-
reit sind, in dem Fall, dass eine
Bankenabwicklung stattfinden
muss, eine Gläubigerbeteiligung
zuzulassen, dann muss ich mich
schon fragen, was Sie überhaupt
für alternative Kon-
zepte anzubieten
haben, um Banken-
krisen und daraus
folgende Schulden-
krisen zu bewälti-
gen. Dazu haben
wir von Ihnen kein
Wort gehört.

Wir Grünen ha-
ben in der Frage
von Hilfsprogrammen für Zypern
einen klaren Kompass: Die Geld-
wäsche muss bekämpft werden,
der Bankensektor muss verkleinert
werden, Inhaber von Einlagen in
Höhe von über 100 000 Euro müs-
sen beteiligt und herangezogen
werden. 

Dabei geht es gar nicht darum,
Kollege Barthle, dass wir aus
Deutschland heraus Einlagen auf
Zypern sichern, es geht darum,
dass die Euro-Gruppe – mit dem
erfahrenen Bundesfinanzminister
Schäuble an der Spitze – zur Ver-
unsicherung aller Einleger beige-
tragen hat, indem sie auch Einla-
gen unter 100.000 Euro heranzie-
hen wollte – gegen eine europäi-
sche Übereinkunft. Das ist das
Versagen, das wir der Bundesregie-
rung vorwerfen müssen.

Meine Damen und Herren, wir
waren bei Zypern, und ich möch-
te deutlich machen, dass Zypern
bei den Verhandlungen über das
MoU und das Hilfsprogramm sehr
große Schritte gegangen ist. Das
verdient unser aller Respekt; das
will ich an dieser Stelle deutlich
machen.

Es entstehen ja durchaus
Schwierigkeiten, wenn ein Ban-
kensektor plötzlich, über Nacht
sozusagen, drastisch schrumpft,
auf 350 Prozent des BIP. Natürlich

entstehen deshalb für die Bevölke-
rung jetzt ziemliche Härten, durch
eine erhöhte Arbeitslosigkeit und
schrumpfende Einkommen.

Weil wir von Zypern diese Här-
ten erwarten mussten und erwartet
haben, gilt umso mehr, dass wir
jetzt auch – das ist unsere erste
Forderung an die Bundesregierung
– durch Hilfsprogramme des Eu-
ropäischen Rats und durch eine
strukturelle Unterstützung im Be-
reich erneuerbarer Energien und
sektoraler Wachstumsbranchen,

die man jetzt iden-
tifizieren muss, Hil-
fe leisten, damit Zy-
pern ein anderes
G e s c h ä f t s m o d e l l
aufbauen kann.
Aufgrund der euro-
päischen Solidarität
gilt es jetzt, tatsäch-
lich Hilfe zu leisten.
Wir können nicht

nur einfordern, sondern wir müs-
sen jetzt unseren Teil der Solidari-
tät auch zurückgeben.

Unsere zweite Forderung ist,
dass bei der Etablierung der Ban-
kenunion ein europäischer Ban-
kenrestrukturierungsfonds auf
den Weg gebracht wird. Es kann
nicht dabei bleiben, dass nur die
nationalen Bankenfonds für die
Bankenrettung herangezogen wer-
den. Das wird auf Dauer nicht aus-
reichen.

Dann werden wir die Staats-
schuldenkrise nie lösen können.

Ansonsten werden wir dem Pro-
gramm zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Priska Hinz *1959
Landesliste Hessen

Priska Hinz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Zypern muss ein anderes
Geschäftsmodell aufbauen 

Wir haben dafür
gesorgt, dass
Banken mit

Gläubigerbeteili-
gung abgewickelt

werden.
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Gled für Manöver ist noch verhanden: Zypern und Frankreich Mitte April bei einer gemeinsamen Rettungsübung
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Debatte.
Außerdem sprachen: Joachim Spatz
(FDP), Bartholomäus Kalb und Michael
Stübgen  (beide CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
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Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Keine Etablierung
der Bankenunion
ohne Banken-
restruktur-
ierungsfonds auf
den Weg bringen.



Norwegen hat sie. Auch Bel-
gien, Island, Frankreich,
Spanien, Italien und die

Niederlande haben sie. Alle haben
sie: die Frauenquote. Was haben wir?
Wir führen seit dreieinhalb Jahren
eine Diskussion darüber, und wir
haben in dieser Woche eine große
Enttäuschung für die Frauen in die-
ser Republik erlebt.

Sie von der Union haben am
Montag einen Kompromiss be-
schlossen, der mehr ist als eine Ent-
täuschung. Frau Hasselfeldt sagt
ganz offen, sie sei unzufrieden, dass
die Opposition der Union die De-
batte über die feste
Frauenquote aufge-
zwungen hat. Solche
Verfahren sollten
nicht Schule ma-
chen, sagt sie. Außer-
dem sagt sie: Wir
sind davon gar nicht
begeistert.

Daran sieht man,
was passiert ist. Es
war nicht etwa so, dass Sie sich für
einen anderen politischen Inhalt
entschieden haben. Sie sind auch
nicht überzeugt worden. Vielmehr
ist Ihnen etwas aufgezwungen
worden, weil Sie wieder einmal ge-
merkt haben, dass Ihnen die Argu-
mente ausgegangen sind, dass es
peinlich wird und dass Sie damit
nicht durchkommen. Gleichzeitig
tun Sie nichts anderes, als zu ver-
sprechen, zu diesem Thema etwas
in Ihr Wahlprogramm zu schrei-
ben. Aber das Versprechen, dem
Kompromiss, der aus dem Bun-
desrat kommt, zuzustimmen - die-
ses Versprechen haben Sie den
Frauen gegeben –, halten Sie nicht
ein. Sie sind nicht verlässlich, Sie
sind nicht vertrauenswürdig – lei-
der auch die Frauen, die seit drei-
einhalb Jahren mit verhandelt ha-
ben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Sie blockieren hier einen Kompro-
miss, und Sie blockieren zugleich
das, was Viviane Reding, bekannt-
lich eine konservative Kommissarin,
in der EU voranbringen will: eine
Frauenquote, die dafür sorgt, dass
wenigstens ein Anfang gemacht
wird, dass sich die Frauen wenigs-
tens auf diesen Anfang verlassen
können.

Uns ist dieser Kompromiss nicht
leichtgefallen. Aber wir haben ge-
sagt: Wir wollen ihn eingehen. Dazu
haben wir lange Gespräche mit Ih-
nen geführt. Wir wurden dabei un-
terstützt von vielen Frauen aus Ver-
bänden, aus der Wirtschaft und aus
Unternehmen, die deutlich gemacht
haben: Es geht so nicht weiter. Wir
sind diesen Kompromiss eingegan-
gen. Wir haben Ihnen faire Angebo-
te gemacht. Aber dann mussten wir
in dieser Woche erleben: Eine nach
der anderen ist umgefallen. Eine ist
dreimal in drei Tagen umgefallen,
nämlich Ursula von der Leyen.

Am Montag ist sie umgefallen,
weil sie einer Regelung zugestimmt
hat, die sie eigentlich nicht will. Al-
lerdings hat sie gesagt: Ich halte mir
mein Abstimmungsverhalten offen.
Am Dienstag ist sie das zweite Mal
umgefallen und hat gesagt: Ich stim-
me im Bundestag gegen das, was ich

eigentlich unbe-
dingt als ersten
Schritt wollte. Am
Mittwoch ist sie ein
drittes Mal umgefal-
len. Dann hat sie so-
gar gesagt, dass sie
hier gar nicht mehr
zu diesem Thema re-
den will. Das nenne
ich Umfallen, und

zwar zulasten der Frauen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Ich sage Ih-
nen: Das ist nicht verlässlich, das ist
keine Politik für die Frauen, und das
ist schon gar keine moderne Politik,
mit der man die Zukunft dieses Lan-
des gestalten kann.

Nein, Politik ist keine Ich-AG,
sondern Vertrauenssache. Dass Sie
da so bitter enttäuscht haben, werfe
ich Ihnen vor. Dass Kämpferinnen
aus unserer Fraktion wie Renate Kü-
nast und Ekin Deligöz, die in den
letzten dreieinhalb Jahren unzählige
Gespräche mit Ihnen geführt haben,
bereit waren, einen solchen Kom-
promiss einzugehen, geschah doch
nicht aus Wahlkampfgründen. Die
Berliner Erklärung ist von vielen
Frauen und Männern unterschrie-
ben worden, weil sie gehofft und
sich darauf verlassen haben, dass
sich jetzt etwas ändert, dass Sie für
die Sache der Frauen stehen und

dass Sie vor allem stehen bleiben,
dass Sie die Gespräche ernst meinen
und die Frauen nicht an der Nase he-
rumführen. Wir sehen heute: Leider
war das Gegenteil der Fall.

Nun soll die 30-Prozent-Quote ab
2020 festgeschrieben werden. Ich
weiß nicht, wie Sie draußen erklären
wollen, dass 2020 etwas richtig sein
soll, was 2018 falsch ist; aber es wird
ja nicht so kommen.

Warum brauchen wir die Quote?
Wir haben viel darüber diskutiert,
und natürlich ist der Einsatz für die
Gleichberechtigung damit nicht er-
ledigt. Wenn es in Aufsichtsräten ei-
nen Frauenanteil von 3,7 Prozent
gibt und immer noch fast 90 Prozent
der Führungen großer Unternehmen

von Männern gestellt werden, dann
ist ganz klar: Das liegt nicht an der
Qualifikation. Das liegt nicht daran,
dass die Frauen nicht bereit wären.
Das liegt nicht daran, dass keine ge-
eigneten Frauen da wären. Das liegt
daran, dass in alter Gewohnheit An-
zugträger Anzugträger suchen, weil
wir in Deutschland immer noch kei-
ne Quote haben, die dafür sorgt,
dass die guten und qualifizierten
Frauen eine Chance bekommen.

Selbstverständlich ist die Quote in
den Aufsichtsräten nur ein Anfang.
Es ist klar: Wir brauchen bessere Be-
dingungen für Familie und Beruf,
wir brauchen gleiche Bezahlung.

Weil wir Sie ernst nehmen wollen,
haben wir jetzt ein weiteres Angebot
für Sie. Wenn Sie wirklich für die
Quote sind und sie ins Wahlpro-
gramm schreiben wollen – wir blei-
ben bei dem Kompromiss; darüber
haben wir lange verhandelt, und da-
zu stehen wir auch –, dann können
Sie mit Ihrem Abstimmungsverhal-
ten zu dem von uns eingebrachten
Antrag, der genau dem entspricht,

was Sie am Montag verabredet haben,
zeigen, ob Sie es ernst meinen oder
ob das nur für das Papier gewesen ist.

Die Wirklichkeit ändert sich nicht
dadurch, dass die Union etwas in ihr
Parteiprogramm schreibt. Wir könn-
ten hier aufzählen, wie oft Sie das ge-
ändert haben.

Die Wirklichkeit ändert sich durch
Gesetze. Deswegen fordern wir Sie
auf: Stehen Sie wenigstens zu diesem
Minischritt! Stehen Sie wenigstens
zu dem, was Sie am Montag verabre-
det haben! Die Frauen draußen wol-
len das wissen.

Ganz klar und eindeutig bleibt al-
lerdings: Wer wirklich eine gesetzli-
che, eine verbindliche Frauenquote
will und wer auch dafür sorgen will,
dass Frau Merkel zwei Jahre früher
als geplant in den Ruhestand gehen
kann, der wählt am 22. September
Grün – für die Frauen und für eine
bessere Republik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD und der LINKEN)

Katrin Göring-Eckardt *1966
Bundestagsvizepräsidentin

Katrin Göring - Eckardt, Bundestagsvizepräsidentin:

Wir brauchen bessere Bedingungen
für Familie und Beruf

Norwegen hat sie.
Auch Belgien,
Island, Spanien,
alle haben sie: die
Frauenquote. Was
haben wir? 
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Ich finde, es geht auch in der heu-
tigen Debatte darum, deutlich zu
machen, dass wir etwas tun wol-

len, um mehr Frauen in Führungs-
positionen zu haben, und zwar nicht
nur in der Wirtschaft, sondern über-
all, und dass wir wollen, dass Frau-
en Möglichkeiten nutzen können,
um die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf besser hinzubekommen.

In all diesen Bereichen hat diese
Regierungskoalition viel auf den
Weg gebracht, was Sie in Ihrer rot-
grünen Regierungszeit nicht ge-
macht haben.

Heute lese ich in einem Kompak-
tinfo der SPD: „Ohne Quote bewegt
sich nichts“.

Es hat in der Wirtschaft eine frei-
willige Vereinbarung gegeben, dass

man mehr Führungspositionen an
Frauen vergeben will.

Auch wir wollen – das war immer
unsere Position –, dass mehr Frauen
in Führungspositionen kommen,
nicht nur in die Aufsichtsräte – wo-
rum es in Ihrem Antrag geht –, son-
dern auch in anderen Bereichen. Wir
haben jetzt gesagt – das unterschei-
det uns, und das bleibt trotz dieses
Beschlusses so –: Zunächst einmal –
das gilt bei uns durchgehend in un-
serer Politik – setzen wir auf Freiwil-
ligkeit und eigene Festlegungen je
nach Bereich. Wir geben den Unter-
nehmen die Chance, solche Festle-
gungen selber zu treffen.

Falls die Ziele nicht
erreicht werden, wer-
den wir – das haben
wir nun konkret zu-
gesagt, und dazu ste-
hen wir auch – in den
Koalitionsverhand-
lungen und in der
nächsten Legislatur-
periode durchsetzen,
dass ab 2020 eine
Quote kommt.

Bis 2020 lassen wir der Wirtschaft
Zeit; aber dann wird es Ernst, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

In diesem Zusammenhang muss
ich übrigens sagen: Jeder, der die Po-
sition vertritt, dass wir Quoten brau-
chen, muss in dem Bereich, wo er
selber Verantwortung trägt, mit gu-
tem Beispiel vorangehen.

Jetzt weiß ich ja, Frau Göring-Eck-
ardt, dass der baden-württembergi-
sche Ministerpräsident, ein Grüner,
inzwischen nicht mehr gut angese-
hen ist, weil er Sie in Sachen Steuer
kritisiert hat. Dabei hat er nur die
Wahrheit gesagt, nämlich dass man
nicht in die Substanz eingreifen darf.

Dieser Ministerpräsident hat aber
Folgendes gemacht – so weit zu den
Grünen –: Seine Regierung hat zu
Beginn ihrer Regierungszeit 27 neue
Stellen mit B-Besoldung geschaffen;
davon wurden vier an Frauen verge-
ben. Das ist die Frauenförderung ei-
ner grün-roten Landesregierung,
meine sehr verehrten Damen und

Herren.
Dort, wo wir in

Regierungsverant-
wortung sind, ha-
ben wir den Blick
nicht nur auf die
Wirtschaft gerichtet,
sondern auch auf ei-
nen Bereich, der
mindestens ebenso
wichtig ist. Das sind

die Universitäten. Wir haben 2007
mit einem Professorinnenpro-
gramm, das wir 2012 fortgesetzt ha-
ben, dafür gesorgt, dass sich die La-
ge der Frauen bei der Berufung auf
Lehrstühle erheblich verändert hat.
Schon jetzt gehen bei Neubesetzun-

Volker Kauder *1949
Wahlkreis Rottweil – Tutlingen

Volker Kauder, CDU/CSU:

Wir setzen zunächst 
einmal auf die Freiwilligkeit

Fortsetzung auf Seite 12

In all diesen
Bereichen 
hat diese
Regierung viel 
auf den Weg
gebracht.
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Fortsetzung von Seite 11:

Volker Kauder (CDU/CSU)

gen von Lehrstühlen mehr als 25
Prozent an Frauen.

Das ist noch nicht ganz ausrei-
chend; aber in Ihrer Regierungszeit
ist bei diesem Thema gar nichts ge-
schehen, um das einmal klar und
deutlich zu sagen.

Wenn wir uns anschauen, was in
der letzten Zeit vorangegangen ist,
können wir sagen: Mit der Kombina-
tion von eigener Verantwortung, also
freiwilligem Vollzug dessen, was wir
in der Wirtschaft für notwendig hal-
ten, und, falls das nicht funktionie-
ren sollte, einer entsprechenden ge-
setzlichen Quote, sind wir auf einem
guten Weg. Es könnte gut sein, dass
wir auf diesem Weg 2020 schon we-
sentlich weiter sind als wir es mit der
Quote wären, die Sie festlegen wol-
len.

Das wäre ein schöner Erfolg, und
dem dient diese Diskussion auch.

Also: Wir werden diesen Weg ge-
hen, und er wird den Frauen helfen;
davon bin ich überzeugt. Ich habe
zugesagt – und sage dies hier auch
öffentlich –, dass das, was wir jetzt
beschlossen haben, ins Regierungs-
programm kommt.

Das werden wir alle unterstützen,
und dann werden wir auf dem Weg
vorankommen, mehr für Frauen zu
tun, und zwar nicht nur in Auf-
sichtsräten. Auch die Quote der
Frauen in Vorständen hat sich be-
reits verändert. Ihre Aussage, Frau
Göring-Eckardt, dass nichts passiert
sei, stimmt nicht. Bei den neu zu be-
setzenden Stellen in den Aufsichts-
räten wurden in der letzten Zeit
schon bis zu 40 Prozent Frauen ge-
wählt. Das Gerede, ohne Ihre grüne
Quote tue sich nichts, ist also grot-
tenfalsch.

Ich weiß ja, dass die Grünen zu-
nächst einmal dem Staat und nicht
den Menschen vertrauen. Deswegen
müssen mit gesetzlichem Druck Er-
ziehungsprogramme für Erwachsene
umgesetzt werden. Das ist der Weg
der Grünen.

Wir setzen zunächst einmal auf die
Freiwilligkeit. Gleichzeitig kündigen
wir an: Wenn ihr das nicht selber
schafft, dann greifen wir ein. – Bei Ih-
nen geht es zunächst einmal über
Druck und Zwang, und dann sehen
Sie weiter.

Wir haben am Dienstag in unserer
Fraktion und am Montag in unseren
Parteigremien einen entsprechenden
Beschluss gefasst. Es geht im Übrigen
nicht um unser Parteiprogramm,
sondern um unser Regierungspro-
gramm. Darin nehmen wir das auf.
Dann setzen wir das um und tragen
das gemeinsam mit. Das ist ein guter
Tag für die Frauen in unserem Land.

Wir haben formuliert, dass wir bis
zum Jahr 2020 den Unternehmen
die Möglichkeit geben wollen, die
Quote von 30 Prozent zu erreichen,
und wenn sie bis dahin nicht erreicht
wurde, wird sie gesetzlich vorge-
schrieben. Ein solches Gesetz ma-
chen wir gleich zu Beginn der neuen
Legislaturperiode. Das ist unsere kla-
re Aussage.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Lieber Kollege Kauder, Frakti-
onsvorsitzende haben ja gele-
gentlich die Aufgabe, eine ge-

wisse Spannbreite von Positionen
innerhalb der eigenen Fraktion zu
überbrücken. Das ist mir nicht gänz-
lich unbekannt.

Das, was Sie hier eben abgeliefert
haben, Herr Kollege Kauder, war
aber schon ein Meisterstück der be-
sonderen Art.

Davon, wie Sie in einer Rede
gleichzeitig das Ja und das Nein zur
Quote begründet haben, kann ei-
nem schon schwindlig werden.

Herr Kauder, die Menschen, die
uns heute zuhören, wollen nicht län-
ger erleben, wie Sie von den Regie-
rungsfraktionen hier Pirouetten dre-
hen. Sie wollen klare Ansagen. Sie
wollen vor allen Dingen, dass für die
Frauen in unserem Land etwas pas-
siert. Recht haben die Frauen, die das
erwarten.

So wie es ist, kann es nicht blei-
ben. Das sehen auch viele in Ihren
eigenen Reihen so. Frauen werden in
der Wirtschaft immer noch benach-
teiligt. Viel zu wenige steigen in Füh-
rungspositionen auf. In den 200
größten Unternehmen sind nur 13
Prozent der Aufsichtsratsmitglieder
Frauen, in Vorstandsetagen weniger
als 4 Prozent – 4 Prozent! Dabei gibt
es sie, die qualifizierten und inzwi-
schen auch erfahrenen Frauen. Sie
stehen in den Startlöchern; aber in
den Startlöchern werden sie eben
auch stecken bleiben.

Wenn wir in dem bisherigen Tem-
po weitermachen, dann dauert es
nämlich bis zur Mitte des Jahrhun-
derts, bis 40 Prozent der Sitze in
Aufsichtsräten mit Frauen besetzt
sind, und das ist entschieden zu
spät.

Das kann doch nicht Ihr Ernst
sein. Sie wissen oder können wissen:
Das reicht nicht. Das reicht, wie wir
in den letzten Wochen und Monaten
gesehen haben, auch vielen Frauen
aus den Reihen der Koalition nicht;

das sollte auch vielen Männern nicht
reichen.

Wenn Frau Schröder und andere
jetzt mit dem Thema "Selbstver-
pflichtung der Wirtschaft" kommen,
dann kann ich nur sagen: Das ist
nun wirklich keine neue Erfindung.

Darauf haben früher schon ande-
re gesetzt. Aber seitdem sind zwölf
Jahre vergangen, und bewegt hat sich
fast nichts.

Deswegen muss endlich Schluss
sein mit Reden, Lamentieren und
Programmrhetorik. Jetzt müssen Ta-
ten her – und wenn ich von Taten
spreche, dann meine ich nicht die-
sen Flexi-Quoten-Quatsch, den die
sogenannte Frauenministerin ange-
boten hat.

Ich weiß nicht, was mich in dieser
Situation fassungsloser macht: die
Ignoranz, die dahintersteckt, wenn
man das Problem überhaupt nicht
erkennen will, oder aber zu wissen,
was eigentlich zu tun ist, und dann
am Ende, wie ich befürchte, hier im
Hause gegen die eigenen Überzeu-
gungen zu stimmen.

Jetzt wäre Gelegenheit, ich korri-
giere mich: jetzt wäre es eigentlich
Pflicht, in diesem Hohen Hause

Farbe zu bekennen. Das verlangt in
einer solchen Situation Standhaf-
tigkeit. Es ist doch keine Überra-
schung – es war zu erwarten –, dass
das hier nicht ganz einfach über die
Bühne geht. Aber kaum steigt der
Druck im Kessel etwas an, fallen die
Reihen um. Vor allen Dingen fallen
sie auf einen billigen Kompromiss
rein, mit dem Frau Merkel oder wer
auch immer sie in den letzten Tagen
aufs Glatteis geführt
hat.

Statt heute und
hier eine gesetzliche
Regelung zu schaf-
fen, vertrösten Sie die
Frauen in Deutsch-
land mit einer vagen
Ankündigung im
Wahlprogramm, die
– wir haben es eben
von Ihnen noch einmal gehört, Herr
Kauder – die Einführung der Frauen-
quote in 2020 in Aussicht stellt. Wa-
rum nicht gleich auch die Einfüh-
rung eines Mindestlohns für das Jahr
2090?

Das ist doch Heuchelei! Das ist
Volksverdummung, was hier statt-
findet!

Die zeitliche Perspektive – erlau-
ben Sie mir, das zu sagen – ist aber
nur das eine. Noch verrückter ist,
dass Sie den Menschen in diesem
Lande verkaufen wollen, dass Sie die
Einführung der Quote 2020 mit Ih-
rem Wunschpartner, mit der FDP,
durchsetzen wollen.

Sie müssen doch begreifen, dass
die Bekenntnisse zu Schwarz-Gelb
auf der einen Seite und zur Quote
auf der anderen Seite überhaupt
nicht zusammenpassen. Das ist
Heuchelei. Sie wollen die Leute hin-
ter die Fichte führen, und das wer-
den wir Ihnen nicht durchgehen las-
sen.

Nein, ich bleibe dabei: Mit dem,
was Sie hier vorschlagen, lassen Sie
die Frauen im Regen stehen. Sie ste-

hen da wie der Kai-
ser ohne Kleider.
Außer wohlfeilen
Versprechen haben
Sie nichts anzubie-
ten. Ich ahne, dass
die Vorentscheidun-
gen bei Ihnen längst
gefallen sind. Den-
noch gebe ich nicht
auf und appelliere

noch einmal an Ihre Vernunft, an Ih-
ren Mut und auch an Ihre Ehre:

Nehmen Sie sich selbst ernst!
Nehmen Sie die Frauen ernst, und
stimmen Sie unserem Vorschlag zu!

(Beifall bei der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der LINKEN)

Frank-Walter Steinmeier *1956
Wahlkreis Brandenburg an der Havel –
Potsdam-Mittelmark l – Havelland lll –
Teltow-Fläming l

Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD:

Frauen werden in der Wirtschaft
immer noch benachteiligt

Wenn wir in dem
bisherigen Tempo
weitermachen,
dann dauert es
bis zur Mitte des
Jahrhunderts.

©
 L

ich
tb

lic
k 

Zumindest unter den Ampelmännchen steigt die Frauenquote - sogar in Bayern.
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Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ich richte
mich zuerst an die Kolle-

gen von der SPD. Sie fordern die
Wirtschaft auf, hier aktiver zu sein.
Was ist denn in Niedersachsen? Dort
sind von den zwölf Staatssekretären
nur vier weiblich. Ich denke, da hät-
ten Sie die Möglichkeit gehabt, eine
Vorbildfunktion einzunehmen.

Ich weiß gar nicht mehr genau,
wie oft wir in den vergangenen Mo-
naten über die Einführung einer
Frauenquote für Aufsichtsräte ge-
sprochen haben. Heute geht es zum
ersten Mal nicht nur um den Antrag
der Kolleginnen und Kollegen der
Fraktion der Grünen, sondern auch
um einen Beschluss des Bundesrates.
Das ändert aber nichts an der Tatsa-
che, dass wir uns bei den Argumen-
ten im Kreis drehen.

In den letzten Ta-
gen habe ich kein
neues Argument ge-
hört. Das gilt auch
für den internen
Streit bei unserem
Koalitionspartner.
Die Standpunkte
sind klar. Bemer-
kenswert ist aller-
dings, wie die Union ihre Reihen ge-
schlossen hat. Ich staune über die
politische Kultur bei unserem Koali-
tionspartner.

Es ist schon bemerkenswert, wenn
eine Minderheit plötzlich Parteitags-
beschlüsse kippt. Ich bin gespannt,
was der nächste Parteitag letztlich
beschließt.

Wir Liberale sind jetzt also die ein-
zige Fraktion im Bundestag, die Un-
ternehmen nicht per Gesetz zwingen
wird, einen festen Anteil Aufsichts-
ratsposten an Frauen zu vergeben. Es
gibt aber auch in unserer Fraktion ei-
nige wenige Kolleginnen, die eine
Quotierung befürworten. Die große
Mehrheit meiner Fraktion lehnt die-
se Form der Zwangsregulierung aber
ab.

Wir werden die Unternehmen je-
denfalls nicht unter Androhung von

Strafen zur Quote verdonnern. Wir
wollen nicht Teil einer Regierung
sein, die Unternehmen immer wie-
der neue Vorschriften macht.

Deshalb will ich hier der Wirt-
schaft ganz klar sagen: Sie stehen
nicht auf verlorenem Posten. Wir
werden nicht stillschweigend zulas-
sen, dass Ihnen im rauen Wettbe-
werb ein wichtiges Stück Freiheit ge-
nommen wird.

Wir sehen doch, welche Klimmzü-
ge vor allem börsennotierte Unter-
nehmen machen, seit das Schreckge-
spenst Quote die Runde macht. In-
sofern kann ich der Quotendebatte
und dem damit verbundenen Druck
auf die Personaler durchaus etwas
Positives abgewinnen.

Nie zuvor suchten Headhunter so
gezielt nach weiblichen Führungs-
kräften, und das ist auch gut. Denn
natürlich gibt es genügend Frauen,
die qualifiziert für Aufsichtsräte und
Vorstandsposten sind. Es steht außer
Frage, dass nicht nur in Aufsichtsrä-
ten, sondern auch in Vorständen
und Führungspositionen zu wenige
Frauen vertreten sind. Es steht auch
außer Frage, dass die Wirtschaft lei-
der erst sehr spät reagiert hat. Es ist
nicht erst seit gestern so, dass Frau-
en gewaltig auf dem Vormarsch sind,
dass viel mehr Frauen als noch vor
20 Jahren Karriere machen wollen
und zudem – statistisch gesehen –
die besseren Abschlüsse präsentie-
ren, wenn sie sich bewerben.

Auch der Fachkräftemangel ist
kein Phänomen, das
plötzlich vom Him-
mel gefallen ist. Die
Wirtschaft hat auch
in den mittleren
Ebenen, also nicht
nur bei den Spitzen-
funktionen in Un-
ternehmen und Ver-
bänden, die Frauen-
frage viel zu spät auf-

gegriffen. Diesen Vorwurf muss sich
die Wirtschaft gefallen lassen. Die
Familienunternehmen zeigen schon
lange, wie es geht. Hier sind Frauen
in Führungspositionen selbstver-
ständlich.

Dennoch bleibt festzuhalten: Für
Aufsichtsräte braucht Deutschland
keine Regelung; denn hier ist Bewe-
gung. Deshalb ist es völlig unver-
ständlich, warum ausgerechnet jetzt,
wo es eindeutig den Trend hin zu
mehr Frauen in Schlüsselpositionen
gibt, das Geschacher um eine gesetz-
liche Quote weitergeht. Ganz ohne
Gesetz und noch bevor das Super-
wahljahr überhaupt begonnen hat,
sind heute – hören Sie bitte einmal
zu! – mehr als 20 Prozent der DAX-
30-Aufsichtsräte Frauen, sagte gera-
de Klaus-Peter Müller, Aufsichtsrats-
vorsitzender der Commerzbank und

Chef der Regierungskommission für
gute Unternehmensführung in ei-
nem Interview. Selbst die Initiative
„Mehr Frauen in die Aufsichtsräte“,
FidAR, stellt in der neuesten Bilanz
fest, der Druck auf börsennotierte
Unternehmen, mehr Frauen in Auf-
sichtsräte und Vorstände zu bringen,
zeige Wirkung. Demnach haben seit
Januar 2011 33 der 160 börsenno-
tierten Unternehmen erstmals in ih-
rer Geschichte eine Frau in die Kon-
trollgremien berufen.

Von neu zu besetzenden Auf-
sichtsratsposten wurden 2012 rund
40 Prozent an Frauen vergeben. Das
ist noch kein Meilenstein, aber den-
noch ein klarer Trend.

Da muss die Frage erlaubt sein,
aus welchem Grund und mit wel-
chem Politikverständnis nun doch
noch eine Quote für Aufsichtsräte
her muss. Wir sollten die Kirche im
Dorf lassen und bei den Aufsichtsrä-

ten und Vorständen dem Ganzen ein
bisschen mehr Zeit lassen. Im Deut-
schen Corporate Governance Kodex
für Standards zur Unternehmens-
führung ist die Förderung von Frau-
en bekanntlich festgeschrieben; wir
müssen den Kodex allerdings noch
etwas wirken lassen. Die Unterneh-
men sind weiter in der Pflicht. Hier
werden wir den Finger in die Wunde
legen.

– Selbstverständlich. – Vor allem
beim Führungskräftenachwuchs
gibt es Handlungsbedarf. Nicht die
oberste Hürde ist die schwerste,
sondern die darunter. In der zwei-
ten Ebene müssen mehr Frauen im
operativen Geschäft gefördert wer-
den.

Die FDP-Fraktion wird heute also
wieder gegen gesetzlich verordnete
Quoten stimmen. Quoten sind auf
Ergebnisgleichheit ausgerichtete
Vorgaben und nichts anderes als
Planwirtschaft.

Dieser Kollektivismus steht im
krassen Widerspruch zu unserer frei-
heitlichen Gesellschaftsordnung.

Ich ganz persönlich, als Liberale
von Grund auf, glaube einfach nicht
an von oben erzwungene Vorgaben.
Leistungsbereitschaft wird sich aus-
zahlen.

Es ist doch das ureigenste Interes-
se der Unternehmen, nach den Bes-
ten Ausschau zu halten und nicht
nach Frauen, weil sie zahlenmäßig
als Nächstes dran sind.

Noch eines zum Schluss: Die
ganze Debatte um die Einführung
von Frauenquoten geht total am
Willen der Bevölkerung vorbei.
Das Institut für Demoskopie Al-
lensbach hat gerade Frauen und
Männer gefragt, was der Staat tun
sollte, um Chancengerechtigkeit -
über die sollten wir reden – zu för-
dern. Das Ergebnis ist eindeutig.
An erster Stelle, mit 71 Prozent,
wird eine bessere Vereinbarkeit
von Familie und Beruf gefordert.
Mit lediglich 18 Prozent liegt die
Einführung einer Quote für Spit-
zenpositionen abgeschlagen auf
dem letzten Platz der Wünsche der
Befragten. Das sollte doch nach-
denklich machen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die FDP-Fraktion ist für die Förde-
rung aller Frauen und nicht nur für
die kleine Gruppe der Frauen in Auf-
sichtsräten. Wir werden deshalb den
Bundesratsbeschluss wie auch den
Antrag der Grünen ablehnen.

(Beifall bei der FDP)

Nicole Bracht-Bendt *1959
Landesliste Niedersachsen

Nicole Bracht-Bendt, FDP:

Frauenquote würde Unternehmen
wichtiges Stück Freiheit nehmen

Wir werden die
Unternehmen
jedenfalls nicht
unter Androhung
von Strafen zur
Quote zwingen.
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In der Fraktion Die Linke im Bun-
destag gibt es 42 Frauen und 33
Männer,

in der Fraktion der FDP im Bun-
destag gibt es 24 Frauen und 69
Männer. Ich sage Ihnen, Frau Bracht-
Bendt: Wenn das, was Sie hier gera-
de vorgetragen haben, Ihre Auffas-
sung bleibt, wird sich daran niemals
etwas ändern.

Der Druck zur Einführung einer
gesetzlichen Quote für Frauen in
Aufsichtsräten ist kein Erfolg einer
Partei, sondern sehr vieler Frauen
und eher weniger Männer, die seit
Jahren in Verbänden, Universitäten,
Zeitungsredaktionen und Unterneh-
men kämpfen. Eine Initiative möch-

te ich besonders hervorheben: die
„Berliner Erklärung“. Frauen aus vie-
len Verbänden und aus allen fünf
Bundestagsfraktionen, unterstützt
von Zehntausenden, haben sich dort
zusammengefunden. Heute hätten
wir die Chance für eine gesetzliche
Frauenquote in Aufsichtsräten ge-
habt. Sie wird wohl verspielt werden.
Aber der Druck des Bündnisses „Ber-
liner Erklärung“ für – jetzt zitiere ich
wörtlich – „eine gerechte Gesell-
schaft, die Frauen und Männern die
gleichen Verwirklichungs- und Teil-
habechancen auch praktisch ein-
räumt“, wird noch deutlich zuneh-
men.

Sie, Herr Kauder, haben gesagt –
Herr Brüderle vertritt die gleiche Auf-
fassung –, dass man keine zwangs-
weise Erziehung der Erwachsenen
staatlich durchführen sollte. Herr
Kauder, Herr Brüderle, wenn es oh-
ne gehen würde, müssten wir in
Wirtschaft, Politik und Kultur eine
ganz andere Zusammensetzung ha-
ben. Die haben wir aber nicht, und
deshalb brauchen wir endlich die
Quote.

Der Antrag aus dem Bundesrat,
initiiert vom Hamburger Senat, ist
nicht so überwältigend. Mein Gott!
Eine Quote von 20 Prozent, und das
erst im Jahre 2018, ist der Kompro-
miss. Das bedeutete für die 30 gro-
ßen DAX-Unternehmen gerade ein-

mal 44 Frauen mehr. Darum ma-
chen Sie ein Gesums, als ob das Gan-
ze das Ende der Bundesregierung
und des Abendlandes bedeuten wür-
de.

Aber ich sage Ihnen: Sie haben so-
gar in beiden Punkten recht. Nicht
nur deshalb, aber auch deshalb wird
die Bundesregierung tatsächlich ab-
gewählt werden. Das Abendland
geht insoweit unter, als es in ihm ty-
pisch war, Frauen die Entscheidun-
gen innerhalb der Wohnungen und
Männern die Entscheidungen außer-
halb der Wohnungen zuzuweisen.
Auch das muss ein Ende nehmen.
Meine lieben konservativen Herren,
ich sage Ihnen das ganz offen: Diese
Zeit ist vorbei.

Ich sagte schon, die Initiative aus
dem Bundesrat ist eher unzurei-
chend. Aber sie wäre dennoch ein
erster Schritt hin zu einer gesetzli-
chen Frauenquote, der berühmte
Fuß in der Tür, der sie öffnet. Ich sa-
ge das heute auch selbstkritisch. Das
Lebenspartnerschaftsgesetz war auch
der berühmte Fuß in der Tür. Seit-
dem haben sich die Dinge bis hin
zur Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts entwickelt. Deshalb
ärgere ich mich noch heute über
mich selbst, dass ich mich damals

Dr. Gregor Gysi *1948
Wahlkreis Berlin-Treptow-Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Wir wollen schneller 
und mehr Gleichstellung

Fortsetzung auf Seite 14
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Fortsetzung von Seite 13: Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE)

der Stimme enthalten habe. Ich hät-
te zustimmen sollen, weil man das
Öffnen einer Tür immer unterstüt-
zen muss. Sie geht dann von allein
immer weiter auf.

Es geht doch nicht um die eher
marginalen Interessen gutverdienen-
der Managerinnen, die in die obers-
ten Chefetagen wollen, obwohl auch
das schon eine unterstützenswerte
Forderung ist. Es geht um die gesell-
schaftliche Bewertung sogenannter
Frauen- und Männerarbeit, das Auf-
brechen von Rollenstereotypen und
die gleichberechtigte Teilhabe in Po-
litik, Wissenschaft, Wirtschaft und
Kultur. Mich stört nicht nur, dass die
Forderung „Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ in unserer Gesellschaft
nicht durchgesetzt ist, sondern mich
stört auch, dass die Forderung „Glei-

cher Lohn für gleichwertige Arbeit“
noch gar nicht genügend erhoben
wird.

Sogenannte Frauenarbeit ist im-
mer weniger wert. Ich weiß, dass der
Stahlarbeiter eine
harte Arbeit leistet,
und er soll gut ver-
dienen. Aber die OP-
Schwester leistet eine
genauso harte Arbeit,
und sie soll genauso
gut verdienen. Das
müssen wir endlich
durchsetzen.

Es geht um eine ge-
rechte Teilhabe im Berufsleben. Die
erfordert dann allerdings auch eine
gerechte Teilhabe in der Familie, in
der Partnerschaft, gegenüber Kin-
dern und anderen Angehörigen und

im Haushalt. Das wollen Sie verhin-
dern, Herr Kauder und Herr Brüder-
le?

Es gibt Frauen in der Union, die
sich für das Gesetz einsetzen woll-

ten. Die haben Sie
so unter Druck ge-
setzt, dass die sich
heute nicht trauen,
dafür zu stimmen.
Was bekommen Sie
dafür? Statt eines
Gesetzes ein Stück
Papier. Ich sage Ih-
nen: Was Sie in Ihr
Wahlprogramm hi-

neinschreiben, steht noch nicht im
Koalitionsvertrag; da hat Herr Stein-
meier völlig recht. Sie rufen überall,
Sie wollen die Koalition mit der FDP
fortsetzen, und die sagt: So etwas

kommt gar nicht in den Vertrag der
Regierungskoalition. Also ist das
doch für nichts, Frau von der Leyen.
Dafür geben Sie das auf? Sie hätten
heute wirklich einmal Courage be-
weisen müssen, statt so ein Stück-
chen Papier.

Selbst wenn es im Koalitionsver-
trag steht – wir kennen das ja von der
Angleichung der Rentenwerte Ost
und West –, streichen Sie es dann
hinterher, und es findet nicht einmal
statt.

Ich glaube, die Frauen aus der
Union und auch aus der FDP, die
jetzt umgekippt sind, werden sich
später schwere Vorwürfe machen.
Immerhin haben die CDU-Minis-
terpräsidentin aus dem Saarland
und der CDU-Ministerpräsident aus
Sachsen-Anhalt im Bundesrat zuge-

stimmt. Die hatten mehr Mumm;
das muss ich einmal ganz klar sa-
gen.

Der Kompromiss des Bundesrats-
entwurfs ist doch nicht nur für die
Konservativen ein weiter Weg, son-
dern aus umgekehrter Richtung auch
für uns; denn wir wollen schneller
und mehr Gleichstellung. Wir haben
heute aber die Chance, ein Zeichen
gegen die anhaltende Diskriminie-
rung der weiblichen Bevölkerungs-
mehrheit zu setzen.

Ich sage Ihnen am Schluss: Frau
Merkel, Herr Kauder, Herr Brüderle,
es ist schlimm, dass Sie heute Frau-
en zwingen, gegen Frauenrechte zu
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben heute
die Chance, ein
Zeichen gegen die
Diskriminierung
von Frauen 
zu setzen.

Es ist schon dreist, wie sich SPD
und Grüne hier präsentieren.
Sie waren es doch, die 2001

das Thema „Frauen in Führungspo-
sitionen“ in einen zehn Jahre langen
Dornröschenschlaf versetzt haben.

Sie waren es, die rot-grüne Bun-
desregierung, die 2001 mit den Ar-
beitgeberverbänden einen Handel
abgeschlossen hat, der nur ein einzi-
ges Ziel hatte, nämlich die Frauen ru-
higzustellen.

Das, was Sie, Herr Steinmeier, uns
eben wieder tränenreich als geschei-
terte Selbstverpflichtung der Wirt-
schaft verkauft haben, war in Wahr-
heit ein Deal auf dem Rücken der
Frauen.

Ich lese Ihnen gerne einmal vor,
was Gerhard Schröder damals mit
viel jovialem Schulterklopfen als rot-
grüne Selbstverpflichtung präsen-
tiert hat:

Die Spitzenverbände der Wirt-
schaft sagen zu, ihren Mitgliedern
betriebliche Maßnahmen zur Ver-
besserung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern … zu
empfehlen.

Na, Donnerwetter!

Das kann man sich ja richtig vor-
stellen, wie da der Herr Hundt dem
Herrn Ackermann begegnet und
sagt: „Du, ich empfehle dir da mal
‘ne Maßnahme.“

Meine Damen und Herren, das ist
einfach nur naiv.

Schmutzig wurde dieser Deal aber
dann durch die Gegenleistung der
rot-grünen Bundesregierung. Ich zi-
tiere noch einmal:

… wird die Bundesregierung kei-
ne Initiative ergreifen, um die Chan-
cengleichheit von Frauen und Män-
nern in der Privatwirtschaft auf ge-
setzlichem Wege zu erreichen.

Meine Damen und Herren, was
Sie damals gemacht haben, war
nichts anderes als ein Stillhalteab-
kommen zulasten der Frauen.

Außerdem behaupten Sie perma-
nent, das seien damals Selbstver-
pflichtungen von Unternehmen ge-
wesen. 

Ich sage Ihnen, wie viele Unter-
nehmen da unterschrieben haben:
null, kein einziges Unternehmen.
Sie haben sich mit unverbindlichen
Absichtserklärungen auf Funktio-
närsebene zufriedengegeben, und
Sie haben kein einziges Unterneh-
men direkt in die Pflicht genom-
men.

Die Behauptung, es gebe seit 2001
Selbstverpflichtungen von Unter-
nehmen, ist schlichtweg falsch.

Erst seit 2011 gibt es konkrete Ziel-
vorgaben von Unternehmen, näm-
lich seitdem ich das eingefordert ha-
be, und diese Methode wirkt, meine
Damen und Herren

Aber was tun Sie denn, wenn Sie
konkret etwas zu sagen haben?

Beispiel VW. 
Das Land Niedersachsen kann

zwei Plätze im Aufsichtsrat dieses
Unternehmens besetzen. Und wen
hat die neue rot-grüne Landesregie-

rung auf diese Plätze gesetzt? Zwei
Männer!

Wenn Sie nur eine einzige Frau da-
für genommen hätten, dann läge die
Frauenquote im VW-Aufsichtsrat
heute schon dort, wo sie nach dem
von Hamburg in den Bundesrat ein-
gebrachten Gesetzesantrag 2018 sein
soll.

Was Sie hier inszenieren, das ist
einfach scheinheilig und verlogen,
meine Damen und Herren!

Nächstes Beispiel: öffentlicher
Dienst. Die rot-grüne Landesregie-
rung hat drei Polizeipräsidien neu

besetzt. Die Präsidenten dieser Poli-
zeipräsidien waren zwei Männer
und eine Frau.

Als erste Amtshandlung hat Rot-
Grün sie abgesetzt und ersetzt durch
– Sie ahnen es – drei Männer.

Da hat sich eine Frau in dieser
Männerdomäne nach oben ge-
kämpft, und was machen Sie? Sie ha-
ben nichts Besseres
zu tun, als sie durch
einen Mann zu er-
setzen, damit die in
den Spitzenpositio-
nen wieder unter
sich sind!

Ein letztes Bei-
spiel? Gerne! Der
Hamburger Geset-
zesantrag betrifft
zum Beispiel auch den Aufsichtsrat
von Borussia Dortmund, einem bör-
sennotierten Unternehmen im
CDAX. In diesem Aufsichtsrat sitzt

der Kanzlerkandidat Peer Steinbrück
zusammen mit – Sie ahnen es – fünf
anderen Männern.

Dann fragen Sie Herrn Steinbrück
doch mal hier und jetzt, ob er denn
bereit ist, seinen Posten im Auf-
sichtsrat für eine Frau zu räumen!
Das wäre doch mal ein Zeichen, dass
er es ernst meint, meine Damen und

Herren!
Im Moment kann

man Ihre Frauenpoli-
tik leider nicht ernst
nehmen. Sie schei-
tern an Ihren eigenen
Ansprüchen. Sie glau-
ben, damit ein Wahl-
kampfthema gefun-
den zu haben und die
Koalition zu spalten.

Damit werden Sie auch heute schei-
tern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Kristina Schröder *1977
Bundesministerin

Dr. Kristina Schöder, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend:

Warum gibt Steinbrück Platz in
Aufsichtsrat nicht an eine Frau ab?

Erst seit 2011 gibt
es konkrete
Zielvorgaben von
Unternehmen,
weil ich das ein-
gefordert habe.
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Die Deutsche Telekom will bis 2015 30 Prozent Frauen in mittleren und oberen Führungspositionen besetzen.
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Frau Schröder, das war unter Ni-
veau. Frau Schröder, wir sind
hier nicht in einer Märchen-

stunde. Sie sind die Bundesministe-
rin für Frauen, auch wenn wir es
manchmal überhaupt nicht glauben
mögen, dass „Frauen“ im Titel Ihres
Ministeriums vorkommt. Wir sind
auch nicht im Jahr 2001, sondern
wir sind zwölf Jahre weiter.

Genau das, Frau Schröder, zu was
die Bundeskanzlerin und Ihr Frakti-
onsvorsitzender Sie jetzt zwingen, ist
das, was Sie so bezeichnet und uns
von Rot-Grün vorgeworfen haben:
ein Stillhalteabkommen zulasten
der Frauen.

Frau Schröder, Sie haben als Mi-
nisterin wirklich alles getan, um die
Quote zu verhindern.

Sie haben die Flexi-Quote erfun-
den, um eine ordentliche Quote, die
Frauen in Führungspositionen
bringt, zu verhindern.

Sie haben nicht einmal die Flexi-
Quote vorgelegt.

Sie haben nämlich gar nichts vor-
gelegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
diese Koalition und diese Bundesre-
gierung haben nicht einen einzigen
Vorschlag gemacht, sei er auch noch
so klitzeklein, wie wir es schaffen,
den Anteil von Frauen in Führungs-
positionen zu erhöhen. Nicht einen!

Kein einziger Antrag, kein Ver-
such, mit uns gemeinsam etwas auf
den Weg zu bringen! Nichts!

Einfach gar nichts haben Sie vor-
gelegt!

Wissen Sie was, liebe Kolleginnen
und Kollegen von der CDU, von der
CSU und von der FDP? Wir machen
Ihnen heute ein ernsthaftes und, wie
ich finde, unschlagbares Angebot,
für mehr Frauen in großen deut-
schen Unternehmen zu stimmen.
Ich finde, es ist ein ziemlich gutes
Angebot, das wir Ihnen machen. Sie
könnten heute die Gelegenheit nut-
zen, zu zeigen, dass auch Sie wollen,
dass Frauen eine faire Chance be-
kommen, gleichberechtigt mit Män-
nern große deutsche Unternehmen

zu leiten, und dass Sie Frauen das zu-
trauen. Ich bedauere wirklich, dass
Sie das Angebot ausschlagen, ob-
wohl ich persönlich nicht eine Mi-
nute damit gerechnet habe, dass Sie
zustimmen. Trotzdem ist das scha-
de, nämlich schade für die Frauen,
meine Damen und Herren.

Sie veranstalten hier ein unwürdi-
ges Gezerre, einen Klamauk mit Ih-
rem Wahlprogramm.

Ich darf einmal die Frage stellen,
Frau Bundeskanzlerin und Herr
Fraktionsvorsitzender Kauder: Wer
beschließt eigentlich in Ihrer Partei
über ein Wahlprogramm?

Haben die Delegierten eigentlich
noch ein Wörtchen mitzureden,
oder machen das nur drei Personen
unter sich aus?

Nun muss ich mich nicht um Ihre
innerparteiliche De-
mokratie sorgen,
aber das, was mich
wundert, ist, dass die
Couragierten, die ich
in Ihren Reihen auch
kennengelernt habe,
sich damit vertrösten
lassen. Das ist in der
Tat ein Stillhalteab-
kommen zulasten
der Frauen. Es waren vier verlorene
Jahre - es sind fast vier Jahre - für die
Frauen. Das bedauere ich wirklich
sehr.

Frau Bundeskanzlerin, ich zitiere
Sie einmal. Am 8. Februar 2011 be-
zeichneten Sie die niedrige Anzahl
weiblicher Führungskräfte in Chef-
etagen als Skandal. Vor Vertreterin-
nen und Vertretern von Wirtschafts-
verbänden und Gewerkschaften kri-
tisierten Sie, dass trotz der Selbstver-
pflichtung der Wirtschaft aus dem
Jahr 2001 keine nennenswerten Ver-
besserungen eingetreten seien. Und,
Frau Bundeskanzlerin, Sie sagen:
„Seien Sie kreativ, sonst werden wir
kreativ sein.“

Also, Kreativität kann ich auf die-
ser Seite des Hauses nun einmal
überhaupt nicht erkennen.

Dann – in der Woche rund um
den Internationalen Frauentag; wir
erinnern uns gut – ergeht eine Wei-
sung der Bundeskanzlerin höchst-
persönlich, gegen den Vorschlag von
Viviane Reding zu sein, auf der euro-
päischen Ebene Frauenquoten auf
den Weg zu bringen. Das Interessan-
te ist, die Argumentation der Bun-
desregierung ist, jeder Mitgliedstaat
soll das bitte selbst machen, und
Europa soll sich heraushalten. Ja,
bitte, was erleben wir denn hier? Je-
der Mitgliedstaat soll das selbst ma-
chen. In Deutschland: Fehlanzeige!

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir haben hier einen Hand-
lungsauftrag. Ich weiß, das ist schon

oft bemüht worden, aber ich möch-
te es noch einmal sagen: Wir haben
aus Art. 3 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes eine Verpflichtung. Wir
können hier nicht das machen, was
wir wollen, und wir können das
auch nicht unter beliebiges Partei-
kalkül stellen, sondern wir haben ei-
nen Handlungsauftrag. Wir haben
gesehen: Die freiwillige Vereinba-
rung hat nichts gebracht. Also müs-
sen wir hier zu einer Regelung kom-
men. Wir brauchen endlich eine ver-
pflichtende gesetzliche Quote für
die großen deutschen Unterneh-
men, die dafür sorgt, dass die tollen
Frauen, die wir im Land haben, end-
lich an die Plätze kommen, die ih-
nen zustehen.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, es ist das

dümmste Argument,
das wir in der Debat-
te immer wieder hö-
ren, dass ungeeigne-
te Frauen auf Spit-
zenposten kommen.

Glaubt eigentlich
irgendjemand, dass
die Tatsache, dass 96
Prozent der Vor-
standsposten mit

Männern besetzt sind, irgendetwas
mit der Qualifikation zu tun hat?
Glaubt das eigentlich irgendjemand
ernsthaft hier in diesem Haus?

Glaubt irgendjemand, dass 4 Pro-
zent Frauen ein Ergebnis von „Bes-
tenauslese“ sind? Glaubt das je-

mand hier in Ihren Reihen? Das ist
doch wohl großer Quatsch. Meine
Damen und Herren, was ist das für
ein Signal an die vielen tollen Frau-
en in unserem Land, wenn wir ih-
nen sagen, Bestenauslese führt da-
zu, dass 96 Prozent Männer in Vor-
ständen sitzen? Das ist indiskutabel.

Ich möchte gern Thomas Sattelber-
ger zitieren. Ihn hatten wir bei unserer
Anhörung im Rechtsausschuss, die wir
gemeinsam mit dem Ausschuss für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend
durchgeführt haben. Thomas Sattel-
berger hat ein Zitat gebracht, und ich
schließe mich dem uneingeschränkt
an, auch wenn ich nicht dabei bin. Er
hat gesagt: „Karrieren
werden beim Pinkeln
entschieden.“

Thomas Sattelber-
ger muss es wissen,
und ich glaube, dass
das stimmt, auch
wenn, wie gesagt, ich
nicht dabei bin.

Meine Damen
und Herren, ich sage
es noch einmal: Wir haben hier ei-
nen Handlungsauftrag. Sie hätten
heute die Chance, hier eine gute Ent-
scheidung zu treffen.

Ich will noch ein weiteres dum-
mes Argument aufgreifen – Sie, Herr
Kauder, haben es wiederholt –: Es
wird immer gesagt, es erledigt sich
alles von selbst, wenn wir erst ein-
mal etwas für Familie und Beruf ge-
tan haben. Da stelle ich einmal fest:
Erstens tut die Bundesregierung
überhaupt nichts für die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, und
auch diese Koalition ist nur auf die
Idee des Betreuungsgeldes gekom-
men. Das hilft den Frauen nun wahr-
lich nicht weiter.

Zweitens, meine Damen und Her-
ren, ist es auch so: Wenn es richtig

wäre, dass es einzig und allein an der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
hinge, dann säßen – das ist nicht
schön – aber wenigstens viele Kin-
derlose in den Vorstandsetagen, in
den Vorständen und Aufsichtsräten.
Das ist auch nicht der Fall. Das heißt,
es kann überhaupt nicht an dem
Thema Vereinbarkeit von Familie
und Beruf liegen, sondern es liegt
daran, dass es eine systematische
Diskriminierung von Frauen ist.

Meine Damen und Herren, ich bin
auch der Auffassung, dass sich beim
Thema Vereinbarkeit von Familie und
Beruf viel ändert, wenn wir mehr Frau-
en in Führungspositionen haben,

weil, wie wir wissen,
sich dann in den Be-
trieben selbst viel än-
dert. Diese Frauen
sind dann Vorbilder
für die Vereinbarkeit
von Familie und Be-
ruf, die auch an den
Rahmenbedingungen
viel ändern können.

Wenn ich das
nächste Mal zur Quote rede, wer-
den wir sie beschließen; das wer-
den die vielen klugen Frauen in un-
serem Land am 22. September gut
entscheiden; sie beobachten ja ge-
nau, wer hier etwas für die Gleich-
berechtigung von Frauen tut und
wer nicht. Aber trotzdem ein aller-
letzter Appell: Geben Sie sich einen
Ruck! Stimmen Sie heute mit! Wir
machen ein wirklich gutes Ange-
bot. Das können Sie annehmen.
Ich bedaure es sehr, wenn Sie es
nicht tun. Wir sehen uns aber wie-
der, und dann beschließen wir die
Quote.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der LINKEN)

Eva Högl *1969
Wahlkreis Berlin-Mitte

Dr. Eva Högl, SPD:

Wir haben hier 
einen Handlungsauftrag

Wir haben 
aus Artikel 3
Absatz 2 Satz 1
des Grund-
gesetzes eine
Verpflichtung.
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In vielen vermeintlichen Männer-Berufen arbeiten heute immer mehr Frauen.
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Glaubt irgend-
jemand, dass vier
Prozent Frauen
ein Ergebnis von
„Bestenauslese“
sind?  
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Erlauben Sie mir vorweg eine
Anmerkung zu der Art und
Weise, wie hier diskutiert

wird: Wenn ausgerechnet Herr
Steinmeier und Herr Gysi den Kol-
leginnen insbesondere in der
CDU/CSU-Fraktion Ehre abspre-
chen, Ehrlosigkeit attestieren, ist
das, wie ich finde, ein Unding. Den
Kolleginnen, die bei einer politi-
schen Gesamtabwägung zu einem
anderen Ergebnis kommen als Sie,
die Ehre absprechen zu wollen, das
ist das Gegenteil von Anstand, Kol-

legialität und Parlamentarismus.
Das finde ich unsäglich.

Zweite Anmerkung: Wir hatten
hier schon viele Debatten. Ich werde
aber nicht müde, das Argument – Sie
kennen es – zu erwähnen: Die empi-
rische Überprüfung Ihrer Theorie,
dass sich etwas in der Gesellschaft
ändere, wenn wir bei den wenigen
Positionen, um die es geht, etwas aus
symbolischen Gründen ändern, ist
widerlegt.

Catherine Hakim von der Lon-
don School of Eco-
nomics hat unter-
sucht, was sich in
dem von Ihnen so
gepriesenen Quo-
tenmusterland Nor-
wegen in der zwei-
ten, dritten, vierten
Führungsebene un-
terhalb der quotier-
ten Gremien tut.
Das Ergebnis ist: Nichts! In diesen
Ebenen ist der Anteil weiblicher
Führungskräfte sogar niedriger als
in Deutschland. Ihre Theorie ist
damit empirisch widerlegt. Des-
halb ist das ein reines Elitenpro-
jekt, aber kein Beitrag zur Gesell-
schaftspolitik.

Dass sich hier in Deutschland
nichts tun würde, ist nun wirklich
wahrheitswidrig. Frau Schröder hat
vorhin sehr eindrucksvoll darauf
hingewiesen, dass es einen Unter-
schied gibt zwischen dem Stillhalte-
abkommen, das Sie abgeschlossen
haben, und der Maßnahme, die die-
se Regierung eingeleitet hat, nämlich
die Änderung des Corporate Gover-
nance Kodex. Seit 2010 tut sich in der
Tat einiges. PricewaterhouseCoopers
hat das untersucht. Von anfangs

knapp über 10 Pro-
zent weiblichen Auf-
sichtsratsmitglie-
dern in DAX-Unter-
nehmen sind wir
mittlerweile bei 18
Prozent angekom-
men. Wir werden in
Kürze auch die 20
Prozent überschrei-
ten. Das heißt, die

Richtung stimmt. Über das Tempo
kann man immer streiten. Zu be-
haupten, dass sich hier nichts getan
hat, ist schlicht wahrheitswidrig. Sie
sollten bei den Fakten bleiben.

Wenn Sie jetzt fragen: „Wenn
doch die Richtung stimmt und sich
etwas tut, was haben Sie dann gegen

die Quote?“, entgegne ich Ihnen:
Das ist ganz einfach. Ich habe etwas
dagegen, dass Sie es jedem Einzelun-
ternehmen vorschreiben wollen. Ich
finde, es ist ein Erfolg, wenn wir ins-
gesamt zu immer höheren Anteilen
kommen. Es muss aber doch mög-
lich sein, dass es bei einem Maschi-
nenbauer anders aussieht als bei ei-
nem Finanzunternehmen.

Wo Sie immer auf die Abschlüsse
hinweisen: Sie sehen doch auch,
dass heute beispiels-
weise in den MINT-
Fächern, die für die
M a s c h i n e n b a u e r
und Automobilbau-
er von entscheiden-
der Bedeutung sind,
Frauen- und Män-
neranteile unter-
schiedlich sind. Auf
diese Fakten wird
man doch wohl hinweisen dürfen,
meine Damen und Herren.

Meine Damen und Herren, eine
weitere Frage lautet: Warum ist der
Anteil weiblicher Mitglieder in Auf-
sichtsräten insgesamt noch nicht hö-
her? Auch hier hilft ein Blick auf die
Fakten. Wenn Sie sich die Gremien
von Kapitalgesellschaften hinsicht-
lich deren Zusammensetzung an-
schauen, dann ist das zwangsläufig
immer ein Blick in die Vergangen-
heit. In deutschen Aufsichtsräten
sind die Mitglieder zwischen 50 und
70 Jahre. Warum? Die Tätigkeit in ei-
nem Aufsichtsrat schließt sich meist
einer erfolgreichen Laufbahn in ei-
nem Vorstand an. Wenn Sie einen

Berufseintritt von 25 Jahren unter-
stellen, dann reden wir also über die
Abschlussjahrgänge der Universitä-
ten Ende der 60er-Jahre bis in die
80er-Jahre hinein. Frau Künast sagt
nun: In den heutigen Abschlussjahr-
gängen machen Frauen und Männer
in gleichem Umfang Abschlüsse. -
Das ist ja auch richtig. Deshalb wird
es in Zukunft einen immer höheren
Frauenanteil geben. Aber das war
eben in den Jahrgängen, die heute in

den Aufsichtsräten
sitzen, nicht so. Des-
halb dauert es eine
gewisse Zeit, bis wir
da den Anteil errei-
chen, den wir errei-
chen wollen. Auch
darauf wird man
hinweisen dürfen,
meine Damen und
Herren.

Letztlich bin ich es, offen gestan-
den, leid, dass Sie allein die Privat-
wirtschaft an den Pranger stellen. Sie
tun immer so, als gäbe es in den pri-
vaten Unternehmen eine finstere
Verschwörung, die sich hier dem
Fortschritt verweigert.

Sie stellen gezielt die Privatwirt-
schaft an den Pranger. Warum reden
wir nicht über die Wohlfahrtsver-
bände? Das sind die größten Arbeit-
geber in Deutschland. Schauen wir
uns den Vorstand des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes an: sechs Män-
ner und zwei Frauen. Warum spre-
chen Sie denn nicht darüber?

Schauen wir uns den Vorstand der
SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stiftung
an: acht Männer und zwei Frauen.

Warum reden wir nicht darüber?
Warum gilt für diese Organisationen
etwas anderes? Das ist nicht konse-
quent.

All das zeigt nur: Sie wollen hier
schlichtweg Wahlkampf machen,
nach dem alten sozialdemokratisch-
linken Motto: In den Unternehmen
sitzen die bösen Kapitalisten; die
müssen wir an den Pranger stellen.
Aber über die Fakten in der Breite der
Gesellschaft, darüber, dass wir ab-
seits der Privatwirtschaft große Ar-
beitgeber haben, für die das genau-
so gelten sollte – gerade im Bereich
der Wohlfahrtsverbände sind beson-
ders viele Frauen als Arbeitnehme-
rinnen beschäftigt –, verlieren Sie
kein Wort. Denn am Ende wollen Sie
keine Politik gegen die gläserne De-
cke machen, sondern nur Politik für
das Schaufenster des Wahlkampfs.
Dabei machen wir nicht mit.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Marco Buschmann *1977
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Marco Buschmann, FDP:

Frauenquote in DAX-Unternehmen
hat sich fast verdoppelt

Dass sich 
hier in
Deutschland
nichts tun würde,
ist nun wirklich
wahrheitswidrig.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen: Dr. Barbara
Höll (Die Linke), Ekin Deligöz (Bündnis
90/Die Grünen), Gerda Hasselfeldt
(CDU/CSU) und Caren Marks (SPD).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.Laut „Women-on-Board“-Index liegt der Frauenanteil in Aufsichtsräten der börsennotierten DAX-Unternehmen aktuell bei 16,2 Prozent.
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In den privaten
Unternehmen gibt
es keine finstere

Verschwörung
gegen den
Fortschritt.


